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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  M a i  1 9 9 9 ,  H e f t 5

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Zwischen Billigkeit und Zumutbarkeit

hindern, womit die Aufgabe wieder beim
Gesetzgeber liegt.

Es gibt also gute Gründe, das Gesetzes-
vorhaben nicht von vornherein und rund-
weg abzulehnen.

Greift man den Gedanken des Dauer-
schuldverhältnisses nochmals auf, dann ist
es konsequent, auf die Zerrüttung der Ehe
abzustellen und daher von der Absolutheit
bestimmter Scheidungsgründeabzurücken.
Daß man Scheidungsgründe gewichten
kann und muß, ist offenkundig. Anderer-
seits sollen aber Ehen, die nicht zerrüttet
sind – es sei denn, das Einvernehmen ist
hergestellt –, nicht geschieden werden.

Will man einen „neuen“ Unterhaltsan-
spruch gewähren, dann ist von der jetzt
geltenden und nach dem Vorhaben auch
weiter geltenden allgemeinen Regelung
des Unterhaltsrechtes auszugehen. Dies
bedeutet, daß der Unterhalt für den schul-
digen Eheteil als „neuer“ Unterhaltsan-
spruch zu sehen ist, der in das Gesamt-
konzept passen muß. Schon daraus ergibt
sich, daß die Gewährung eines Unterhalts-
anspruches für den schuldigen Eheteil im
Widerspruch zu dem Grundsatz steht, daß
ein Unterhaltsanspruch nur dem nicht schul-
digen Eheteil – dies vereinfacht gesagt –
zustehen soll. Zu lösen ist dieser Wider-
spruch nur dadurch, daß der „neue“ Unter-
haltsanspruch für den schuldigen Eheteil
nur in ganz bestimmten Fällen, also als
Ausnahme, zuerkannt wird, wie im übri-
gen der sogenannte Billigkeitsunterhalt bei
der Scheidung aus gleichteiligem Verschul-
den bereits eine Ausnahme von der Regel
ist.

Wie soll der Gesetzgeber, um dem System
gerecht zu werden, den Sonderfall des
Unterhaltes für den schuldigen Eheteil um-

schreiben? Wohl nicht kasuistisch, wie im
Deutschen Recht. Sicherlich eingeschränkt,
und zwar aus der Sicht beider Beteiligten.
Dies bedeutet, daß der Unterhaltsanspruch
zu determinieren ist einerseits durch den
zu umschreibenden Bedarf und die Billig-
keit im Bereich des Berechtigten und durch
die Zumutbarkeit andererseits für den Un-
terhaltspflichtigen. Offenkundig ist also,
daß der Gesetzgeber und später der das
Gesetz Anwendende einen „schiffbaren
Weg“ zwischen Billigkeit und Zumutbar-
keit zu finden hat.

Das kann mit Erfolg allerdings nur gelin-
gen, wenn der Bedarf einschränkend und
daher auch unter Einbeziehung von Ver-
mögen beschrieben und an die Billigkeit
hohe Ansprüche gestellt werden. Ich meine
daher – und dies wurde offensichtlich bis-
her nicht diskutiert –, daß Unbilligkeit
jedenfalls dann gegeben sein muß, wenn
der letztlich aus seinem überwiegenden
Verschulden Geschiedene die Scheidung
selbst betrieben hat, also die Ehe und die
mit ihr verbundenen Unterhaltsrechte ver-
lassen wollte.

Bei der Bemessung des Unterhaltes wird
man unter Berücksichtigung der Zumut-
barkeit nicht über jenen Unterhalt gehen
können, der als Billigkeitsunterhalt bei
gleichteiligem Verschulden zugesprochen
werden kann, weil man sonst das System
des Unterhaltsrechtes verlassen würde.

Aus Billigkeitsüberlegungen wieder und
weil man für einen Sonderfall eine Sonder-
regelung will, um unbillige Ergebnisse
oder Härtefälle zu vermeiden, muß der Un-
terhaltsanspruch für den schuldigen Eheteil
zeitlich begrenzt sein. Weiters sollte der
Anspruchsteller die Anspruchsvorausset-
zungen zu beweisen haben – und nicht

Alles, was ich in der Folge sage, ist meine
persönliche Meinung und soll nicht der
Rechtsanwaltschaft als deren Meinung zu-
geschrieben werden.

Die Diskussion in der Fernsehsendung „Zur
Sache“ hat mich veranlaßt, die Ergebnisse
meiner Überlegungen zu diesem Thema
niederzuschreiben.

Sicherlich sind eingegangene Verpflichtun-
gen zu erfüllen und geschlossene Verträge
einzuhalten. Daß es sich dabei um Grund-
sätze unserer Rechtsordnung handelt, ist
unstrittig. Unstrittig ist weiters, wie ich
meine, daß die die Ehe Schließenden
davon ausgehen, daß die Ehe auf Dauer
bestehen soll, sie gehen aber auch davon
aus, daß die Zivilehe aufgelöst oder
geschieden werden kann. Das entspricht
einem weiteren Grundsatz unserer Rechts-
ordnung, nämlich daß Dauerschuldverhält-
nisse unter bestimmten Voraussetzungen
auch beendet werden können. Was wie-
der nur bedeuten kann, daß – auf den
„Ehevertrag“ umgelegt – der Grundsatz,
Verträge seien einzuhalten, in dieser
Absolutheit nicht gelten kann und daher
als Argument in der Diskussion ausschei-
det.

Und nun zum Stein des Anstoßes: Ist es
überhaupt denkbar, daß jenem Eheteil,
aus dessen Verschulden oder überwiegen-
dem Verschulden die Ehe geschieden
wird, durch das Gesetz ein Unterhalts-
anspruch zugebilligt wird? Nach dem all-
gemeinen Verständnis und Rechtsempfin-
den wohl nicht.

Bevorzugte man diese Lösung, dann müßte
man allerdings in besonderen Einzelfällen
Unbilligkeiten in Kauf nehmen. Will man
dies nicht, dann wird man Lösungen zu fin-
den haben, die solche Unbilligkeiten ver-
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der an dem Scheitern der Ehe Schuldlose.
Eine andere Lösung wäre unzumutbar.
Es ist ein weiterer Grundsatz unserer
Rechtsordnung, daß dem, dem aufgrund
eines gesetzlichen Sondertatbestandes
Rechte gebühren, diese nur im Rahmen
dieses Sondertatbestandes und daher ge-
genüber der Regel einschränkend gewährt
werden können.
Was mir in der Diskussion ebenfalls fehlt,
ist der Umstand, daß Kinder aus einer Ehe,
die aus dem Verschulden ihrer Mutter
geschieden wurde, durchaus auch beim

Vater bleiben könnten, also im Rahmen der
Billigkeitsüberlegungen zu berücksichtigen
sein wird, daß einer Mutter, die die Kin-
dererziehung nicht übernimmt, eben kein
Unterhalt gebührt. Schließlich müßte eine
Lösung für die Scheidungsfolgen, insbeson-
dere was die Ehewohnung betrifft, gefun-
den werden. Bei Prüfung der Zumutbarkeit
könnte man auch zu dem Ergebnis kom-
men, daß die Wohnung demjenigen, der
Unterhalt zu gewähren hat, zukommt.
Zusammenfassend hat das zur Diskussion
gestellte Vorhaben sohin durchaus seine

Berechtigung. Es trifft auch zu, daß die
gesetzliche Regelung in ihrer Legistik
der österreichischen Tradition entsprechen
sollte, um eben Einzelfällen tatsächlich
gerecht werden zu können. Zu fordern ist
dennoch eine klare Vorgabe der An-
spruchsvoraussetzungen, die Einordnung
der Höhe des Anspruches in das System
des Unterhaltsrechtes, die Beweislastvertei-
lung zum Nachteil des Anspruchstellers
und eine zeitliche Begrenzung des Unter-
haltsanspruches, wobei das Gesetz einen
Rahmen bis zu fünf Jahren geben könnte.
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Wichtige

Gerichtshof der EG –
Verfahrensordnung
Im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 6. 3. 1999
wurde eine kodifizierte Fassung der Verfahrensordnung des
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften verlautbart. Diese
beinhaltet die Verfahrensordnung vom 19. 6. 1991 unter Einarbei-
tung der Änderungen, welche am 28. 2. 1995, am 19. 4. 1997
und am 23. 12. 1997 erfolgt sind.
Diese kodifizierte Fassung liegt im ÖRAK zur Einsichtnahme auf.

AC

Sonderformen der Arbeitszeit
Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat
eine demographische und erwerbsstatistische Analyse von Sonder-
formen der Arbeitszeit in Österreich herausgegeben. Die Daten
für dieses statistisch äußerst umfangreiche Werk wurden im Rah-
men einer Mikrozensuserhebung im Sonderprogramm „Arbeits-
zeitformen“ gewonnen. Diese Publikation liegt im ÖRAK zur Ein-
sichtnahme auf.

AC

Öffentlichkeitsarbeit
Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen!

Wir brauchen Ihre Hilfe.

Immer mehr versuchen Personen und Institutionen rechtsberatende
Tätigkeiten, zu welchen sie nicht befugt sind, auszuüben. Dies
häufig mit katastrophalen Folgen für den Rechtsuchenden. Nur mit
intensiver Öffentlichkeitsarbeit kann dem begegnet werden. Die
Öffentlichkeitsarbeit für unseren Stand ist nur dann besonders
erfolgreich, wenn sie mit konkreten Fällen illustriert werden kann.
Wir treten deshalb mit der Bitte an Sie heran, uns zu informieren
über Situationen und Fälle,

– bei denen plakativ herausgestellt werden kann, welche besonde-
ren Vorteile die Einschaltung eines Rechtsanwaltes hatte,

– bei denen Fehler und Versäumnisse bei rechtsberatender Tätig-
keit durch Nicht-Anwälte erst durch das Einschreiten von Anwäl-
ten ausgebügelt werden konnten,

– bei denen solche Fehler und Versäumnisse nicht mehr korrigier-
bar waren und welche Schäden entstanden sind.

Dr. Klaus Hoffmann
Präsident

Bitte Zuschriften an:
Mag. Monika Peschke
Rotenturmstraße 13
1010 Wien
Stichwort: Öffentlichkeitsarbeit

Internationaler
Studienpreis ’99

Die Wirtschaftstreuhändergruppe TPA Treuhand Partner Au-
stria schreibt heuer erstmals einen Studienpreis für rechts-
und wirtschaftsberatende Berufe aus, der mit 100.000 Schil-
ling dotiert ist. Wissenschaftliche Arbeiten, die sich mit den
„Herausforderungen der EU-Erweiterung an die rechtsbera-
tenden Berufe“ oder mit der „Beratung mittelständischer
Unternehmen zur Internationalisierung“ befassen, können bis
24. 9. 1999 bei TPA Klagenfurt (Walther-von-der-Vogel-
weide-Platz 4, 9020 Klagenfurt) eingereicht werden.
Nähere Informationen erhalten Sie bei TPA Treuhand Part-
ner Austria, Dr. Adolf Rausch, Walther-von-der-Vogelweide-
Platz 4, 9020 Klagenfurt, Tel (0463) 327 46-0, Fax DW 33,
Internet: http://www.tpawt.com
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Termine

Inland
7. Juni Wien

MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall –
Von der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

8. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der Privatkonkurs –
Dr. Franz Mohr

9. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wohnrechtsproble-
matik: Theorie und Praxis – ein Brückenschlag –
Dr. Wolfgang Dirnbacher, Dr. Patricia Wolf

10. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles aus dem
ungarischen Unternehmensrecht – Dr. Georg Walder-
dorff, Dr. Andrea Hegedüs

10. Juni Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Rechtliche Rahmen-
bedingungen der Alten- und Pflegebetreuung – Univ.-
Prof. Dr. Heinz Barta

14. Juni Wien
MANZ-Seminar: o.Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves, Die
neueste Judikatur des OGH zur Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung

14. Juni Linz
MANZ-Seminar: Dr. Wolfgang Steiner, Neu: Das
Oberösterreichische Bau- und Raumordnungsrecht –
Aktuelles zur neuen Rechtslage

14. Juni Wien
MANZ-Seminar: Dr. Karl Edelbauer, Emotionale Intel-
ligenz – Authentisch und erfolgreich im Beruf

17. Juni Salzburg
Salzburger Juristische Gesellschaft: Probleme des
Verfahrens vor den abgabenrechtlichen Berufungs-
senaten – o.Univ.-Prof. Dr. Michael Lang

17. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles aus dem
tschechischen Unternehmensrecht – Dr. Georg Wal-
derdorff, Dr. Lenka Patenidisová

21. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die richtige Wahl
der Gesellschaftsform – Mag. Dr. Bernhard Huber,
Mag. Gerold Breinbauer

23. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: EU-Recht in der öster-
reichischen Arbeitswelt – Univ.-Prof. Dr. Wolfgang
Mazal, Dr. Bernhard Huber

24. und
25. Juni

Wien
Forum Institut für Management: Kreditsicherheiten

29. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Miet-, Kauf- und Woh-
nungseigentumsverträge – Dr. Wolfgang Dirnbacher,
Dr. Markus Singer

1. Juli Wien
Verlag Österreich – Seminare: Verzug und Pönale –
HR Dr. Franz Hartl, VPräs. Dr. Horst Schlosser

1. Juli Wien
Forum Institut für Management: Versicherungsrecht

5. und
6. Juli

Wien
Forum Institut für Management: Die Sekretärin in der
Rechtsabteilung

12. Juli Wien
Forum Institut für Management: Baupreisermittlung
nach der neuen ÖNORM B 2061

12. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

13. Juli Wien
Forum Institut für Management: Einkaufszentren

13. und
14. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Samy Molcho, Erfolg-
reich mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für
Verhandeln, Verkaufen und Führen

14. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
pflicht für freie Dienstverträge – Die Neufassung der
Werkvertragsregelung auf dem Prüfstand – ao.Univ.-
Prof. Dr. Reinhard Resch

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

17. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die neuen Zeitmiet-
verträge – Dr. Oskar Tonkli
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Termine

Ausland

20. bis
24. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen auf
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und des zivil-
gerichtlichen Verfahrensrechts

5. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit Lauschangriff und Rasterfahndung – HR
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

2. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme der Reform des Strafprozeßrechts – em.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos

5. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

6. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

3. bis
6. Juni

Venedig
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Jahreskongreß
(Corporate Governance)

4. bis
6. Juni

Bükfürdö
XIV. Pannonische Juristentage: Die Europäische Union
und die Rechtsangleichung

10. und
11. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die dezen-
trale Anwendung des europäischen Kartellrechts: Soll
die Europäische Kommission ihr Freistellungsmonopol
aufgegeben?

10. bis
12. Juni

Bern
AIJA-Seminar: Konvergenz der Bank- und Versiche-
rungsmärkte

17. und
18. Juni

Dresden
UAE: Kongreß, Unternehmensansiedlung in der Euro-
päischen Union

14. bis
25. Juni

New Orleans
International Legislative Drafting Institute

24. bis
27. Juni

Capri
AIJA-Seminar: Fremdenverkehrsrecht

4. bis
7. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (deutsche Session)

11. bis
14. Juli

Brügge
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (englische und franzö-
sische Session)

19. bis
23. Juli

London
Intensivseminar: Introduction to the English Legal
System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real

1. und
2. Okt.

Frankfurt
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Bankrecht (Corpo-
rate Finance)

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

15. und
16. Okt.

Pisa
AIJA-Seminar: Redaktion eines internationalen Ver-
triebsvertrages

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß

18. bis
20. Nov.

Warschau
AIJA-Seminar: Private-Public-Partnership: Rechtliche
Rahmenbedingungen für privatfinanzierte Infrastruk-
turprojekte in Zentral- und Osteuropa

26. März
bis 2. April
2000

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß
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Schon gelesen?

Die Regeln des Eigenkapitalersatzrechts sind auch auf Darlehen
anzuwenden, die einem unternehmerisch tätigen Verein von einem
den Verein beherrschenden Vereinsmitglied gewährt werden. HG
Wien 15. 5. 1998, 5 S 844/97w, ecolex 1999, 35 (rechtskräftig).

■

Das Entstehen einer GesbR setzt eine – wenn auch lose – Ge-
meinschaftsorganisation voraus, durch die jedem Gesellschafter
gewisse Einwirkungs- oder Mitwirkungsrechte eingeräumt sind.
OGH 13. 8. 1998, 2 Ob 197/98d, RdW 1999, 18.

■

Organmitglieder einer juristischen Person betreiben aufgrund die-
ser Tätigkeit selbst dann kein Unternehmen iS des § 182 KO, wenn
sie über einen Mehrheitsanteil an der Gesellschaft verfügen. Das
Schuldenregulierungsverfahren steht ihnen daher offen. OGH
24. 8. 1998, 8 Ob 90/98p, RdW 1999, 25 (als Leitsatz abge-
druckt, kurz „LS“).

■

Die Mitteilung über eine Forderungsabtretung ist keine Willens-
erklärung, sondern bloße Wissenserklärung, die selbst bei organ-
schaftlicher Gesamtvertretung von jedem Geschäftsführer allein
wirksam abgegeben werden kann. OGH 25. 8. 1998, 1 Ob
172/98w, RdW 1999, 25.

■

1. Ein in der Krise der Gesellschaft gewährtes eigenkapitalerset-
zendes Gesellschafterdarlehen kann nach Überwindung der Krise
zurückgefordert werden, wenn der Gesellschafter nicht auf die
Rückzahlung verzichtet hat.
2. Ein vom Käufer eines GmbH-Geschäftsanteils der Gesellschaft
gewährtes eigenkapitalersetzendes Darlehen ist in der für den
Anteilskauf maßgeblichen Bilanz als Verbindlichkeit einzustellen,
wenn damit vor dem Bilanzstichtag Schulden der Gesellschaft ge-
tilgt werden. OGH 10. 9. 1998, 6 Ob 200/98z, RdW 1999, 26.

■

§ 298 Abs 1 StGB: Vortäuschung eines Delikts, keine strafbare
Vortat zum Versicherungsbetrug
In Ansehung des Umstandes, daß eine Strafverfolgungsbehörde
oder ein zur Entgegennahme von Anzeigen zuständiger Beamter
getäuscht wird, muß zumindest bedingter Vorsatz vorliegen. Dieses
Tatbestandsmerkmal ist schon dann erfüllt, wenn der Täuschende

Spuren schafft, welche die Sicherheitsbehörde zu amtswegigen
Ermittlungen gegen eine mit gerichtlicher Strafe bedrohten Hand-
lung veranlassen und wenn der Täter ein solches Einschreiten der
Behörde ernstlich für möglich hält und sich damit abfindet. Die
Vortäuschung eines Einbruchdiebstahls als Mittel zur Irreführung
bei einem geplanten Versicherungsbetrug geht im versuchten Ver-
mögensdelikt nicht auf. OGH 3. 3. 1998, 11 Os 5/98.

■

§ 43a Abs 3, 2. Satz StGB: Drittelberechnung bei Zusatzstrafe
Der Berechnung des (nicht bedingt nachzusehenden) Drittels der
Strafe ist im Falle der Verhängung der Zusatzstrafe ausschließ-
lich deren Ausmaß zugrunde zu legen. OGH 2. 4. 1998, 15 Os
56/98.

■

§ 88 StGB (§§ 2, 6 StGB): Zur Garantenpflicht des Pistenhalters;
freiwillige Selbstgefährdung des Benützers einer „wilden Abfahrt“
a) Die Garantenpflicht des Pistenhalters umfaßt nur die Neutra-
lisierung von (atypischen) Gefahrenstellen, die sich unter Einbe-
ziehung eines angrenzenden Schutzraumes – im unmittelbaren
Bereich der Abfahrt selbst befinden.
b) Das Maß der vom Pistenhalter zu beobachtenden objektiven
Sorgfalt wird aber auch durch die Eigenverantwortlichkeit des
Pistenbenützers begrenzt: Ein eigenverantwortliches selbstgefähr-
dendes oder schädigendes Verhalten des Opfers schließt die Straf-
barkeit eines anderen Mitwirkenden, der die Selbstgefährdung
bloß veranlaßt, gefördert oder ermöglicht hat, grundsätzlich aus.
c) Verläßt ein Skiläufer bewußt den für den Massenverkehr gewid-
meten „organisierten Skiraum“ und damit jenen Bereich, für den er
den Schutz des Pistenhalters vor atypischen Gefahren erwarten
kann, dann handelt er eigenverantwortlich und trägt damit allein
das Risiko seiner Verletzung. OGH 2. 12. 1997, 11 Os 22, 23/
97 (OLG Innsbruck 7. 8. 1996, 6 Bs 306/96; LG Feldkirch 15. 4.
1996, 17 Vr 241/96).

■

§ 148a StGB: Handy-Manipulation als strafbarer Datenverarbei-
tungsmißbrauch
Wer nicht angemeldete Mobiltelefone, die in unzulässiger Mani-
pulation mit Ruf- und Seriennummern ordnungsgemäß zugelasse-
ner Geräte versehen wurden, für Ferngespräche einsetzt, wodurch
Daten zur Gebührenverrechnung eingegeben werden, die zu einer
vermögensschädigenden Beeinflussung des Datenverarbeitungser-
gebnisses führen, verwirklicht den Tatbestand des betrügerischen
Datenverarbeitungsmißbrauchs gemäß § 148a StGB. OGH 4. 9.
1997, 15 Os 73/97 (LG Salzburg 17. 9. 1996, 41 Vr 483/96).
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Ausschluß des Gewährleistungsbehelfes „Wandelung“ in Verträ-
gen bzw Allgemeinen Geschäftsbedingungen dann sittenwidrig,
wenn dieser Ausschluß auch für den Fall gelten soll, daß ein
wesentlicher Mangel vorliegt, der entweder an sich unbehebbar
oder innerhalb angemessener Nachfrist nicht behoben werden
kann. OGH 24. 11. 1998, 1 Ob 277/98m, RdW 1999, 196.
(Eingehende Auseinandersetzung mit der Frage „gröbliche Be-
nachteiligung in AGB sowie zur doch recht breiten Palette zuläs-
siger Gewährleistungsbeschränkungen in Verträgen und AGBs.
Bisanz.)

■

Die Jahresgrenze des § 1111 ABGB für die gerichtliche Geltend-
machung von Ansprüchen aus Beschädigung oder mißbräuchliche

Abnützung des Bestandobjektes durch den Bestandnehmer gilt
auch für Ansprüche des Vermieters gegen den Mieter aus abrede-
widrigen Umbauarbeiten des Mieters. OGH 20. 10. 1998, 4 Ob
258/98i, EvBl 1999/48 (ÖJZ 1999, 227). (Vermieter werden
daher, vor allem wenn sie nach langfristiger Vermietung Bestand-
gegenstände zurücknehmen und auf Einhaltung der Verpflichtung
zur „Wiederherstellung des früheren Zustandes“ pochen, gut dar-
an tun, ehest den jetzigen Zustand mit dem damaligen Übergabe-
Zustand zu vergleichen. Bisanz.)

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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RA Dr. Wolf-Georg Schärf, Wien*)

Rechtsmittelverfahren1)

I. Rechtliche Voraussetzungen in den Verträgen
und Allgemeines

Entscheidungen des EUG können mittels eines Rechtsmittels beim
EuGH angefochten werden. Entscheidungen des EuGH werden mit
der Verkündigung endgültig und rechtskräftig. Dies bedeutet, daß
ab diesem Zeitpunkt der EuGH an das Urteil selbst gebunden ist.
Aufgehoben kann ein solches Urteil nur durch den Rechtsbehelf
des Drittwiderspruches oder durch einen stattgegebenen Antrag
auf Wiederaufnahme werden.

Nach Art 168a Abs 1 EGV ist der EuGH für auf Rechtsfragen be-
schränkte Rechtsmittel gegen Entscheidungen des EUG zuständig,
auf Grund derer der EuGH aufgrund der im Rechtsmittel vorge-
brachten Rügen entweder in der Sache selbst entscheidet oder die
Sache an den EUG zurückverweist. Dies bedeutet, daß das Rechts-
mittelverfahren dem Wesen nach ein Revisionsverfahren ist. Das
Rechtsmittel hängt nicht von einer Zulassung durch den EUG oder
vom Streitwert ab2).

Art 140a Abs 1 EAGV sowie Art 32d Abs 1 EGKS sind mit der
Bestimmung des Art 168a Abs 1 EGV ident. Die Regelungen
betreffend die Rechtsmittel gegen Entscheidungen des EUG sind in
der EWG-Satzung, EAG-Satzung und EGKS-Satzung sowie in der
EuGH VfO niedergelegt.

Im Gegensatz zu den nationalen Verfahrensordnungen kennt das
Recht der Europäischen Gemeinschaften nur eine Art von Rechts-
mittel. Seine Einbringung hemmt die Rechtskraft und bewirkt eine
Überleitung des Verfahrens an den EuGH; somit liegt ein Devolutiv-
effekt vor3). Das Rechtsmittel an den EuGH hat gem Art 53 Abs 1
EWG-Satzung keine aufschiebende Wirkung, wodurch es nach
der klassischen Terminologie als Rechtsbehelf anzusehen ist4). Es
treten somit materielle Rechtskraft und Vollstreckbarkeit ein. Nach
Art 185f EGV, Art 148f EAGV und Art 39 EGKS iVm Art 53
EWG-Satzung, Art 54 EAG-Satzung und Art 54 EGKS-Satzung
iVm Art 83 und 118 EuGH VfO kann der EuGH die Aussetzung
der Durchführung des angefochtenen Urteils anordnen, wenn er
dies den Umständen nach für notwendig hält5).

Nach Art 49 Abs 1 EWG-Satzung, Art 50 EAG-Satzung und
Art 49 Abs 1 EGKS-Satzung ist ein Rechtsmittel gegen Endentschei-
dungen des EUG zulässig. Dies sind Urteile und Beschlüsse, die
das Verfahren ganz oder teilweise beenden. Dazu zählen sowohl
Urteile im normalen Verfahren als auch Urteile nach einem Dritt-
widerspruch, nach einer Wiederaufnahme des Verfahrens. Aus-
drücklich sind in Art 49 Abs 1 EWG-Satzung, Art 50 Abs 1 EAG-
Satzung und Art 49 Abs 1 EGKS-Satzung auch Entscheidungen,
die über einen Teil des Streitgegenstandes ergangen sind (Teil-
urteile) oder einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede

der Unzuständigkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat,
erwähnt. Auch Zwischenurteile, die – wie im Schadenersatzpro-
zeß – über einen Anspruch dem Grunde nach absprechen, können
mit einem Rechtsmittel bekämpft werden6). Nach Art 50 Abs 1
EWG-Satzung, Art 51 Abs 1 EAG-Satzung und Art 50 Abs 1
EGKS-Satzung ist ein Rechtsmittel auch gegen die Ablehnung
der Zulassung als Streithelfer durch Beschluß des Präsidenten oder
des Spruchkörpers oder gegen Entscheidungen des Präsidenten
oder des Spruchkörpers über den einstweiligen Rechtsschutz mög-
lich.

Falls nach Art 50 Abs 1 EWG-Satzung, Art 51 Abs 1 EAG-Sat-
zung und Art 50 Abs 1 EGKS-Satzung ein Antrag auf Zulassung
als Streithelfer vor dem EUG abgelehnt wird, so kann der Antrag-
steller binnen zwei Wochen nach Zustellung der ablehnenden Ent-
scheidung ein Rechtsmittel beim EuGH einlegen.

*) Stand der Abhandlung: Juli 1998.
1) Literatur zum Rechtsmittel: Beutler/Bieber/Pipkorn/Streil, Die Europäi-

sche Union4, 149; Jung, Das Gericht erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften (1991), Rz 121ff; Kirschner, Das Gericht erster Instanz
der Europäischen Gemeinschaften (1995); Rz 140ff; Borchardt in
Lenz, EGV-Kommentar, Art 168a Rn 12ff; Rengeling/Midekke/Geller-
mann, Rechtsschutz in der Europäischen Union, Rz 738ff; Schweitzer/
Hummer, Europarecht5, Rn 558ff; Di Bucci/Di Bucci 2, Der Gerichtshof
und das Rechtsschutzsystem der Europäischen Gemeinschaften, in
Röttinger/Weyringer (Hrsg), Handbuch der Europäischen Integration2

(1996), 242; Hakenberg/Stix-Hackl, Handbuch zum Verfahren vor
dem Europäischen Gerichtshof, 80ff; Dauses in Hdb, EG-WirtschaftsR,
P. IV. Rdnr 6 ff; Jung, Ein erstinstanzliches Gericht für die Europäischen
Gemeinschaften, EuGRZ 1986, 229ff; Neye, Das neue Gericht erster
Instanz, DB 1988, 2393ff; Müller-Huschke, Verbesserungen des Indivi-
dualrechtsschutzes durch das neue Gericht Erster Instanz (EuGEI),
EuGRZ 1989, 213ff; Deringer, Das Gericht I. Instanz der Europäischen
Gemeinschaften, RIW 1989, 122ff; Rabe, Das Gericht erster Instanz
der Europäischen Gemeinschaften, NJW 1989, 3041ff; Lenaerts, Das
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften, EUR 1990,
228ff; Oldland, Rules of Procedure of the Court of First Instance, ECLR
1991, 101ff; Jung, Das Gericht erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften, EUR 1992, 229ff; Voss, The national perception of
the Court of First Instance and the European Court of Justice, CMLR
1993, 1119ff; Niemeyer, Erweiterte Zuständigkeiten für das Gericht
erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften, EuZW 1993, 529ff;
Wägenbaur, Die Prüfungskompetenz des EuGH im Rechtsmittelverfah-
ren, EuZW 1995, 199ff; Brown, The first five years of the Court of First
Instance and appeals to the Court of Justice: Assessment and statistics,
CMLR 1995, 743ff.

2) R/M/G, Rz 738.
3) Kirschner, Rz 146.
4) R/M/G, Rz 739.
5) EuGH, B 3. 4. 1992, RS C-35/92 P (R), Parlament/Erik Dan Frederik-

sen, Slg 1992, I-2399, 2404; EuGH, B 6. 7. 1995, RS C-166/95 P
(R), Kommission/Frédéric Daffix, Slg 1995, I-983, 1003.

6) Jung, Rz 131.
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Ob gegen ein Versäumungsurteil ein Rechtsmittel neben dem Ein-
spruch möglich ist, ist strittig7). Die EUG VfO sagt zum Verhältnis
des Einspruchs zum Rechtsmittel nichts. Richtig ist wohl, daß das
Versäumnisurteil ein klassisches Endurteil ist, sodaß auch gegen
dieses ein Rechtsmittel ergriffen werden kann. Anders ist die Lage
im Verhältnis des Drittwiderspruches nach Art 123 § 4 EUG VfO
zum Rechtsmittel. Bei gleichzeitiger Einbringung kann das EUG
nach Anhörung der Parteien das Verfahren bis zum Erlaß des
Urteils des EuGH aussetzen. Dieselbe Vorgangsweise gilt nach
Art 128 EUG VfO auch für die Kumulierung von Rechtsmitteln mit
den Anträgen auf Wiederaufnahme des Verfahrens und nach
Art 129 § 4 EUG VfO für den Fall der Auslegung eines Urteils
durch den EUG.

Gegen Kostenentscheidungen und Kostenfestsetzungen, die ein
selbständiges Verfahren abschließen, ist ein Rechtsmittel nach
Art 51 EWG-Satzung, Art 52 EAG-Satzung und Art 51 EGKS-Sat-
zung unzulässig8). Ebensowenig sind prozeßleitende Verfügungen
wie Beweisbeschlüsse und Fristverlängerungen rechtsmittelfähig9).

Gegen Beschlüsse des EUG, die den vorläufigen Rechtsschutz
betreffen, und Beschlüsse bei Zwangsvollstreckungsmaßnahmen ist
ein Rechtsmittel zulässig10).

Nach Art 52 EWG-Satzung, Art 53 EAG-Satzung und Art 52
EGKS-Satzung besteht das Rechtsmittelverfahren vor dem EuGH
aus einem schriftlichen und einem mündlichen Verfahren. Es kann
in der Verfahrensordnung festgelegt werden, daß der EuGH nach
Anhörung des Generalanwaltes und der Parteien ohne mündliches
Verfahren entscheidet.

II. Rechtsmittelverfahren

1. Rechtsmittelschrift

Nach Art 111 Abs 1 EuGH VfO wird das Rechtsmittel durch Einrei-
chung eines Schriftsatzes bei der Kanzlei des EuGH oder des EUG
eingelegt.

Nach Art 110 EuGH VfO ist die Verfahrenssprache diejenige
Sprache, in der die mit dem Rechtsmittel angefochtene Entschei-
dung des EUG ergangen ist. Art 29 § 2 Buchstabe b und c sowie
§ 3 Abs 4 EuGH VfO bleiben hievon unberührt.

Falls in der Rechtsmittelschrift eine Bestimmung der EWG-Satzung
irrtümlich als angebliche Grundlage für das Rechtsmittel angege-
ben worden ist und dieses Vorbringen später richtiggestellt wird
und es sich dabei herausstellt, daß dieser Fehler ein Schreibfehler
gewesen ist, so führt dies nicht zu einer Unzulässigkeit des Rechts-
mittels11).

Nach Art 112 § 1 EuGH VfO muß die Rechtsmittelschrift Namen
und Wohnsitz des Rechtsmittelführers, die Bezeichnung der ande-
ren Parteien des Verfahrens vor dem EUG, die Rechtsmittelgründe
und die Anträge des Rechtsmittelführers enthalten. Die Art 37 und
38 § 2 und 3 EuGH VfO finden auf die Rechtsmittelschrift eben-
falls entsprechende Anwendung. Dies bedeutet, daß bei diesen

Mängeln diese zur Verbesserung zurückgestellt werden kann. Die
Rechtsmittelschrift muß von einem Rechtsanwalt, der im Gemein-
schaftsraum oder im Gebiet eines Mitgliedstaates des EWR nieder-
gelassen ist und der vom Rechtsmittelwerber verschieden ist, unter-
fertigt werden12).

Inhaltliche Mängel, wie eine bloße Wiederholung des erstinstanz-
lichen Vorbringens, führen zu einer Zurückweisung des Rechtsmit-
tels13), da die Rechtsmittelgründe nicht nur kurz, sondern ausführ-
lich genau bezeichnet gehören14). Die Unterlassung der Ausfüh-
rung der Rechtsmittelgründe ist ein Verstoß gegen Art 112 EuGH
VfO15), was zur Folge hat, daß das Rechtsmittel zurückgewiesen
wird. Gemäß Art 51 EWG-Satzung iVm Art 112 § 1 lit c EuGH
VfO muß ein Rechtsmittel die beanstandeten Teile des Urteils, des-
sen Aufhebung beantragt wird, sowie die rechtlichen Argumente,
die diesen Antrag speziell stützen, genau bezeichnen16).

Weiters ist nach Art 112 § 2 EuGH VfO die mit dem Rechtsmittel
angefochtene Entscheidung der Rechtsmittelschrift beizufügen. Es
ist anzugeben, an welchem Tag die angefochtene Entscheidung
dem Rechtsmittelführer zugestellt worden ist. Falls die Rechtsmittel-
schrift nicht dem Art 38 § 3 oder 112 § 2 EuGH VfO entspricht, so
findet Art 38 § 7 EuGH VfO entsprechende Anwendung; hierauf

7) Dagegen Kirschner, Rz 147; eher dafür: Jung, Rz 128.
8) Jung, Rz 130; Schweitzer/Hummer5, Rn 560; Müller-Huschke, EuGRZ

1989, 217; EuGH, B 13. 1. 1995, RS C-253/94 P, Olivier Roujan-
sky/Rat der Europäischen Union, Slg 1995, I-7, 12; EuGH, B 13. 1.
1995, RS C-264/94 P, Jacques Bonnamy/Rat der Europäischen
Union, Slg 1995, I-15, 20; EuGH, B 12. 12. 1996, RS C-49/96 P,
Nicoloas Progoulis/Kommission, Slg 1996, I-6803, 6815; EuGH,
U 14. 9. 1995, RS C-396/93 P, Helmut Henrichs/Kommission, Slg
1995, I-2611, 2638f; EuGH, B 6. 3. 1997, RS C-303/96 P, Bernardi/
Parlament, Slg 1997, I-1238, 1257.

9) R/M/G, Rz 740.
10) Müller-Huschke, EuGRZ 1989, 216; Schweitzer/Hummer5, Rn 560.
11) EuGH, B 19. 7. 1995, RS C-149/95 P (R), Kommission/Atlantic

Container Line ua, Slg 1995, I-2165, 2176.
12) EuGH, B 5. 12. 1996, RS C-174/96 P, Orlando Lopes/Gerichtshof,

Slg 1996, I-6401, 6403; EuGH, B 5. 12. 1996, RS C-175/96 P,
Orlando Lopes/Gerichtshof, Slg 1996, I-6409, 6412.

13) EuGH, B 26. 4. 1993, RS C-244/92 P, Kupka-Floridi/WSA, Slg
1993, I-2041, 2045; EuGH, U 22. 12. 1993, RS C-354/92 P, Eppe/
Kommission, Slg 1993, I-7027; EuGH, B 7. 3. 1994, RS C-338/93 P,
Paul de Hoe/Kommission, Slg 1994, I-819, 828; EuGH, B 17. 10.
1995, RS C-62/94 P, Mariette Turner/Kommission, Slg 1995, I-3177,
3182; Wägenbaur, EuZW 1995, 200; Hakenberg/Stix-Hackl, 200.

14) EuGH, B 7. 3. 1994, RS C-338/93 P, Paul de Hoe/Kommission, Slg
1994, I-818, 828f; EuGH, B 26. 4. 1993, RS C-244/92 P, Kupka-
Floridi/WSA, Slg 1993, I-2041, 2045; EuGH, B 6. 3. 1997, RS
C-303/96 P, Bernardi/Parlament, Slg 1997, I-1231, 1255; Kirschner,
Rz 151; Wägenbaur, EuZW 1995, 199.

15) EuGH, B 1. 2. 1993, RS C-318/92, Moat/Kommission, Slg 1993,
I-481, 485.

16) EuGH, U 14. 12. 1995, RS C-173/95 P, Hogan/Gerichtshof, Slg
1995, I-4905, 4918; EuGH, B 12. 12. 1996, RS C-49/96 P, Nicoloas
Progoulis/Kommission, Slg 1996, I-6803, 6813; EuGH, B 5. 2. 1997,
Unifruit Hellas EPE/Kommission, Slg 1997, I-727, 742.
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wird das Rechtsmittel dem Rechtsmittelführer unter Setzung einer
Frist zur Verbesserung zurückgestellt.

Nach Art 113 EuGH VfO müssen die Rechtsmittelanträge die voll-
ständige oder teilweise Aufhebung der Entscheidung des EUG
oder die vollständige oder teilweise Aufrechterhaltung der im
ersten Rechtszug gestellten Anträge enthalten. Neue Anträge kön-
nen nicht mehr gestellt werden.

Gemäß Art 113 § 2 EuGH VfO kann das Rechtsmittel den vor dem
EUG verhandelten Streitgegenstand nicht verändern. Im Rechtsmit-
telverfahren gilt somit das Neuerungsverbot. Die Befugnisse des
EuGH sind auf die Beurteilung der rechtlichen Entscheidung über
das im ersten Rechtszug erörterte Vorbringen beschränkt17). Neues
Vorbringen ist dann zulässig, wenn es sich auf Verfahrensverstöße
des EUG bezieht oder rechtliche Mängel, die sich aus dem ange-
fochtenen Urteil ergeben18), erörtert. Der Streitgegenstand bleibt
unverändert, wenn die Parteien im Rechtsmittelverfahren sich erst-
mals auf den ordre public stützen19) und dabei neues Vorbringen
erstatten.

Nach Art 114 EuGH VfO wird allen Parteien des Verfahrens vor
dem EUG die Rechtsmittelschrift zugestellt. Art 39 EuGH VfO findet
wiederum analog Anwendung; die Rechtsmittelschrift wird dem
Rechtsmittelgegner zugestellt.

2. Rechtsmittellegitimation

Das Rechtsmittel kann von einer Partei oder einem Streithelfer ein-
gelegt werden, der mit seinen Anträgen ganz oder teilweise unter-
legen ist. Nach Kirschner knüpft die EWG-Satzung betreffend die
Beschwer an die Anträge der Parteien an. Seiner Ansicht nach ist
die formelle Beschwer Voraussetzung zur Einlegung eines Rechts-
mittels20). Formelle Beschwer ist dann gegeben, wenn eine Partei
mit ihren Anträgen unterlegen ist. In einigen Fällen ist seiner Ansicht
nach auch eine materielle Beschwer ausreichend21), und zwar
dann, wenn entgegen der Ansicht des beklagten Organs die Klage
wegen Inexistenz des Aktes abgewiesen worden ist. Der EuGH hat
jedoch in einem Urteil anklingen lassen, daß auch die materielle
Beschwer von entscheidender Bedeutung sein kann. Der EuGH ver-
tritt nämlich die Ansicht, daß er die Frage von Amts wegen prüfen
kann, ob eine Partei kein Interesse mehr an der Einlegung oder
Aufrechterhaltung eines Rechtsmittels auf Grund einer nach dem
Urteil des EUG eingetretenen Tatsache hat, die dem Urteil seinen
für den Rechtsmittelführer beeinträchtigenden Charakter nehmen
kann, und das Rechtsmittel aus diesem Grund für unzulässig oder
gegenstandslos erklären kann. Ein Rechtsschutzinteresse des
Rechtsmittelführers setzt nämlich voraus, daß das Rechtsmittel der
Partei, die es eingelegt hat, im Ergebnis einen Vorteil verschaffen
kann22).

Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten oder Gemeinschaftsorgane
können nach Art 49 Abs 2 EWG-Satzung, Art 50 Abs 2 EAG-Sat-
zung und Art 49 Abs 2 EGKS-Satzung ein Rechtsmittel jedoch nur

dann einlegen, wenn die Entscheidung des EUG sie unmittelbar
berührt. Bedeutung erlangt diese Bestimmung nur in Personal- oder
Wettbewerbsangelegenheiten, wenn der Streithelfer durch die Auf-
hebung der ihn begünstigenden Entscheidung des EUG in seinen
Rechten eingeschränkt wird23). Das rechtliche Interesse ist vom das
Rechtsmittel einlegenden Streithelfer zu beweisen24). Mit Ausnahme
der Streitsachen zwischen der Gemeinschaft und ihren Bedien-
steten kann das Rechtsmittel auch von den Mitgliedstaaten und
Gemeinschaftsorganen eingelegt werden, die dem Rechtsstreit vor
dem EUG nicht beigetreten sind (Art 49 Abs 3 EWG-Satzung,
Art 50 Abs 3 EAG-Satzung, Art 49 Abs 3 EGKS-Satzung). In die-
sem Fall befinden sie sich in derselben Stellung wie Mitgliedstaa-
ten und Organe, die dem Rechtsstreit im ersten Rechtszug beigetre-
ten sind. Daher können die dem Verfahren neu beitretenden Mit-
gliedstaaten und Organe auch den Streitgegenstand nicht verän-
dern und neue Anträge stellen25). Zu beachten ist in diesem Fall
Art 122 Abs 4 EuGH VfO, der eine Kostenteilung oder gar die
Auferlegung sämtlicher Kosten des Rechtsmittelverfahrens zu Lasten
der obsiegenden Partei vorsieht.

3. Rechtsmittelfrist

Die Rechtsmittelfrist beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zu-
stellung der angefochtenen Entscheidung. Bei der Berechnung der
Frist ist der Beschluß über die Verlängerung der Rechtsmittelfristen
mit Rücksicht auf die räumliche Entfernung zu berücksichtigen.

Die Frist wird für die Kommission, die ihren Sitz nicht nur in Brüs-
sel, sondern auch in Luxemburg und in Straßburg hat, gemäß dem
in der Anlage II enthaltenen Beschluß des Gerichtshofes über die
Verlängerung der Verfahrensfristen mit Rücksicht auf die räumliche
Entfernung um 2 Tage verlängert, da die Kommission schon vor
der Festlegung ihres Sitzes in Brüssel durch den im gegenseitigen
Einvernehmen gefaßten Beschluß der Vertreter der Regierungen

17) EuGH, U 1. 10. 1991, RS C-283/90 P, Vidrány/Kommission, Slg
1991, I-4339, 4364; EuGH, U 19. 6. 1992, RS C-18/91 P, V/Parla-
ment, Slg 1992, 3997, 4014; EuGH, U 1. 6. 1994, RS C-136/92 P,
Kommission/Augusto Brazzelli Lualdi ua, Slg 1994, I-1981, 2032;
EuGH, B 17. 10. 1995, RS C-62/94 P, Mariette Turner/Kommission,
Slg 1995, I-3177, 3183; EuGH, B 12. 12. 1996, RS C-49/96 P,
Nicoloas Progoulis/Kommission, Slg 1996, I-603, 6814.

18) EuGH, U 1. 6. 1994, RS C-136/92 P, Kommission/Augusto Brazzelli
Lualdi ua, Slg 1994, I-1981, 2031f; Kirschner, Rz 151.

19) Lenaerts, EUR 1990, 45; Wägenbaur, EuZW 1995, 202; FN 74.
20) Kirschner, Rz 148; Jung, Rz 139; ebenso Müller-Huschke, EuGRZ

1989, 217.
21) Kirschner, Rz 148.
22) EuGH, U 19. 10. 1995, RS C-19/93 P, Rendo ua/Kommission, Slg

1995, I-3319, 3353.
23) Neye, DB 1988, 2394.
24) Lenaerts, EUR 1990, 244. Näheres zum Wesen des Streithelfers, Ehle/

Schiller, das Streithilfeverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof,
EUR 1982, 248ff.

25) Jung, Rz 145; Lenaerts, EUR 1990, 244.
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der Mitgliedstaaten über den Sitz der Organe und bestimmter Ein-
richtungen und Dienststellen der Europäischen Gemeinschaften26)
tatsächlich von diesem Ort – nämlich Brüssel – geleitet worden
ist27).

Gegen die auf Grund von Art 185 (Antrag auf Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung), Art 186 (Einstweilige Anordnung) und
Art 192 Abs 4 EGV (Aussetzung der Zwangsvollstreckung) ergan-
genen Entscheidungen des EUG können die Parteien des Verfah-
rens binnen zwei Monaten nach Zustellung ein Rechtsmittel beim
EuGH einlegen.

4. Rechtsmittelgründe

Gemäß Art 51 EWG-Satzung, Art 52 EAG-Satzung und Art 51
EGKS-Satzung ist das beim EuGH eingelegte Rechtsmittel auf
Rechtsfragen beschränkt. Das Rechtsmittel kann nur auf die Unzu-
ständigkeit des EUG, auf einen Verfahrensfehler, durch den die
Interessen des Rechtsmittelführers beeinträchtigt werden, sowie auf
eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch das EUG gestützt
werden. Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder
gegen die Kostenfestsetzung ist gem Art 51 Abs 2 EWG-Satzung,
Art 52 Abs 2 EAG-Satzung und Art 51 Abs 2 EGKS-Satzung unzu-
lässig.

Der EuGH hat in ständiger Rechtsprechung ausgeführt, daß das
Rechtsmittel nur auf Gründe gestützt werden kann, die sich auf die
Verletzung von Rechtsvorschriften durch den EUG beziehen und
daher nur zulässig ist, soweit dem EUG vorgeworfen wird, unter
Verletzung von Rechtsvorschriften entschieden zu haben, die er zu
beachten gehabt hätte28). Dem Begriff „Gemeinschaftsrecht“ im
Art 51 EWG-Satzung, Art 52 EAG-Satzung und Art 51 EGKS-Sat-
zung kommt eine umfassende Bedeutung zu. Darunter fallen nicht
nur das positivierte Gemeinschaftsrecht, sondern auch die unge-
schriebenen allgemeinen Grundsätze der Gemeinschaftsrechtsord-
nung29), wie die in der EMRK niedergelegten Grundrechte. Wei-
ters fallen nicht nur Verletzungen des materiellen Rechts, sondern
auch Verletzungen des Verfahrensrechts, zu dem auch das Verfah-
ren vor der Kommission zählt, darunter.

Der Rechtsmittelführer kann im Rechtsmittel die Unzuständigkeit
des EUG rügen. Diese liegt vor, wenn es zu Unrecht seine Zustän-
digkeit angenommen hat, obwohl die nationalen Gerichte oder
der EuGH zuständig gewesen wären. Falls andererseits das EUG
die Klage mit Beschluß wegen vermeintlicher Unzuständigkeit
zurückweist, so steht dem Kläger ebenfalls das Recht auf Erhebung
eines Rechtsmittels zu. Denn mit dieser Entscheidung wird das
eingeleitete Verfahren beendet30). In diesem Fall ist es gestattet,
daß der Rechtsmittelführer die Tatsachenfeststellungen des EUG
angreift, in denen es diese Feststellungen trifft. Der EuGH hat
die Wahrung der Zuständigkeit im Rechtsmittelverfahren von Amts
wegen, auch ohne ausdrückliche Rechtsmittelrüge, in alle Richtun-
gen hin zu prüfen31).

Die Verletzung der Wahrung der Verteidigungsrechte sah der
EuGH als Verstoß gegen diese allgemeinen Grundsätze an32).

Wenn das EUG seine Entscheidungen nicht begründet, liegt
ebenfalls ein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht vor (Art 81 EUG
VfO)33).

Als Verfahrensfehler versteht man die unrichtige Anwendung der
Bestimmungen der Verträge, Satzungen sowie der EUG VfO.
Dieser Rechtsmittelgrund liegt nur dann vor, wenn der angeführte
Verfahrensfehler erheblich war und sich auf die angefochtene Ent-
scheidung in der Weise ausgewirkt hat, daß er die Interessen des
Rechtsmittelführers beeinträchtigt hat34). Die Verletzung muß sich
unmittelbar auf den Entscheidungsfindungsprozeß beziehen, was
zum Beispiel bei den Vorschriften über die Beweisaufnahme gilt35).
Die Verletzung von reinen Form- und Ordnungsvorschriften kann
zu keiner Verletzung von Verfahrensrechten führen36). Weiters sind
begünstigende Verfahrensfehler einer Rüge entzogen. Eine Verlet-
zung von Verfahrensrechten liegt auch dann nicht vor, wenn der
Rechtsmittelführer nachträglich der angegriffenen Verfahrensweise
des EUG zugestimmt hat37).

Zu betonen ist, daß der EuGH im Rechtsmittelverfahren im allge-
meinen nicht berechtigt ist, Tatsachen38) neu festzustellen und somit
eine Überprüfung der Beweiswürdigung vorzunehmen39). Nach

26) ABl 1992, C 341, S 1.
27) EuGH, U 15. 6. 1994, RS C-137/92 P, Kommission/BASF ua, Slg

1994, I-2555, 2644f.
28) EuGH, U 1. 10. 1991, RS C-283/90 P, Vidrány/Kommission, Slg

1991, I-4339, 4364; EuGH, U 28. 11. 1991, RS C-132/90 P, Georg
Schwedler/Parlament, Slg 1991, I-5745, 5766; EuGH, U 8. 4. 1992,
RS C-346/90 P, F/Kommission, Slg 1992, I-2691, 2709; und die Aus-
führungen des Generalanwaltes van Gerven in der Rechtssache Kom-
mission/BASF ua, Slg 1994, I-2565f.

29) EuGH, U 1. 10. 1991, RS C-283/90 P, Vidrány/Kommission, Slg
1991, I-4339, 4365, 4368.

30) Ebenso Kirschner, Rz 149, der als Anfechtungsgrund eine Verletzung
des Gemeinschaftsrechts geltend machen will.

31) Jung, Rz 152; Wägenbaur, EuZW 1995, 202.
32) EuGH, U 1. 10. 1991, RS C-283/90 P, Vidrány/Kommission, Slg

1991, I-4339, 4365.
33) EuGH, U 1. 10. 1991, RS C-283/90 P, Vidrány/Kommission, Slg

1991, I-4339, 4368.
34) Siehe auch EuGH, B 27. 2. 1991, RS C-126/90 P, Bocos Viciano/

Kommission, Slg 1991, I-781, 784.
35) Siehe auch EuGH, U 17. 12. 1992, RS C-68/91 P, Moritz/Kommis-

sion, Slg 1992, I-6849, 6888.
36) Jung, Rz 153.
37) EuGH, B 26. 4. 1993, RS, Kupka-Floridi/WSA, Slg 1993, I-2041,

2046; ihm folgend Kirschner, Rz 149.
38) ZB siehe auch EuGH, U 17. 1. 1992, RS C-107/92 P, Hochbaum/

Kommission, Slg 1992, I-157, 174; EuGH, U 19. 6. 1992, RS C-18/
91 P, V/Parlament, Slg 1992, 3997, 4013; EuGH, U 29. 5. 1997, RS
C-153/96 P, Derijk/Kommission, Slg 1997, I-2901, 2922.

39) EuGH, U 28. 11. 1991, RS 132/90 P, Schwedler, Slg 1991, I-5745,
5766; EuGH, U 1. 10. 1991, RS C-283/90 P, Vidrány/Kommission,
Slg 1991, I-4339, 4364; EuGH, U 2. 3. 1994, RS C-53/92 P,
Hilti AG/Kommission, Slg 1994, I-667, 707; EuGH, U 1. 6. 1994, RS
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einem Teil der Lehre sind bei von Amts wegen zu berücksichtigen-
den Umständen, die das EUG trotz einer Verpflichtung zur Prüfung
übersehen hatte, Überprüfungen der Tatsachenfeststellungen zuläs-
sig40). Dennoch können mit einem Rechtsmittel Rechtsmittelgründe
geltend gemacht werden, die die rechtliche Würdigung tatsächli-
cher Umstände betreffen und auf den Nachweis gerichtet sind,
daß der EUG einen Rechtsfehler begangen hat41).
Ebenso ist der EuGH berechtigt, bei Vorliegen von Aktenwidrigkeit
das Urteil aufzuheben42). Logische Fehler in der Beweisführung
sind keine Rechtsfragen und daher nicht anfechtbar43). Hingegen
sind ein Verstoß gegen ein Denkgesetz oder das Ignorieren
gerichtsbekannter Tatsachen einer Rechtsmittelrüge zugänglich.
Bei Mangelhaftigkeit des Beweisverfahrens bzw bei Verletzung
der allgemeinen Regeln und Rechtsgrundsätze zur Beweislast liegt
eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts vor, sodaß hier aus-
nahmsweise der EuGH auch eine Umwürdigung der Beweise und
somit auch eine Neufeststellung der Tatsachen vornehmen kann44).
Eine weitere Ausnahme besteht auch darin, daß der EuGH beim
Vorbringen der Verfälschung von Beweismitteln eine neuerliche
Beweiswürdigung vornehmen kann45).
Es ist nicht Sache des EuGH, bei der Entscheidung über Rechts-
fragen im Rahmen eines Rechtsmittels die Beurteilung des EUG,
das in Ausübung seiner unbeschränkten Nachprüfungsbefugnis
über den Betrag der gegen Unternehmen wegen ihres Verstoßes
gegen das Gemeinschaftsrecht festgesetzten Geldbußen entschei-
det, aus Gründen der Billigkeit durch seine eigene Beurteilung zu
ersetzen. Dagegen kann der EuGH prüfen, ob der EUG auf alle
von dem Rechtsmittelführer vorgebrachten Argumente für eine Auf-
hebung oder Herabsetzung der Geldbuße rechtlich hinreichend
geantwortet hat46).
Ein wichtiger Grund für die Anfechtung eines Urteiles oder eines
Beschlusses ist die unrichtige Subsumtion. Der EuGH überprüft, ob
das EUG den von ihm festgestellten Sachverhalt richtig interpretiert
hat. Er überprüft nicht, ob sich aus dem Akt (Schriftsätze, Beilagen
etc) ein anderer Sachverhalt ergibt, sondern er geht vom Sach-
verhalt aus, den das EUG festgestellt hat. Nach dem EuGH ist auch
eine unzureichende Begründung als Subsumtionsfehler anzusehen.
Eine Verletzung des materiellen Gemeinschaftsrechts kann eben-
falls gerügt werden. Mit dieser Rüge werden eine unrichtige Inter-
pretation, eine unrichtige Anwendung oder die Unterlassung einer
Anwendung von primärem oder sekundärem Gemeinschaftsrecht
geltend gemacht, aber auch die Verletzung von Grundrechten. Der
Nachprüfung durch den EuGH ist jedoch die angebliche unrichtige
Anwendung von nationalem Recht entzogen47), ausgenommen es
betrifft eine Vorfrage, für deren Beurteilung das nationale Recht
von entscheidender Bedeutung ist.

5. Rechtsmittelverfahren

Ist nach Art 119 EuGH VfO das Rechtsmittel ganz oder teilweise
offensichtlich unzulässig oder offensichtlich unbegründet, so kann

der EuGH jederzeit nach dem Bericht des Berichterstatters und
nach Anhörung des Generalanwaltes das Rechtsmittel ganz oder
teilweise durch Beschluß, der mit Gründen zu versehen ist, zurück-
weisen48). Unbegründet ist ein Rechtsmittel dann, wenn die Gründe
eines Urteils des EUGs eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts
erkennen lassen, sich aber die Urteilsformel aus anderen Rechts-
gründen als richtig erweist49).

Es steht dem Rechtsmittelführer frei, das Rechtsmittel zurückzuneh-
men. Durch die Zurücknahme werden das Urteil oder der Beschluß
des EUG rechtskräftig, gleichgültig, ob die Rechtsmittelfrist abge-
laufen ist oder nicht (Einmaligkeit des Rechtsmittels)50). Nach Rück-
nahme des Rechtsmittels wird die Rechtssache im Register des
EuGH gestrichen.

Die Parteien des Verfahrens vor dem EUG können nach Art 115
§ 1 EuGH VfO binnen zwei Monaten nach Zustellung der Rechts-
mittelschrift eine Rechtsmittelbeantwortung einreichen. Zu den Par-
teien zählen auch die Streithelfer des Rechtsmittelführers51). Eine
Verlängerung der Beantwortungsfrist ist nicht möglich. Eine Unter-
lassung der Einbringung der Rechtsmittelbeantwortung führt nicht
zu einem Versäumnisurteil, sondern es ist nach Art 121 EuGH VfO

C-136/92 P, Kommission/Augusto Brazzelli Lualdi ua, Slg 1994,
I-1981, 2033; EuGH, U 6. 4. 1995, RS C-241/91 P und C-242/91 P,
RTE und ITP/Kommission, Slg 1995, I-743, 828; EuGH, U 9. 1. 1997,
RS C-143/95 P, Kommission/Sociedade de Cutumes a Sul do Tejo Ld.a

(Socurte) ua, Slg 1997, I-1, 23; EuGH, B 30. 4. 1997, RS C-89/97 P
(R), Moccia Imre/Kommission, Slg 1997, I-2325, 2338.

40) Lenaerts, EUR 1990, 245; Kirschner, Rz 152; Wägenbaur, EuZW
1995, 201.

41) EuGH, B 20. 4. 1997, RS C-89/97 P (R), Moccia Imre/Kommission,
Slg 1997, I-2325, 2338.

42) Wägenbaur, EuZW 1995, 201.
43) EuGH, U 2. 3. 1994, RS C-53/92 P, Hilti AG/Kommission, Slg 1994,

I-667, 700.
44) Ansatzweise: EuGH, U 1. 6. 1994, RS C-136/92 P, Kommission/

Augusto Brazzelli Lualdi ua, Slg 1994, I-1981, 2033.
45) EuGH, U 2. 3. 1994, RS C-53/92 P, Hilti AG/Kommission, Slg 1994,

I-667, 707f; Kirschner, Rz 151.
46) EuGH, U 17. 7. 1997, RS C-219/95 P, Ferriere Nord SpA/Kommis-

sion, Slg 1997, I-4411, 4440.
47) Kirschner, Rz 149; Jung, Rz 156.
48) EuGH, U 9. 6. 1992, RS C-30/91 P, Lestelle/Kommission, Slg 1992,

I-3755, 3786; EuGH, U 18. 5. 1993, RS C-220/91 P, Kommission/
Stahlwerke Peine Salzgitter, Slg 1993, I-2393, 2445ff; EuGH, B
13. 1. 1995, RS C-253/94 P, Olivier Roujansky/Rat der Europäischen
Union, Slg 1995, I-7, 12; EuGH, B 13. 1. 1995, RS C-264/94 P,
Jacques Bonnamy/Rat der Europäischen Union, Slg 1995, I-15, 20;
EuGH, B 5. 2. 1997, RS C-51/95 P, Unifruit Hella EPE/Kommission,
Slg 1997, I-727, 737.

49) EuGH, U 9. 6. 1992, RS C-30/91 P, Lestelle/Kommission, Slg 1992,
I-3755, 3786; EuGH, U 19. 5. 1994, RS C-36/92 P, SEP/Kommis-
sion, Slg 1994, I-1911, 1941; EuGH, U 15. 12. 1994, RS C-320/
92 P, Finsider/Kommission, Slg 1994, I-5697.

50) AM Kirschner, Rz 156.
51) EuGH, U 22. 12. 1993, RS C-244/91 P, Pincherle/Kommission, Slg

1993, I-6965, 7001ff.
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zu verfahren52); dies bedeutet, daß das Rechtsmittelverfahren sei-
nen normalen Fortgang nimmt.
Die Rechtsmittelbeantwortung muß nach Art 115 § 2 EuGH VfO
Namen und Wohnsitz der Partei, die sie einreicht, die Angabe des
Tages, an dem ihr die Rechtsmittelschrift zugestellt worden ist, die
rechtliche Begründung und die Anträge enthalten. Art 38 §§ 2 und
3 EuGH VfO finden analog Anwendung. Nach Art 116 § 1 EuGH
VfO müssen die Anträge in der Rechtsmittelbeantwortung auf voll-
ständige oder teilweise Zurückweisung des Rechtsmittels, vollstän-
dige oder teilweise Aufhebung der Entscheidung des EUG oder
vollständige oder teilweise Aufrechterhaltung der von der Partei,
die die Rechtsmittelbeantwortung einreicht, im ersten Rechtszug
gestellten Anträge lauten.
In der Rechtsmittelbeantwortung sind daher auch selbständige An-
träge auf Abänderung oder Aufhebung von Teilen des Urteiles des
EUG möglich53).
Voraussetzung für die Einlegung dieses Anschlußrechtsmittels ist
die Beschwer dessen, der die Rechtsmittelbeantwortung ein-
bringt54). In der Rechtsmittelbeantwortung können neue Anträge
nicht gestellt werden. Weiters kann die Rechtsmittelbeantwortung
gem Art 116 § 2 EuGH VfO den vor dem EUG verhandelten Streit-
gegenstand nicht verändern.
Nach Art 117 § 1 EuGH VfO können die Rechtsmittelschrift und
die Rechtsmittelbeantwortung durch eine Erwiderung und eine
Gegenerwiderung oder durch einen anderen Schriftsatz ergänzt
werden, wenn der Präsident dies auf einen dahingehenden Antrag,
der binnen einer Woche nach Zustellung der Rechtsmittelbeant-
wortung oder der Erwiderung gestellt wird, für erforderlich hält
und ausdrücklich gestattet, um der betroffenen Partei zu ermögli-
chen, ihren Standpunkt zu Gehör zu bringen, oder um die Ent-
scheidung über das Rechtsmittel vorzubereiten. Haben die in einer
Rechtsmittelbeantwortung gestellten Anträge die vollständige oder
teilweise Aufhebung der Entscheidung des EUG unter einem
Gesichtspunkt zum Gegenstand, der in der Rechtsmittelschrift nicht
geltend gemacht wird, so kann der Rechtsmittelführer oder jede
andere Partei binnen zwei Monaten nach Zustellung der Rechtsmit-
telbeantwortung eine auf diesen Gesichtspunkt beschränkte Erwi-
derung einreichen. Art 117 § 1 EuGH VfO findet auf die auf diese
Erwiderung hin eingereichten weiteren Schriftsätze entsprechende
Anwendung. Falls der Präsident die Abgabe einer Erwiderung und
einer Gegenerwiderung oder eines anderen Schriftsatzes gestattet,
so bestimmt er die Fristen für die Einreichung dieser Schriftsätze.
Dem Rechtsmittelverfahren kann sich auch noch ein Streithelfer
anschließen55), wobei dieser aber den Streitgegenstand nicht mehr
verändern kann.
Der EuGH kann nach Einreichung der in Art 115 § 1 EuGH VfO
und gegebenenfalls in Art 117 §§ 1 und 2 EuGH VfO bezeichne-
ten Schriftsätze auf Bericht des Berichterstatters nach Anhörung
des Generalanwaltes und der Parteien beschließen, über das
Rechtsmittel ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden, es sei

denn, eine Partei widerspricht mit der Begründung, daß sie im
schriftlichen Verfahren nicht ausreichend Gelegenheit hatte, ihren
Standpunkt zu Gehör zu bringen.

Der Bericht des Berichterstatters gem Art 44 § 1 EuGH VfO ist
nach Art 121 EuGH VfO dem EuGH, nach Einreichung der Rechts-
mittelbeantwortung gem Art 115 § 1 EuGH VfO und gegebenen-
falls der Erwiderung und Gegenerwiderung gem Art 117 §§ 1 und
2 EuGH VfO, vorzulegen. Neben den in Art 44 § 1 EuGH VfO
vorgesehenen Vorschlägen enthält der Bericht einen Vorschlag
dazu, ob Art 120 EuGH VfO Anwendung finden soll. Werden die
genannten Schriftsätze nicht eingereicht, so erstattet nach Ablauf
der für ihre Einreichung vorgesehenen Frist der Berichterstatter sei-
nen Bericht.

Nach Art 123 EuGH VfO sind Anträge auf Zulassung als Streit-
helfer in einem Rechtsmittelverfahren vor dem EuGH binnen drei
Monaten nach Einreichung der Rechtsmittelschrift zu stellen. Der
EuGH entscheidet nach Anhörung des Generalanwaltes durch
Beschluß über die Zulassung der Streithilfe.

Wenn das Rechtsmittel eines Mitgliedstaates oder eines Organs
der Gemeinschaften begründet war, die dem Rechtsstreit vor dem
EUG nicht beigetreten sind, kann der EuGH diejenigen Teile des
aufgehobenen Urteiles des EUG bezeichnen, die zwischen den
Parteien des Rechtsstreits als fortgeltend zu betrachten sind (Inter-
partes-Wirkung; erweiterte Rechtskraft).

Nach Art 53 EWG-Satzung, Art 54 EAG-Satzung und Art 53
EGKS-Satzung haben Rechtsmittel, unbeschadet der Art 185 und
186 EGV, Art 157 und 158 EAGV und Art 39 Abs 2 und 3
EGKSV, keine aufschiebende Wirkung. Abweichend von Art 187
EGV werden gem Art 53 Abs 2 EWG-Satzung, Art 54 Abs 2 EAG-
Satzung und Art 53 Abs 2 EGKS-Satzung die Entscheidungen des
EUG, in denen eine Verordnung für nichtig erklärt wird, erst nach
Ablauf der in Art 49 Abs 1 EWG-Satzung und Art 50 Abs 1 EAG-
Satzung vorgesehenen Frist oder wenn innerhalb dieser Frist ein
Rechtsmittel eingelegt worden ist, nach dessen Zurückweisung,
wirksam. Der Beteiligte kann jedoch gem den Art 185 und 186
EGV, Art 157 und 158 EAGV und Art 39 Abs 2 und 3 EGKSV
beim EuGH die Aussetzung der Wirkungen der für nichtig erklär-
ten Verordnung oder sonstige einstweilige Anordnungen bean-
tragen. Der Antrag kann nur auf die in Art 51 EWG-Satzung,
Art 52 EAG-Satzung und Art 51 EGKS-Satzung genannten Gründe

52) Kirschner, RN 153.
53) EuGH, B 8. 4. 1992, RS C-346/90, F./Kommission, Slg 1992,

I-2691, 2699, 2711f; EuGH, U 1. 6. 1994, RS C-136/92 P, Kommis-
sion/Augusto Brazzelli Lualdi ua, Slg 1994, I-1981, 2035; Kirschner,
RN 154.

54) Andeutungsweise: Kirschner, Rz 154.
55) EuGH, U 17. 1. 1992, RS C-107/92 P, Hochbaum/Kommission, Slg

1992, I-157, 172; EuGH, B 19. 7. 1995, RS C-149/95 P (R), Atlantic
Container Lines AB ua/Kommission, Slg 1995, I-2165, 2175f; R/M/
G, Rz 751.
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gestützt werden56), wobei für die Begründung der Dringlichkeit
auch ein Tatsachenvortrag zugelassen werden kann57).

6. Entscheidung des EuGH/Kosten

Die Entscheidung wird in einer Kammer oder in einem nach Art 95
EuGH VfO gebildeten Plenum gefällt. Wenn das Rechtsmittel unbe-
gründet oder unzulässig ist, weist es der EuGH nach Anhörung der
Parteien oder des Generalanwaltes mit Beschluß oder mit Urteil
zurück, wodurch die angefochtene Entscheidung rechtskräftig
wird. Bei Begründetheit des Rechtsmittel hebt er die angefochtene
Entscheidung auf und entscheidet in der Sache selbst oder verweist
die Sache an den EUG zum weiteren Verfahren zurück. Nur bei
Vorliegen von Spruchreife kann der EuGH selbst entscheiden.
Spruchreife ist dann gegeben, wenn die rechtserheblichen Tat-
sachen unbestritten – vollständig – sind und sich daraus die eindeu-
tigen rechtlichen Schlußfolgerungen ableiten lassen. Um das recht-
liche Gehör der Parteien zu wahren, müssen alle diese Tatsachen
mit den Parteien erörtert worden sein. Andernfalls muß der EuGH
zur Wahrung dieses Rechts die Sache an das EUG zurückverwei-
sen58).

Nach Art 122 EuGH VfO entscheidet der EuGH über die Kosten,
wenn das Rechtsmittel zurückgewiesen wird oder wenn das Rechts-
mittel begründet ist und er selbst den Rechtsstreit endgültig entschei-
det, ansonsten sind die Kosten des Rechtsmittelverfahrens Bestand-
teile der Kosten des Verfahrens vor dem EUG.

In den Streitsachen zwischen den Gemeinschaften und ihren Be-
diensteten gilt, daß Art 70 EuGH VfO nur dann Anwendung findet,
wenn ein Organ das Rechtsmittel einlegt; abweichend von Art 69
§ 2 EuGH VfO kann der EuGH bei Rechtsmitteln, die von Beamten
oder sonstigen Bediensteten eines Organs eingelegt werden, die
Kosten zwischen den Parteien teilen, sofern dies aus Gründen der
Billigkeit geboten ist.

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Gemeinschaftsorgan,
die dem Rechtsstreit vor dem EUG nicht beigetreten sind, einge-
legte Rechtsmittel begründet, so kann der EuGH die Kosten zwi-
schen den Parteien teilen oder dem obsiegenden Rechtsmittelführer
gem Art 122 § 4 EuGH VfO die Kosten auferlegen, die das Rechts-
mittel einer unterliegenden Partei verursacht hat.

Falls nach Art 122 EuGH VfO ein Rechtsmittel zurückgenommen
wird, findet Art 69 § 5 EuGH VfO entsprechend Anwendung. Die
anderen Parteien des Rechtsmittelverfahrens haben daher einen
Antrag auf Tragung ihrer Kosten durch den Rechtsmittelführer zu
stellen. Art 69 § 3 EuGH VfO kann ebenfalls zur Anwendung
kommen59).

III. Neues Verfahren vor dem EUG

Falls das Rechtsmittel begründet ist, hebt nach Art 54 Abs 1 EWG-
Satzung, Art 55 EAG-Satzung und Art 54 Abs 1 EGKS-Satzung
der EuGH die Entscheidung des EUG auf. Er kann sodann den
Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden, wenn dieser zur Entschei-
dung reif ist, oder die Sache zur Entscheidung ohne Kostenent-
scheidung60) an das EUG zurückverweisen. Der EuGH kann die
Entscheidung des EUG auch teilweise aufheben und über diese
Teile selbst entscheiden oder die Teile zur weiteren Klärung des
Sachverhaltes an das EUG zurückverweisen.

Im Falle der Zurückverweisung ist das EUG grundsätzlich an die
rechtliche Beurteilung durch den EuGH gebunden (Art 54 Abs 2
EWG-Satzung, Art 55 Abs 2 EAG-Satzung und Art 54 Abs 2
EGKS-Satzung). Die Nichtbeachtung der Rechtsansicht des EuGH
durch das EUG im erneuerten Verfahren stellt einen Verfahrensfeh-
ler dar, wodurch das neue Urteil des EUG wiederum mit einem
Rechtsmittel erfolgreich angefochten werden kann. Im neuen
Rechtsmittelverfahren ist der EuGH nur dann an seine Ansicht im
ersten Rechtsmittelverfahren gebunden, wenn sich aus dem erneu-
erten Verfahren des EUG keine anderen Schlüsse ziehen lassen
oder er in einer anderen Entscheidung zu anderen rechtlichen
Schlüssen gekommen ist.

Nach Einlangen der Akte in der Kanzlei des EUG weist der Präsi-
dent diesen einer Kammer oder dem Plenum zu, wenn dieses
schon im Vorverfahren entschieden hat.

Das EUG kann erneut ein Beweisverfahren durchführen sowie pro-
zeßleitende Maßnahmen setzen sowie die Ergebnisse des vorheri-
gen Beweisverfahrens sowie der prozeßleitenden Maßnahmen
neu würdigen. Auch neue Tatsachen können im neuen Verfahren
vorgebracht werden61).

Die Kostenentscheidung hat sich nach Art 121 EUG VfO auf die
Kosten beider Instanzen zu beziehen.

56) Jung, Rz 164.
57) Jung, aaO.
58) EuGH, U 17. 12. 1992, RS C-68/91 P, Moritz/Kommission, Slg

1992, I-6849, 6893; R/M/G, Rz 755.
59) EuGH, B 3. 5. 1991, RS C-372/90 P, C-372/90 P (R), C-22/91 P,

SEP/Kommission, Slg 1991, I-2043, 2046f; Kirschner, Rz 156.
60) EuGH, U 4. 10. 1991, RS C-185/90 P, Kommission/Gill, Slg 1991,

I-4779, 4814; EuGH, U 17. 12. 1992, RS C-68/91 P, Moritz/Kom-
mission, Slg 1992, I-6849, 6894; EuGH, U 20. 2. 1997, RS C-166/
95 P, Kommission/Frédéric Daffix, Slg 1997, I-983, 1003; Kirschner,
Rz 158.

61) EuGH, B 25. 2. 1992, RS C-185/90, Gill/Kommission, Slg 1992,
I-992, 1000; R/M/G, Rz 755.
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RA Dr. Heinz Walther, Klagenfurt

Rechtsbelehrung und Rechtsmittelbelehrung
im Verwaltungsverfahren

Durch die Novellenbestimmung des § 13a AVG (welche auch im
Verwaltungsstrafverfahren, im Verwaltungsvollstreckungsverfahren,
im Agrarverfahren und im Dienstrechtsverfahren anzuwenden ist)
wurde folgendes normiert:

„Die Behörde hat Personen, die nicht durch berufsmäßige Parteien-
vertreter vertreten sind, die zur Vornahme ihrer Verfahrenshandlun-
gen nötigen Anleitungen in der Regel mündlich zu geben und sie
über die mit diesen Handlungen oder Unterlassungen unmittelbar
verbundenen Rechtsfolgen zu belehren.“ (BGBl 1982/199).

Die Belehrungspflicht ist von einem ausdrücklichen Verlangen nach
Rechtsbelehrung nicht abhängig.

Allerdings geht die Judikatur dahin, daß die Rechtsbelehrung nicht
so weit geht, daß die einzelnen Anträge für die Parteien zu formu-
lieren sind. Der VwGH hat schon wiederholt ausgeführt, daß die
Behörde nicht verhalten ist, Unterweisung zu erteilen, wie ein Vor-
bringen zu gestalten ist, damit dem Antrag allenfalls stattgegeben
werden könnte. Die Belehrungspflicht der Behörde nach § 13a
AVG ist auf verfahrensrechtliche Angelegenheiten eingeschränkt
und bezieht sich nicht auf die Belehrung in der Sache selbst. Au-
ßerdem geht die Belehrungspflicht nicht so weit, daß eine Partei,
die unter Hinweis auf die Präklusionsfolgen gem § 42 Abs 1 AVG
zu einer mündlichen Verhandlung geladen wurde, vom Verhand-
lungsleiter ausdrücklich zur Erhebung von Einwendungen angelei-
tet werden müßte, sondern es reicht allein die rechtzeitige Ladung
(VwGH 27. 11. 1990, Zl 90/05/0122 = ZfVB 1991, 5–6/
1988, 5–6/2248, und die dort angeführte Vorjudikatur).

Die Rechtsbelehrung ist zu unterscheiden von der „Rechtsmittel-
belehrung“ iS der §§ 58 Abs 1 und 61 AVG.
Nach der erstgenannten Gesetzesstelle hat jeder Bescheid ua auch
die Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.
Bloß abweichende Vorschriften über die Form von Bescheiden sind
jene Bestimmungen, denen zufolge unter bestimmten Vorausset-
zungen über die (normative) Entschließung einer Behörde eine
„Urkunde“ auszustellen ist, die an die Stelle der Bescheidausfer-
tigung nach dem AVG tritt: in diesem Zusammenhang ist zB auf
die Bestimmung des § 340 Abs 4 der Gewerbeordnung (Beschei-
nigung im Anmeldungsverfahren), auf § 47 Abs 1 des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes (Mitteilung über Leistungsanspruch) und
auf § 41 Abs 1 des Kraftfahrgesetzes (Zulassungsschein) hinzu-
weisen.
Die Rechtsmittelbelehrung hat gem § 61 AVG anzugeben, ob der
Bescheid noch einem weiteren Rechtszug unterliegt oder nicht
und bejahendenfalls, innerhalb welcher Frist und bei welcher
Behörde das Rechtsmittel einzubringen ist. Sie hat ferner auf die
gesetzlichen Erfordernisse der Bezeichung des angefochtenen Be-
scheides und eines begründeten Rechtsmittelantrages hinzuweisen
(Abs 1).
Die Rechtsmittelbelehrung hat zunächst nur jene ordentlichen
Rechtsmittel zu berücksichtigen, die in den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen selbst geregelt sind, wozu beispielsweise nicht die Vor-
stellung nach Art 119a Abs 5 B-VG (an die jeweilige Landesregie-
rung) gehört. Dies wird in der Praxis mitunter als Mangel emp-
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funden, da der unrichtige Eindruck entstehen kann, daß gegen
den Berufungsbescheid einer Gemeinde kein weiteres Rechtsmittel
zulässig sei. Im übrigen hat der VwGH schon früh der Meinung
Ausdruck verliehen, daß die Vorstellung, obwohl die Vorstellungs-
behörde lediglich befugt ist mit Aufhebung – nicht aber mit Abän-
derung – vorzugehen, als Rechtsmittel zu werten ist (27. 10. 1972,
Z 588/72 = ÖStZB 1973, 153). Daraus folgt, daß zunächst zum
Zwecke der Erschöpfung des Instanzenzuges die Vorstellung erho-
ben werden muß und erst dann – also nach Erlassung des Beschei-
des durch die Vorstellungsbehörde – die Beschwerde an die Ge-
richtshöfe des öffentlichen Rechts in Betracht kommt. Fehlt die
Bezeichnung des angefochtenen Bescheides oder ein begründeter
Rechtsmittelantrag, so ist die Berufung nach § 13 Abs 3 AVG zur
Verbesserung zurückzustellen, gleichgültig, ob auf diese Erforder-
nisse in der Rechtsmittelbelehrung hingewiesen wurde.

Eine Angabe der Rechtsmittelbehörde ist nicht erforderlich.

Enthält ein Bescheid keine Rechtsmittelbelehrung oder fälschlich
die Erklärung, daß kein Rechtsmittel zulässig sei oder ist, keine
oder eine kürzere als die gesetzliche Rechtsmittelfrist angegeben,
so gilt das Rechtsmittel als rechtzeitig eingebracht, wenn es inner-
halb der gesetzlichen Frist eingebracht wurde (§ 61 Abs 2 AVG).

Versäumt die Partei die Rechtsmittelfrist, weil der Bescheid keine
Rechtsmittelbelehrung, keine Rechtsmittelfrist oder fälschlich die
Angabe enthält, daß kein Rechtsmittel zulässig sei, kann sie nach
§ 71 Abs 1 Z 2 AVG die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
beantragen (Frist: zwei Wochen nach dem Zeitpunkt, in dem die
Partei von der Zulässigkeit der Berufung Kenntnis erlangt hat).

Dies wird auch zu gelten haben bei einer völlig unrichtigen Rechts-
mittelbelehrung.

Nach der Judikatur schadet es nicht, wenn die verspätete Prozeß-
handlung schon vor dem – rechtzeitig gestellten – Wiedereinset-
zungsantrag vorgenommen (eingebracht) ist.

Versäumt die Partei die Frist für die Beschwerde an den VwGH
oder VfGH, weil die Rechtsmittelbelehrung fälschlich die Angabe
enthält, daß noch ein ordentliches Rechtsmittel zulässig ist, kann
vor dem jeweiligen Höchstgericht Wiedereinsetzung gegen die
Versäumung der Beschwerdefrist beantragt werden (§ 46 Abs 2
VwGG; §§ 33, 35 VfGG iVm § 146 ZPO). In diesem Sinne erging
zB der Beschluß des VwGH v 30. 4. 1982, Zl 82/08/0048).

Ist in dem Bescheid ein längere als die gesetzliche Frist angege-
ben, so gilt das innerhalb der angegebenen Frist eingebrachte
Rechtsmittel als rechtzeitig (§ 61 Abs 3 AVG).

Enthält der Bescheid keine oder eine unrichtige Angabe über die
Behörde, bei der das Rechtsmittel einzubringen ist, so ist das
Rechtsmittel auch dann richtig eingebracht, wenn es bei der Be-
hörde, die den Bescheid ausgefertigt hat, oder bei der angegebe-
nen Behörde eingebracht wurde (§ 61 Abs 4 AVG).

Neu ist die Regelung des § 61a AVG (idF des Art 1 Z 23, BGBl I
1998/158, in Kraft getreten am 1. 1. 1999).

Demnach ist in Bescheiden, die in letzter Instanz erlassen werden,
auf folgendes hinzuweisen:

1. auf die Möglichkeit einer Beschwerde beim VfGH und, sofern
die Angelegenheit nicht nach Art 133 B-VG von der Zuständigkeit
des VwGH ausgeschlossen ist, auf die Möglichkeiten einer Be-
schwerde beim VwGH;

2. auf die bei der Einbringung solcher Beschwerden einzuhalten-
den Fristen;

3. auf das Erfordernis der Unterschrift eines Rechtsanwaltes; und

4. auf die für solche Beschwerden zu entrichtenden Gebühren
(S 2500,–).

Im Fall der Z 1 kann – soweit die Zuständigkeit des VwGH nicht
ausgeschlossen ist – sowohl beim VwGH als auch kumulativ beim
VfGH Beschwerde erhoben werden.

Der Hinweis auf die Möglichkeit einer Beschwerde bei den Ge-
richtshöfen des öffentlichen Rechts ist nicht Rechtsmittelbelehrung
iS des § 61 AVG. Das Fehlen dieser Angabe zieht keine Rechtswir-
kungen nach sich, ist insbesondere nicht als Wiedereinsetzungs-
grund im höchstgerichtlichen Verfahren festgelegt (Walter/Thienel,
Verwaltungsverfahren13, Anm 3 zu § 61a AVG). Daraus ergibt
sich, daß das Fehlen einer negativen Rechtsmittelbelehrung ohne
jede rechtliche Bedeutung ist, der betreffende Bescheid also
alle Wirkungen genauso äußert, wie wenn er die Rechtsmittel-
belehrung enthalten würde. Dieses Ergebnis wurde auch bereits
von Mannlicher/Quell (Das Verwaltungsverfahren, 1. Halbband8)
S 325 als sehr unbefriedigend bezeichnet.

Diese verfahrensrechtlichen Bestimmungen lassen erkennen, daß
auch für die Stellung von (rechtzeitigen) Anträgen und Verfassung
von frist- und formgerechten Rechtsmitteln die Beiziehung eines
anwaltlichen Vertreters angezeigt erscheint.

Die Beschwerdefrist an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts
beträgt sechs Wochen.

Dies gilt insbesondere auch in Bezugnahme für die ebenfalls durch
Art 1 Z 13 BGBl I 1998/158 neu gefaßte und am 1. 1. 1999 in
Kraft getretene Bestimmung des § 42 AVG, wonach die Ver-
säumung der Frist zur Erhebung von Einwendungen den Verlust
der Parteistellung zur Folge hat (Präklusion!). Daher entfallen mit
Ablauf der Einwendungsfrist alle Rechte, die an die Parteistellung
anknüpfen, insbesondere das Recht zur Erhebung einer Berufung
oder Stellung eines Antrages auf Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand.

Allfällige Einwendungen sind spätestens am Tag vor Beginn der
Verhandlung bei der Behörde (zweckmäßigerweise in Schriftform)
oder während der Verhandlung (mündlich zu Protokoll) zu erhe-
ben.

Nach § 42 Abs 1 AVG nF ist Bedingung für den Eintritt der Präklu-
sionsfolgen, daß die mündliche Verhandlung in der in § 41 Abs 1
zweiter Satz AVG vorgesehenen Form (Anschlag in der Gemeinde
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oder Verlautbarung im amtlichen Kundmachungsorgan der Be-
hörde) kundgemacht worden ist. Zusätzliche Bedingung ist die
Erfüllung einer in den Verwaltungsvorschriften allenfalls vorgesehe-
nen besonderen Kundmachungsform oder, wenn die Verwaltungs-
vorschriften über die Form der Kundmachung nichts bestimmen,
die Kundmachung in geeigneter Form.
Wurde eine mündliche Verhandlung nicht gem § 42 Abs 1 AVG
kundgemacht, so erstreckt sich die darin bezeichnete Rechtsfolge
nur auf jene Beteiligten, die rechtzeitig die Verständigung von
der Anberaumung der Verhandlung erhalten haben (§ 42 Abs 2
AVG).
Damit soll klargestellt werden, daß die Präklusionswirkung des
Abs 1 jene Personen trifft, die als „bekannte Beteiligte“ von der
Behörde persönlich zu laden gewesen wären. § 42 AVG eliminiert
weder die Pflicht der Behörde zur persönlichen Verständigung der
bekannten Beteiligten, noch schneidet er den übergangenen Par-
teien – nach den Erläuternden Bemerkungen – alle Möglichkeiten
ab. Er stellt lediglich sicher, daß auch dieser Personenkreis aktiv
werden muß, um seine Rechte zu wahren! Eine Person, die glaub-
haft macht, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder unabwend-
bares Ereignis verhindert war, rechtzeitig Einwendungen zu erhe-
ben, und die kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des
Versehens trifft, kann binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des
Hindernisses, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräfti-
gen Entscheidung der Sache bei der Behörde Einwendungen erhe-
ben. Solche Einwendungen gelten als rechtzeitig erhoben und sind
von jener Behörde zu berücksichtigen, bei der das Verfahren an-
hängig ist.

Da Personen, die – wenn auch unverschuldet – die mündliche Ver-
handlung versäumen, ihre Parteistellung verlieren (!) und § 71
Abs 1 AVG somit nicht anwendbar ist, bedurfte es – nach den
Erläuternden Bemerkungen – einer Bestimmung, die die nachträg-
liche Erhebung von Einwendungen ermöglicht. Sie wurde in enger
Anlehnung an die Kriterien des § 71 Abs 1 AVG konzipiert. Bei
der zweiwöchtigen Frist des Abs 3 handelt es sich um eine verfah-
rensrechtliche Frist. Die Tage des Postenlaufes werden in die Frist
nicht eingerechnet (§ 33 Abs 3 AVG). Die Behörde hat über den
„Wiedereinsetzungsantrag“ nach § 42 Abs 3 AVG nicht förmlich
abzusprechen, sondern inzident zu beurteilen, ob eine Person
durch nachträgliche Einwendungen die Parteistellung (mit Wirkung
ex nunc) wiedererlangt hat.
Versäumt derjenige, über dessen Ansuchen das Verfahren ein-
geleitet wurde, die Verhandlung, so kann sie entweder in seiner
Abwesenheit durchgeführt oder auf seine Kosten auf einen ande-
ren Termin verlegt werden (§ 42 Abs 4 AVG).
Der Vollständigkeit halber ist noch zu vermerken, daß die Ver-
handlung so anzuberaumen ist, daß die Teilnehmer rechtzeitig und
vorbereitet erscheinen können (§ 41 Abs 2 AVG).
Zuständig zur Entscheidung über die Wiedereinsetzung ist im all-
gemeinen Falle der Versäumung einer Frist die Behörde, bei der
die an die Frist gebundene Handlung vorzunehmen war, also im
allgemeinen Fall der Versäumung einer Berufungsfrist die Behörde
erster Instanz (vgl § 63 Abs 5 erster Satz AVG); und in dem beson-
deren Fall der Versäumung der Berufungsfrist infolge einer irrefüh-
renden negativen Rechtsmittelbelehrung die Behörde, die die irre-
führende Rechtsmittelbelehrung erteilt hat.
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EuGH-Rechtsprechung
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit – Ärzte

Richtlinie 82/76/EWG zur Änderung der Richtlinie 75/362/EWG
für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse
und sonstigen Befähigungsnachweise des Arztes und für Maß-
nahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Nieder-
lassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr,
Richtlinie 75/363/EWG zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für die Tätigkeit des Arztes

Art 2 Abs 1 Buchstabe c und Nr 1 des Anhangs der
RL 75/363/EWG idF der RL 82/76/EWG zur Ände-
rung der RL 75/362/EWG sowie der RL 75/363/
EWG sind wie folgt auszulegen:

• Die Verpflichtung, für die Zeit der Weiterbildung
zum Facharzt eine angemessene Vergütung zu
gewähren, gilt nur für ärztliche Fachgebiete,
die allen Mitgliedstaaten bzw zwei oder mehr
von ihnen gemeinsam und in den Art 5 oder 7
der Anerkennungsrichtlinie aufgeführt sind.

• Diese Verpflichtung ist unbedingt und hinrei-
chend genau, soweit sie vorschreibt, daß ein
Facharzt die in der Anerkennungsrichtlinie vor-
gesehene Regelung der gegenseitigen Anerken-
nung nur dann in Anspruch nehmen kann,
wenn seine Weiterbildung auf Vollzeitbasis er-
folgt und vergütet wird.

• Diese Verpflichtung erlaubt jedoch als solche
dem nationalen Gericht nicht die Feststellung,
wer als Schuldner zur Zahlung der angemes-
senen Vergütung verpflichtet ist und wie hoch
diese sein muß.

Das nationale Gericht muß jedoch vor dem Erlaß
einer Richtlinie wie danach geltende Bestimmun-
gen des nationalen Rechts bei ihrer Anwendung
soweit wie möglich anhand des Wortlauts und des
Zweckes dieser Richtlinie auslegen.

EuGH, Annalisa Carbonari ua/Universita degli Studi di Bologna
ua, Rs C-131/97, Urteil vom 25. 2. 1999
Streitig ist der Anspruch von Ärzten, die sich in der Weiterbildung
zum Facharzt befinden, auf eine „angemessene Vergütung“ wäh-
rend ihrer Weiterbildungszeit. Die RL 75/362/EWG (Anerken-
nungsrichtlinie, ABl L 167/1975, 1) unterscheidet bei der Anerken-
nung fachärztlicher Diplome drei Fallgruppen: Ist das betreffende
Fachgebiet allen Mitgliedstaaten gemeinsam und in der Richtlinie
entsprechend aufgeführt, erfolgt eine automatische Anerkennung;
ist das Fachgebiet zwei oder mehr Mitgliedstaaten gemeinsam
und in der Richtlinie aufgeführt, erfolgt die Anerkennung automa-
tisch in den Mitgliedstaaten; ist das Fachgebiet in der Richtlinie
nicht enthalten, kann der Aufnahmemitgliedstaat von Staatsange-

hörigen der Mitgliedstaaten verlangen, daß sie die hiefür in sei-
nem nationalen Recht vorgesehenen Weiterbildungsvoraussetzun-
gen erfüllen, wobei er jedoch von diesen Staatsangehörigen zu-
rückgelegte Weiterbildungszeiten, die durch einen von der zustän-
digen Behörde des Heimat- oder Herkunftsstaates ausgestellten
Befähigungsnachweis belegt sind, zu berücksichtigen hat, wenn
diese Zeiten denjenigen entsprechen, die im Aufnahmemitglied-
staat für die betreffende Facharztausbildung verlangt werden. Die
RL 75/363/EWG (Koordinierungsrichtlinie, ABl L 167/1975, 14)
sieht für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse oder sonstigen fachärztlichen Befähigungsnachweise
eine gewisse Harmonisierung der Voraussetzungen für Weiter-
bildung und Zugang zu den verschiedenen medizinischen Fach-
gebieten vor. Eine Umsetzung der Richtlinie 82/76/EWG durch
Italien erfolgte erst in der Folge eines Vertragsverletzungsverfah-
rens. Das durch die nationalen Bestimmungen eingeführte Stipen-
dium gilt vom Studienjahr 1991/92 an, allerdings auch nach die-
sem Studienjahr nicht für vorher zugelassene Ärzte in der Weiter-
bildung zum Facharzt. Daraus entstand den Bekl ein Nachteil hin-
sichtlich des Nichterhalts einer Vergütung.

Das vorlegende Gericht wollte wissen, ob in Ermangelung von
fristgerecht getroffenen Umsetzungsmaßnahmen jene Richtlinien-
bestimmung, wonach die Zeit der Weiterbildung zum Facharzt
angemessen zu vergüten ist, von ihrem Inhalt her so unbedingt
und klar sind, daß in der Weiterbildung zum Facharzt befindliche
Ärzte diese Verpflichtung gegenüber Verwaltungsbehörden und
nationalen Gerichten des Mitgliedstaats geltend machen können.
Der EuGH stellt fest, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber hinsicht-
lich der Einhaltung der Mindestnormen für die Weiterbildung auf
einer Mindestdauer der Facharztweiterbildung auf Vollzeitbasis
bestanden und daher zum Ausdruck gebracht hat, daß diese Wei-
terbildung nicht durch private Ausübung einer entgeltlichen Berufs-
tätigkeit nebenbei beeinträchtigt werden darf. Dies ist der Grund
für das Vorsehen einer diesbezüglichen Vergütung. Nur unter
Einhaltung dieser Weiterbildungsbedingungen kann eine entspre-
chende Gleichwertigkeit gewährleistet werden. Die entsprechen-
den Bestimmungen der Koordinierungsrichtlinie verpflichten daher
die Mitgliedstaaten, bei Ärzten, die die Regelung der gegensei-
tigen Anerkennung in Anspruch nehmen können, die Zeiten der
Weiterbildung zum Facharzt zu vergüten, wenn sie in den Gel-
tungsbereich der Richtlinie fallen: Diese Verpflichtung als solche ist
unbedingt und hinreichend genau. Nicht festgelegt ist allerdings
eine gemeinschaftsrechtliche Definition der angemessenen Vergü-
tung oder der Methoden ihrer Festsetzung. Dies fällt grundsätzlich
in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Auch hinsichtlich der zur
Zahlung dieser Vergütung verpflichteten Einrichtung verfügen die
Mitgliedstaaten über ein Ermessen. Das nationale Gericht hat
daher anhand des nationalen Rechts zu bestimmen, wie weit sich
diese Fragen unter Berücksichtigung einer richtlinienkonformen
Auslegung des nationalen Rechts beantworten lassen.
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Schiedsverfahren vor dem EuGH
Statistisch gesehen macht der Anteil dieser Art von Verfahren –
gemessen an sämtlichen Verfahrensarten vor dem Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften und dem Gericht erster Instanz
zusammengenommen – nur etwa 0,3% aus. Dies zeigt, daß dieses
Verfahren durchaus sehr selten ist. Die Rechtsgrundlagen dieses
Verfahrens liegen in Art 181 und 182 EG-Vertrag sowie der
Schiedsklausel selbst. Im Gegensatz zu Schiedsverträgen vor natio-
nalen Schiedsgerichten können die Verfahrensvorschriften in einem
solchen Schiedsverfahren nicht ausgehandelt werden, es gelten
daher die allgemeinen Verfahrensvorschriften vor dem Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften.

Kl und Bekl bei solch einem Schiedsverfahren können (de iure) Or-
gane, Mitgliedstaaten bzw Private, Drittstaaten oder internationale
Organisationen, die mit Organen Verträge abgeschlossen haben,
sein. Verfahrensgegenstand ist in der Mehrzahl der Fälle ein öffent-
lich-rechtlicher oder privatrechtlicher Vertrag zwischen Gemein-
schaftsorganen und natürlichen oder juristischen Personen (zB Fra-
gen von Mietverträgen oder Werkverträgen) bzw allenfalls die Be-
urteilung von Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten (die allerdings
auf die Schiedsabrede begrenzt sind). In den Anlaßfällen der Ver-
gangenheit bei solchen Verträgen war auf Gemeinschaftsseite bis-
her fast immer die Kommission Vertragspartner. Die Entscheidung
bindet die Parteien ex nunc, ein Rechtsmittel ist nicht möglich.

Der Gerichtshof hat im Rahmen von derlei Verträgen, jedenfalls so-
weit Gemeinschaftsrecht nicht betroffen ist, auf Basis der Bestimmun-
gen des vereinbarten nationalen Rechts bzw unter Hinzuziehung
der Regelungen des internationalen Privatrechts zu judizieren.

Im Zusammenhang mit der Nichterfüllung eines Vertrages kam es
beispielsweise Ende vergangenen Jahres zwischen der Kommission
und einer Gesellschaft englischen Rechts mit Sitz im Vereinigten
Königreich zu Fragen einerseits hinsichtlich der Rückzahlung eines
Geldbetrags, den die Kommission der genannten – bekl – Gesell-
schaft (für ein Demonstrationsvorhaben) vorgeschossen hatte und
andererseits Widerklage auf Zahlung des Saldos der im Vertrag
vorgesehenen Höchstsubvention und Schadenersatz (EuGH, Kom-
mission/Industrial Refuse & Coal Energy Ltd, Rs C-337/96, Urteil
vom 3. 12. 1998). Für den Vertrag galt englisches Recht. Gemäß
Art 13 des Vertrages vereinbarten die Parteien, dem Gerichtshof
jeden Rechtsstreit über die Gültigkeit, Auslegung oder Ausführung
des Vertrages vorzulegen.

Im weiteren Verlauf wurde der Vertrag seitens der Kommission mit Begrün-
dung gekündigt. Von der bekl englischen Gesellschaft wurde in diesem
Zusammenhang daraufhin ua die Meinung vertreten, daß eine bestimmte
Richtlinie eine Änderung des Vertrages darstelle, dies wurde allerdings vom
EuGH mit dem Hinweis zurückgewiesen, daß eine Richtlinie als Rechtsakte
mit allgemeiner Geltung keine Änderung eines Vertrages darstellen könne,
eine solche könne nur Gegenstand einer Parteienvereinbarung sein. Zu der
von der bekl Gesellschaft monierten Verletzung der Vertraulichkeitspflicht
durch einen stattgefundenen Informationsaustausch zwischen der Kommis-

sion und einem Konkurrenzunternehmen, das sich an dem betreffenden Vor-
haben beteiligen wollte, stellte der Gerichtshof fest, daß lediglich die fakti-
sche Mitteilung an dieses Konkurrenzunternehmen, daß eine Beteiligung an
dem Vorhaben – mangels eines geeigneten Standortes für das Projekt – nicht
verwirklicht werden könne, selbst keine Verletzung darstelle; darüber hin-
ausgehende Informationen, etwa darüber, welche Schwierigkeiten die bekl
englische Gesellschaft daran hinderten, einen solchen geeigneten Standort
zu finden, wären von der Vertraulichkeitspflicht gedeckt gewesen.

Grundsätzlich stellt der Gerichtshof dann zur Frage seiner Zustän-
digkeit aufgrund einer Schiedsklausel fest, daß dies eine Abwei-
chung vom allgemeinen Recht darstelle und daher eng auszulegen
sei: Der Gerichtshof könne nur über Forderungen entscheiden, die
auf den von der Gemeinschaft geschlossenen Vertrag, der die
Schiedsklausel enthält, gestützt werden oder die in unmittelbarem
Zusammenhang mit den sich aus diesem Vertrag ergebenden Ver-
pflichtungen stehen. In der Sache stellte er fest, daß die Richtigkeit
des geschuldeten Betrages von der Bekl nicht bestritten wurde, und
zudem vertraglich vereinbart worden sei, daß Zinsen, die der nicht-
verwendete Betrag erbringt, der Kommission zu erstatten sind.
Am 1. 6. 1990 schloß die (damalige) EWG, vertreten durch die
Kommission, mit den Firmen Cascina Laura, Gariboldi und Servizi
Agroalimentare ed Ambiente Srl, gemeinschaftlich und gesamt-
schuldnerisch handelnd, aufgrund der Verordnung (EWG) Nr
3640/85 zur Förderung von Demonstrationsvorhaben und indu-
striellen Pilotvorhaben im Energiebereich durch finanzielle Unter-
stützung, einen Vertrag. Als Gegenleistung für die Zahlung einer
finanziellen Beihilfe der EWG verpflichteten sich die Vertragspart-
ner durch diesen Vertrag, zwischen Dezember 1989 und Juli
1991 eine Reihe von Arbeiten durchzuführen, die im Anhang des
Vertrages beschrieben sind. In Art 13 des Vertrages haben die Par-
teien vereinbart, „alle Streitigkeiten über die Gültigkeit, die Aus-
legung und die Durchführung des Vertrages“, der seinem Art 14
zufolge italienischem Recht unterliegt, dem EuGH vorzulegen.

Wie sich später aus einer von der Kommission durchgeführten Besichtigung
ergab, wurde das Vorhaben nicht erfolgreich abgeschlossen. Im November
1993 leitet die Kommission daraufhin gemäß dem Vertrag das Rücktritts-
verfahren wegen Nichterfüllung des Vertrages ein. Trotz mehrfacher Erinne-
rungen erfolgte aber keine Rückzahlung bereits gezahlter Beträge.

Der EuGH stellte fest, daß jede der Gesellschaften, aus denen der
Vertragspartner besteht, aufgrund des Gesamtschuldverhältnisses,
das sie gemeinsam mit den anderen, in derselben Lage befind-
lichen Gesellschaft eingegangen ist, je für sich gehalten ist, sämtli-
che vertraglich vorgesehenen Pflichten zu erfüllen, wenn die ande-
ren Gesellschaften in Verzug geraten. Aufgrund dessen begründet
die Zahlung der Vorschüsse an eine der Gesellschaften, aus denen
der Vertragspartner besteht, bei jeder von ihnen eine Pflicht zur
Rückzahlung dieser Vorschüsse in dem Fall, daß die als Gegen-
leistung eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt worden sind
(EuGH, Kommission/Cascina Laura Sas di arch. Aldo Delbò e C
ua, Rs C-65/97, Urteil vom 25. 2. 1999).

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare

Juni

Juli

September

8. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Erbschaft- und Schenkungsteuer
Seminar-Nr: 990608/8 WIEN

10. 6. bis
12. 6.

Die feine Klinge. Perfektes Agieren
im Strafprozeß
Seminar-Nr: 990610/3 GMUNDEN

18. 6. Die brandaktuelle RAO-Novelle
Seminar-Nr: 990618A/5 GRAZ

18./19. 6. Das Umweltverträglichkeitsgesetz und
seine Auswirkungen auf Betriebsanlagen
Seminar-Nr: 990618/5 GRAZ

18./19. 6. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990618/6 INNSBRUCK

18./19. 6. Das Umweltrecht
Seminar-Nr: 990618/3 ST. GEORGEN

18./19. 6. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 990618/8 WIEN

21. 6. Die brandaktuelle RAO-Novelle
Seminar-Nr: 990621/3 LINZ

22. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 990622/8 WIEN

23. 6. Die brandaktuelle RAO-Novelle
Seminar-Nr: 990623/8 WIEN

25. 6. Erbrecht
Seminar-Nr: 990625/7 BREGENZ

25./26. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 990625/3 ST. GEORGEN

25./26. 6. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990625/8 WIEN

2./3. 7. Körpersprache und Rhetorik
Seminar-Nr: 990702/2 HERNSTEIN

2./3. 7. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990702/3 ST. GEORGEN

8. 7. Die brandaktuelle RAO-Novelle
Seminar-Nr: 990708/6 INNSBRUCK

1. 9. bis
3. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 990901/8 WIEN

Oktober

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Achtung: Dieser Termin wurde
verschoben
Seminar-Nr: 990903/3 ST. GEORGEN

3./4. 9. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990903/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 990903A/8 WIEN

7. 9. und
21. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 990907/8 WIEN

10./11. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 990910/3 ST. GEORGEN

10./11. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990910/8 WIEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990917/6 INNSBRUCK

17./18. 9. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990917/3 ST. GEORGEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 990917/8 WIEN

24. 9. Haftung des GmbH-Geschäftsführers
Seminar-Nr: 990924/7 DORNBIRN

24./25. 9. Wertpapierrecht unter besonderer
Berücksichtigung des Wechsel- und
Scheckrechtes
Seminar-Nr: 990924/5 GRAZ

24./25. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 990924/8 WIEN

1./2. 10. Kommunikationspsychologie
in der juristischen Praxis
Seminar-Nr: 991001/6 INNSBRUCK

1./2. 10. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991001/3 ST. GEORGEN

1./2. 10. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 991001/8 WIEN

5. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991005/8 WIEN

7. 10. bis
9. 10.

Europarecht
Seminar-Nr: 991007/8 WIEN

8./9. 10. Verwaltungsstrafverfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 991008/3 ST. GEORGEN
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Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie
im Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/5 GRAZ

15./16. 10. Prozeßtaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 991015/2 HERNSTEIN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 991015/8 WIEN

19. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 991019/8 WIEN

22./23. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991022/8 WIEN

Die brandaktuelle RAO-Novelle

awak.infopill

Die konzentrierte Information für Rechtsanwälte

WARUM SIE TEILNEHMEN SOLLTEN?

Weil es um Ihre tägliche Berufspraxis und um die Zukunft unseres
Standes geht! Die lange diskutierte RAO-Novelle gibt Ihnen neue
Gestaltungsmöglichkeiten: Sie stellt die Rechtsform der GmbH zur
Verfügung und ermöglicht die Filialbildung. Die nächsten Themen
stehen aber schon an:

Wird/soll die interdisziplinäre Partnerschaft, insbesondere in Ver-
bindung mit Steuerberatern zur gemeinsamen Berufsausübung, zu-
gelassen werden?
Wird unser Honorarsystem anzupassen sein?
Wie sichern wir die konkrete Fremdgeldverwaltung?
Liberalisieren wir die Werbemöglichkeiten?
Was hat es mit der jüngst aufgeflammten Diskussion um den
„gewerblichen Rechtsberater“ auf sich?
Wir können unser Berufsrecht und damit auch unsere Zukunft maß-
geblich mitgestalten, und wir sind dazu an der Jahrtausendwende
aufgefordert!
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Termine:18. 6. 1999 in Graz, 16.00–18.00 Uhr,
Seminar-Nr: 990618A/5

21. 6. 1999 in Linz, 17.00–19.00 Uhr, Seminar-Nr: 990621/3
23. 6. 1999 in Wien, 17.00–19.00 Uhr,

Seminar-Nr: 990623/8
8. 7. 1999 in Innsbruck, 15.00–17.00 Uhr,

Seminar-Nr: 990708/6
Referenten: Dr. Jörg Beirer, Präsident der Rechtsanwaltskammer
Niederösterreich
Dr. Klaus Hoffmann, Präsident des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages
Noch vor der Sommerpause haben Sie Gelegenheit, sich in der
awak.infopill „Rechtsanwältesozietät: RA-GmbH oder Personen-
gesellschaft?“ über die Möglichkeiten der Rechtsreform Ihrer Kanz-
lei zu informieren:

• Berufs- und gesellschaftsrechtliche Grundlagen,
• Pro und Kontra RA-GmbH: Steuerliche Optimierungsmöglich-

keiten,
• Rechtsformwechsel zur RA-GmbH – Fragen der umgründungs-

steuerrechtlichen Gestaltung

werden diskutiert.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-mail office@awak.at.

Achtung!
Dieser Termin wurde verschoben:
Verkehrsunfallanalyse
awak.special

Dieses Seminar setzt sich in erster Linie mit der Lösung jener Pro-
bleme auseinander, die aus mangelndem technischen Wissen im
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Verkehrsunfällen entste-
hen. Zunächst werden daher die mathematischen und physikali-
schen Grundsätze aufgefrischt und dann schwerpunktmäßig Fall-
beispiele erörtert: Was kann man aus einer Unfallskizze „lesen“?
Wie werden Geschwindigkeiten berechnet? Wie wird der Zusam-
menhang zur rechtlichen Materie hergestellt? Ziel des Seminars ist
es, Synergien aus technischem Verständnis und optimaler juristi-
scher Aufbereitung zu nutzen.
Bitte bringen Sie Geodreieck und Taschenrechner mit!

Termin: Freitag, 3. 9. 1999, bis Samstag, 4. 9. 1999 = 3 Halbtage
Seminarplanung: Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

Referenten: Dr. Waltraute Steger, RA in Linz
Dipl.-Ing. Dr. Hans Steger, Sachverständiger in Linz

Seminarort: St. Georgen/Attergau

Seminar-Nr: 990903/3

Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag – Schwerpunkt GmbH)

awak.special

Das Seminar soll die Teilnehmer mit grundsätzlichen Fragen und
Erfahrungen der gesellschaftsrechtlichen Vertragspraxis vertraut
machen: Was ist bei der Verfassung von Gesellschaftsverträgen zu
bedenken? Gesellschaftsvertrag (Mindesterfordernisse, fakultative
Bestandteile), Gründung einer GmbH, Kapitalaufbringung (Bar-
einlagen, Sacheinlagen), Gesellschafterversammlung (Formalvor-
schriften, Gesellschafterbeschlüsse), Sondervereinbarungen (Sonder-
rechte/-pflichten, Syndikatsverträge), Gewinnverteilung, Geschäfts-
anteile (Übertragung, Teilung, Vererbung, Vorkaufs- und Aufgriffs-
rechte, Formvorschriften, steuerliche Aspekte).

Termin: Freitag, 17. 9. 1999, bis Samstag, 18. 9. 1999 = 3 Halb-
tage

Seminarplanung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in
Wien

Referenten: Dr. Johannes Reich-Rohrwig, RA in Wien,
Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 990917/8

Haftung des GmbH-Geschäftsführers

awak.special

Die GmbH ist heute die beliebteste Gesellschaftsform in Öster-
reich. Geschäftsführer sind sich jedoch nicht immer in vollem Um-
fang der mit dieser Position verbundenen Pflichten und Haftungen
bewußt. Dieses Seminar vermittelt einen Einblick in diese Themen-
bereiche.

Termin: Freitag, 24. 9. 1999 = 2 Halbtage

Planung: Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

Referent: Dr. Horst Auer, RA in Wien

Seminarort: Dornbirn

Seminar-Nr: 990924/7
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ÖRAK

Kundmachung des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages hat bei ihrer Tagung am 9. April 1999 beschlossen:

Änderung der „Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, für
die Überwachung der Pflichten des Rechtsanwaltes und für die Ausbildung
der Rechtsanwaltsanwärter“

(RL-BA 1977, kundgemacht im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ vom 14. De-
zember 1977, 31. Mai 1989, 24. März 1990, 30. März 1991, 14. Februar
1993 und 24. Oktober 1993, 23. März 1994, 19. Februar 1995, 8. Okto-
ber 1997, 13. Oktober 1998 [berichtigt am 7. Dezember 1998]), die,
wenn nichts anderes vorgesehen, mit ihrer Kundmachung in Kraft treten:

Artikel XIII Nebenbeschäftigungen des Rechtsanwaltsanwärters
wird als Absatz 2 zu § 33 angefügt, sodaß § 33 RL-BA nunmehr
lautet wie folgt:

§ 33
(1) Die praktische Verwendung eines Rechtsanwaltsanwärters ge-
mäß § 2 der Rechtsanwaltsordnung ist mit der hauptberuflichen
Ausübung einer anderen Tätigkeit unvereinbar; eine nebenberufli-
che Tätigkeit bedarf der Zustimmung des Rechtsanwaltes.

(2) Die Rechtsanwaltskammern können die Zulässigkeit einer
Nebenbeschäftigung des Rechtsanwaltsanwärters an ihre Zustim-
mung binden. Die Zustimmung darf nur versagt werden, wenn die
Nebenbeschäftigung nach Art oder Umfang den Zweck der prak-
tischen Verwendung des Rechtsanwaltsanwärters gemäß § 2 der
Rechtsanwaltsordnung zu beeinträchtigen geeignet erscheint.

§ 43 RL-BA lautet nunmehr wie folgt:

§ 43
(1) Der Rechtsanwalt hat Sorge zu tragen, daß fremdes Geld
immer auf einem Anderkonto im Sinne der Geschäftsbedingungen
für Anderkonten der Rechtsanwälte bei einem Kreditinstitut, das
öffentlicher Aufsicht unterliegt, eingezahlt wird.

(2) Der Rechtsanwalt hat fremdes Geld, soferne kein Grund
besteht, es zu verwahren, an den Berechtigten ohne unnötigen Ver-
zug auszufolgen.

(3) Besteht ein solcher Grund, so hat der Rechtsanwalt das Fremd-
geld auf einem hiefür gesondert einzurichtenden RA-Anderkonto
zu verwahren.

(4) Der Rechtsanwalt hat über die Fremdgelder Aufzeichnungen
zu führen, die es ihm ermöglichen, jederzeit darüber Rechnung zu
legen. Die Konten des Rechtsanwaltes, auf die Fremdgelder einge-
zahlt wurden, müssen immer ein Guthaben ausweisen, das minde-
stens der Summe der dem Rechtsanwalt anvertrauten Fremdgelder
entspricht.

(5) Übernimmt der Rechtsanwalt die treuhändige Abwicklung von
Immobilientransaktionen, so hat er die zwischen dem Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag und der Bundessektion Geld-,
Kredit- und Versicherungswesen vereinbarten allgemeinen Bedin-
gungen vom 7. 2. 1995 (im Anhang wiedergegeben) zu beachten
und deren Inhalt der von ihm übernommenen Treuhandschaft
zugrunde zu legen.

(6) Der Rechtsanwalt hat einem oder mehreren der Verschwiegen-
heitspflicht unterliegenden, von der zuständigen Rechtsanwaltskam-
mer in Ausübung ihrer Befugnis gemäß § 23 RAO Beauftragten,
die Einsichtnahme in seine Anderkonten und die auf diese bezug-
habenden Unterlagen zu gewähren und Auskünfte zu erteilen.

(7) In Kurrentiensachen (§ 54 RL-BA) und in der Vermögensverwal-
tung kann der Rechtsanwalt mit seinem Auftraggeber eine vom
Grundsatz der Absätze 2 und 3 abweichende Vereinbarung tref-
fen. Die regelmäßige Abrechnung darf jedoch einen Zeitraum von
einem Jahr nicht übersteigen.

(8) Diese Richtlinie tritt – ausgenommen ihr Absatz 1 – mit ihrer
Kundmachung in Kraft und ersetzt die bisher geltende. Absatz 1
dieser Richtlinie tritt am 1. 1. 2000 in Kraft.
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Der derzeitige Artikel XII Vorlegungs- und Anzeigepflicht des
Rechtsanwaltes wird zu Artikel XIII und in Artikel XII wird die Me-
diationsrichtlinie eingefügt. Daher lauten Artikel XII und Artikel XIII
nunmehr wie folgt:

Artikel XII – Der Rechtsanwalt und Mediation

§ 63
Der Rechtsanwalt als Mediator

Anwaltliche Tätigkeit umfaßt auch Mediation. Wird der Rechts-
anwalt bei unterschiedlichen Interessenslagen für die Parteien
gemeinsam und gegen keine der Parteien tätig, kann er einen sol-
chen Auftrag mit Einverständnis der Parteien und nach sachbezo-
gener Aufklärung auch als Mediator durchführen.

Der Mediator ist nicht entscheidungsbefugt und setzt sich dafür ein,
daß von den Parteien eine Konfliktregelung erarbeitet wird.

§ 64
Befangenheit

Die Funktion als Mediator setzt Unabhängigkeit, Allparteilichkeit
und Neutralität des Rechtsanwaltes voraus. Der Rechtsanwalt als
Mediator ist verpflichtet, von sich aus die Parteien sofort über
Umstände zu informieren, die seine Unabhängigkeit, Allparteilich-
keit und Neutralität beeinflussen können. Er hat bei Besorgnis des
Fehlens einer dieser Voraussetzungen das Mediationsmandat ab-
zulehnen oder zu beenden.

§ 65
Verschwiegenheitspflicht

(1) Der Rechtsanwalt als Mediator ist zur umfassenden Verschwie-
genheit berechtigt und verpflichtet. Selbst wenn er von seiner Ver-
schwiegenheitspflicht entbunden werden sollte, hat er sein Recht
auf Verschwiegenheit in Anspruch zu nehmen.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht des Mediators beinhaltet auch,
daß er eigene Aufzeichnungen nicht herausgeben darf. Sonst
erhaltene Unterlagen darf er an die Parteien oder deren Vertreter
zurückstellen, aber nicht an Dritte oder Gerichte (Behörden) her-
ausgeben.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht gilt nicht für die Mitteilung an die
Gerichte (Behörden), daß eine Mediation zwischen bestimmten
Parteien stattgefunden hat, wann diese begonnen und geendet
hat.

§ 66
Schriftlichkeit

Die Übernahme des Mediationsmandates, die wesentlichen Grund-
regeln der Mediation und deren Ziele sind schriftlich zu vereinba-
ren. Ein Ergebnis der Mediation sollte schriftlich festgelegt werden.

§ 67
Rechtliche Ausgestaltung des Mediationskonsenses

Über gesonderte ausdrückliche Beauftragung unvertretener Par-
teien oder mit ausdrücklicher Zustimmung der Parteienvertreter
darf der als Mediator tätig gewordene Rechtsanwalt die – allen-
falls dem Gericht (Behörde) vorzulegende – Vereinbarung mit dem
rechtlich gebotenen Inhalt und in der gesetzlich geforderten Form
verfassen und dafür ein nicht im Rahmen der Mediation abzugel-
tendes Honorar verlangen.

§ 68
Keine anschließende einseitige Beratung/Vertretung

Wurde der Rechtsanwalt als Mediator tätig, so ist eine einseitige
Beratung oder Vertretung einer der Parteien in dieser oder einer
damit zusammenhängenden Angelegenheit gegen andere Parteien,
die an der Mediation teilgenommen haben, nicht gestattet.

§ 69
Qualifikation des Rechtsanwaltes als Mediator

Die Tätigkeit des Rechtsanwaltes als Mediator ist eine höchstper-
sönliche. Sie erfordert Kenntnisse über das Wesen und die Techni-
ken der Mediation. Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
legt nach Anhörung der AVM Anwaltsvereinigung für Mediation
und kooperatives Verhandeln Grundsätze der Aus- und Fortbil-
dung fest.

Schlußbestimmungen

Artikel XIII
Vorlegungs- und Anzeigepflicht des Rechtsanwaltes

(1) Der Rechtsanwalt hat Vereinbarungen über ein Dienstverhält-
nis als Dienstnehmer oder eine Bestellung zum Vorstandsmitglied,
Geschäftsführer, Prokuristen sowie Handlungsbevollmächtigtendem
Ausschuß seiner Rechtsanwaltskammer vorzulegen (zu § 5).

(2) Der Rechtsanwalt hat den Abschluß von Gesellschaftsverträgen
mit berufsfremden Personen dem Ausschuß seiner Rechtsanwalts-
kammer anzuzeigen; über Aufforderung des Ausschusses hat er
den Gesellschaftsvertrag der Rechtsanwaltskammer mitzuteilen
(§ 27).

(3) Der Rechtsanwalt hat Erkenntnisse eines Schiedsgerichtes dem
Ausschuß seiner Rechtsanwaltskammer vorzulegen (zu § 31).

(4) Der Rechtsanwalt hat unverzüglich nach dem Abschluß jeder
Vertretung in der Verfahrenshilfe ein Verzeichnis über seine
Leistungen und die hiefür gebührende Entlohnung dem Ausschuß
seiner Rechtsanwaltskammer vorzulegen (zu § 56).

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
 Dr. Klaus Hoffmann

 Präsident
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Anhang

Allgemeine Bedingungen für die treuhändige Abwicklung
von Immobilientransaktionen

Diese Allgemeinen Bedingungen sind auf Finanzierungen von Immobilien-
transaktionen mit Treuhandabwicklung anwendbar und bilden gemeinsam
mit der im Einzelfall abzuschließenden Treuhandvereinbarung die Rechts-
grundlage für das Vertragsverhältnis zwischen dem Kreditinstitut und dem
Treuhänder.

1. Informationspflicht über Beteiligungen

Für den Fall, daß der Treuhänder auf eigene Rechnung am Unternehmen des
Käufers oder des Verkäufers eine direkte oder indirekte qualifizierte Beteili-
gung unter sinngemäßer Anwendung des § 2 Z 3 BWG hält oder vor gänz-
licher Durchführung des Treuhandauftrages eine solche Beteiligung eingeht,
hat er dies dem Kreditinstitut gegenüber offenzulegen. Das Kreditinstitut ist
berechtigt, diese Information seinem Kunden weiterzugeben.

2. Schriftform und Ablehnungspflicht

Die zwischen Kreditinstituten und Treuhänder abzuschließende Vereinba-
rung bedarf zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. Sollte für den Treuhänder
erkennbar sein, daß er den Auftrag in der vorgesehenen Form nicht durch-
führen kann, hat er die Übernahme des Auftrages abzulehnen, es sei denn,
es kommt zu einer anderen Gestaltung des dann für den Treuhänder durch-
geführten Auftrages, wobei dieser abgeänderte Auftrag zu seiner Gültigkeit
gleichfalls der Schriftform bedarf.

3. Führung der Anderkonten

Für jeden unter diesen Bedingungen abzuwickelnden Geschäftsfall ist ein
eigenes Anderkonto zu führen, welches nach Möglichkeit beim auftrag-
gebenden Kreditinstitut eingerichtet werden sollte.

4. Verfügung über Treuhandgelder

Der Treuhänder darf Treuhandgelder mangels abweichender schriftlicher
Vereinbarung nur dann ausfolgen oder sich zu einer Ausfolgung verpflichten,
wenn die ordnungsgemäße Erfüllung des Treuhandauftrages aufgrund der
ihm vorliegenden Urkunden sichergestellt ist.

5. Kontomitteilung

Der Treuhänder hat zu veranlassen, daß dem auftraggebenden Kreditinstitut
und seinem Kunden nach jeder Buchung auf dem Anderkonto, ausschließ-
lich zu deren Verwendung, ein Zweitauszug direkt vom kontoführenden
Kreditinstitut zugestellt wird. Der Treuhänder ermächtigt hiermit das konto-
führende Kreditinstitut, dem auftraggebenden Kreditinstitut über dessen Ver-
langen alle Auskünfte betreffend Verfügungen über die Treuhandgelder zu
erteilen. Die beteiligten Kreditinstitute werden die ihnen zugekommenen
Informationen gem § 38 BWG vertraulich behandeln.

6. Auskunftserteilung

Der Treuhänder hat dem Kreditinstitut über dessen Verlangen jederzeit Aus-
kunft über den aktuellen Stand des Auftrages zu erteilen und die Richtigkeit
seiner Auskunft über Aufforderung zu bescheinigen.
Sobald Zweifel bestehen, daß ein übernommener Auftrag gänzlich bzw
fristgerecht erfüllt werden kann, hat der Treuhänder das Kreditinstitut hievon

unter Angabe der Gründe und der voraussichtlichen Dauer der Verzögerung
unverzüglich zu informieren. Das Kreditinstitut stellt in Aussicht, bei Vor-
liegen sachlich gerechtfertigter Gründe die Erledigungsfrist angemessen zu
verlängern, ohne hiezu rechtlich verpflichtet zu sein.

7. Erfüllung des Auftragsverhältnisses

Nach Erfüllung des erteilten Auftrages hat das auftraggebende Kreditinstitut
dem Treuhänder über dessen Verlangen die ordnungsgemäße Erfüllung
schriftlich zu bestätigen.

8. Anzeige an die Standesvertretung

Wenn das auftraggebende Kreditinstitut zur Ansicht gelangt, daß der Auf-
trag nicht oder nicht fristgerecht erfüllt und auch nicht rückabgewickelt wird
und dies der Treuhänder zu verantworten hat, wird das Kreditinstitut dies
unter Darstellung des Sachverhaltes der zuständigen Standesvertretung des
Treuhänders anzeigen, um dieser die Möglichkeit zur Ausübung ihres Auf-
sichtsrechtes (§ 23 RAO) zu eröffnen.

Die Standesvertretung informiert das auftraggebende Kreditinstitut binnen
einer Frist von 4 Wochen vom Ergebnis ihrer Erhebungen.

Führen diese Erhebungen zu einem dringenden strafrechtlich relevanten Tat-
verdacht, so wird die zuständige Standesvertretung des Treuhänders, hievon
auch die Bundessektion Geld-, Kredit- und Versicherungswesen der Wirt-
schaftskammer Österreich in Kenntnis setzen. Diese wird diese Informatio-
nen ohne jede Wertung den Kreditinstituten zur Kenntnis bringen.

9. Bankgeheimnis

Der Treuhänder entbindet hiermit das auftraggebende Kreditinstitut sowie
das Kreditinstitut, bei welchem das Anderkonto geführt wird, hinsichtlich des
übernommenen Auftrages gegenüber der im Punkt 8 genannten Stelle von
der Verpflichtung zur Wahrung des Bankgeheimnisses (§ 38 BWG).

10. Berufsgeheimnis

Der Treuhänder verpflichtet sich, alle Anfragen der zuständigen Standes-
behörde zu beantworten und alle im Zusammenhang mit dem Auftrag ste-
henden Unterlagen zur Einsicht vorzulegen, also, insoweit von seinem Recht
auf Verschwiegenheit nicht Gebrauch zu machen.

11. Datenschutzrechtliche Zustimmung

Der Treuhänder erteilt seine ausdrückliche Zustimmung, daß:

a) Die zuständige Standesvertretung das Ergebnis ihrer Erhebungen dem
anzeigenden Kreditinstitut gemäß Punkt 8 mitteilt.

b) Die zuständige Standesvertretung die Bundessektion Geld-, Kredit- und
Versicherungswesen der Wirtschaftskammer Österreich im Falle eines drin-
genden strafrechtlich relevanten Tatverdachtes davon informiert und die
Bundessektion diese Information an die Kreditinstitute (gemäß BWG) ohne
zusätzliche Wertung weiterleitet.

Für den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag:
Dr. Hoffmann

Für die Bundessektion
Geld-, Kredit- und Versicherungswesen:

Dr. Schmidt-Chiari,
Dr. Pichler
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. WILD Michael, 7033 Pöttsching,
Wr. Neustädter Straße 57,
Tel. 02631/29 69,
Telefax 02631/29 69-90,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 19. 3. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. KAINTZ Michael, Neusiedl am See,
Untere Hauptstraße 31, 2. Stock,
Tel. 02167/82 96,
Telefax 02167/82 96-20,
per 17. 3. 1999

Änderung der Telefaxnummer

Dr. KAINTZ Michael, Neusiedl am See,
Telefax 02167/82 96-20

e-mail-Adressen

Dr. HOFER Gertraud, Oberwart,
e-mail: hofer.g@rechtsanwaelte.co.at

Dr. LAGLER Josef, Frauenkirchen,
e-mail: j.lagler@netway.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. KOJNEK Melanie
per 4. 2. 1999
bei Dr. Elisabeth Hrastnik, Eisenstadt

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. HERZOG Christof, 9560 Feldkirchen,
10. Oktober-Straße 16,
Tel. 04276/386 76,
Telefax 04276/386 76-4,
per 1. 3. 1999

Dr. SCHUPFER Barbara,
9873 Döbriach, Hauptstraße 34,
Tel. 04246/70 76,
Telefax 04246/70 76,
per 1. 3. 1999

Verzicht

Dr. THURNER Josef, Hermagor, Rathaus,
per 22. 3. 1999
mStv Dr. Walter Vasoll, Hermagor

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

DDr. KRAINER M. Georg, Klagenfurt,
Tel. 0463/59 88 94,
Telefax 0463/50 27 57-75

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. RACK Siegfried, Völkermarkt,
Telefax 04232/25 20-20

Mag. ARNEITZ Hannes, Villach,
Telefax 04242/240 74-15

e-mail-Adressen

Dr. HERZOG Christof, Feldkirchen,
e-mail: rechtsanwalt.herzog@aon.at

Ing. DDr. AICHHOLZER Josef, Villach,
e-mail: ddr.aichholzer@net4you.at

Mag. TRÖTZMÜLLER Michael, Klagenfurt,
e-mail: troetzmueller@troetz-seeb.at

Mag. SEEBACHER Axel, Klagenfurt,
e-mail: seebacher@troetz-seeb.at

Dr. KRACKER-SEMLER Arnulf, Villach,
e-mail: diekanzlei@online.edvg.co.at

Dr. KILZER Horst, Villach,
e-mail: diekanzlei@online.edvg.co.at

Dr. Mag. STUDENTSCHNIG Friedrich,
Klagenfurt,
e-mail: studentschnig@aon.at

Dr. TONITZ Margot, Klagenfurt,
e-mail: tonitz-lawyer@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. TRAGLER Robert
per 2. 3. 1999
bei Dr. Heinz Walther, Klagenfurt

RAA Mag. GRILLITSCH Manuela
per 1. 2. 1999
bei Dr. Michael Schwingl, Klagenfurt

RAA Mag. PREMUR Herbert
per 1. 3. 1999
bei Dr. Dieter Havranek, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. RUPPRECHT Georg,
2500 Baden, Wassergasse 18,
Tel. 02252/863 66,
Telefax 02252/863 66-2,
korrespondiert in englischer Sprache
per 17. 2. 1999

Dr. STOCKINGER Stefan,
2340 Mödling, Lerchengasse 14,
Tel. 02236/223 90,
Telefax 02236/436 57,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 1. 1999

Mag. MARCHTRENKER Johannes,
2225 Zistersdorf, Hauptstraße 39,
Tel. 02532/804 50,
Telefax 02532/804 50-50,
per 12. 1. 1999

Mag. PERSCHL Severin,
3550 Langenlois, Holzplatz 11/2/1,
Tel. 02734/80 87,
Telefax 02734/80 87-4,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 1. 1999

Dr. KIESLING Andreas,
2130 Mistelbach, Hauptplatz 1,
Tel. 02572/23 95,
Telefax 02572/31 64,
per 17. 2. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HOFFMANN Herbert,
3430 Tulln, Brüdergasse 2A,
Tel. 02272/819 29,
Telefax 02272/819 30,
per 1. 3. 1999

Dres. BUBLA Friedrich und
FALKNER Christian,
2500 Baden, Kaiser-Franz-Ring 13,
Tel. 02252/855 00,
per 1. 1. 1999

Dr. SEIDL Franz,
2542 Kottingbrunn, Schloß 4/1,
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Tel. 02252/711 99,
Telefax 02252/711 99-20,
per 1. 1. 1999

Mag. Dr. HIRSCHMANN Robert,
2384 Breitenfurth, Wiesengrund 21,
Tel. 02239/57 84,
Telefax 02239/26 43,
per 1. 2. 1999

Gründungen einer OEG

Dr. KOLARZ Reinhart,
Mag. DONNERBAUER Heribert,
Stockerau, Schießstattgasse 21,
per 1. 1. 1999

Dr. HOFBAUER Herbert,
Mag. HOFBAUER Michael,
3100 St. Pölten, Riemerplatz 1,
per 1. 10. 1998

Gründung einer KEG

Dr. RÖßLER Gerhard, Dr. RÖßLER Berta,
3910 Zwettl, Hamerlingstraße 1,
per 27. 6. 1998

Gründungen einer GesbR

Dr. STENITZER Georg,
Mag. STENITZER Thomas,
2136 Laa/Thaya, Rathausgasse 4,
per 1. 1. 1999

Dres. STEINER Helmut, WEBER Thomas,
BUBLA Friedrich und FALKNER
Christian, 2500 Baden,
Kaiser-Franz-Ring 13,
per 1. 1. 1999

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. SCHUH Susanne, Perchtoldsdorf,
Tel. 01/865 99 91,
Telefax 01/865 66 00

Dr. STENITZER Georg, Mag. STENITZER
Thomas, Laa/Thaya,
Tel. 02522/23 20,
Telefax 02522/23 20-32

Dr. SCHACHNER Hans-Jörg,
Dr. SCHWEIGHOFER Hubert,
Dr. TAUFNER Gerhard, Melk,
Tel. 02752/524 66,
Telefax 02752/525 74

Dr. SCHUSTER Reinhard, Hainburg,
Telefax 02165/624 34 16

Dr. HANDL Herbert, Wr. Neustadt,
Tel. 02622/816 24,
Telefax 02622/816 24-2

e-mail-Adressen

Mag. MARCHTRENKER Johannes,
Zistersdorf,
e-mail: ra-marchtrenker@aon.at

Dr. STOCKINGER Stefan, Mödling,
e-mail: office@hugelaw.com

Dr. BURGEMEISTER Franz,Klosterneuburg,
e-mail: ra-burgalb@aon.at

Dr. MAYER Karl, Baden,
e-mail: ra.karl.mayer@aon.at

Dres. HAMMERER Herwig,
AUTHERITH Alois, Krems,
e-mail: ADVOC.AUTHAM@
NETWAY.AT

Vorläufige Untersagung

Dr. MAYERHOFER Johann, Wr. Neustadt,
per 14. 1. 1999,
mStv Dr. Eva Wagner, Wr. Neustadt,
Hauptplatz 14, Tel. 02622/232 87

Verzicht

Dr. FIEGL Peter, Krems,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Frank Riel, Krems,
Gartenaugasse 1, per 11. 2. 1999

Ableben

Dr. WIPPEL August, Neunkirchen,
verstorben am 19. 12. 1998

Fehlerberichtigung
AnwBl 1999, 96 und 97

Kanzleisitzberichtigung

Mag. ALBERER Christian, 3400 Kloster-
neuburg, Kierlinger Straße 12,
Tel. 02243/323 43,
Telefax 02243/289 19

Wir bitten das Versehen zu entschuldigen.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. NIGL Herbert
per 4. 1. 1999
bei Dr. Helmut Paul, Krems

RAA Mag. PROBER Peter
per 11. 1. 1999
bei Dr. Alfred Steinbuch, Neunkirchen

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. HERZOG Thomas,
4810 Vöcklabruck, Stadtplatz 19,
Tel. 07672/72 60 70, 27 40 70
Telefax 07672/755 67

Mag. HIPFL Harald,
4600 Wels, Bauernstraße 9/WDZ III,
Tel. 07242/652 90,
Tel. 07242/652 90-333,
per 1. 3. 1999

Dr. LUX Dietmar,
4020 Linz, Landstraße 12,
Tel. 0732/78 43 31-0,
Telefax 0732/77 43 31,
korrespondiert in englischer Sprache

Mag. WINKLER Manfred,
4020 Linz, Fadingerstraße 9/2,
Tel. 0732/78 40 80-0,
Telefax 0732/78 40 80-4,
per 2. 3. 1999

Mag. THIELE Bernd,
4070 Eferding, Kirchenplatz 8,
Tel. 07272/22 55, 37 81, 37 82,
Telefax 07272/37 83,
per 1. 2. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HUBER Bernhard,
Mag. HUBER-STOCKINGER Eva,
4020 Linz, Schillerstraße 12,
Tel. 0732/65 69 69,
Telefax 0732/65 69 69-60,
per 1. 2. 1999

Mag. FUCHS Klaus,
4040 Linz, Gerstnerstraße 20,
Tel. 0732/77 34 09,
Telefax 0732/77 34 09-14

Dr. KÖLLENSPERGER Hubert,
4614 Marchtrenk, Linzer Straße 44,
Tel. 07243/533 93,
Telefax 07243/533 93,
per 29. 3. 1999
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Dr. BUCHMAYR Heinz, Dr. BUCHMAYR
Johannes, 4020 Linz, Altstadt 15,
Tel. 0732/77 33 39, 78 22 39,
Telefax 0732/78 22 39-15

Änderung der Telefonnummer

Dr. ORTNER Heinz,
Dr. ORTNER Alexander, Gmunden,
Tel. 07612/645 11,
Tel. 07612/663 62 entfällt!

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. POLAK Maximilian, Enns,
Telefax 07223/826 57-4

Dr. LUX Dietmar, Linz,
Telefax 0732/77 43 31

Dr. NOWOTNY Jürgen, Linz,
Telefax 0732/71 00 71-16

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. RIEDELSBERGER Peter, Linz,
Tel. 0732/73 03 37-0,
Telefax 0732/73 03 37-55

Dr. PILS Wolfgang, Linz,
Tel. 0732/77 33 68,
Telefax 0732/77 33 68-74

Mag. ZINNHOBLER Wolfgang, Wels,
Tel. 07242/466 88,
Telefax 07242/466 88-23

e-mail-Adressen

Dr. NOWOTNY Jürgen, Linz,
e-mail: nowotny@merlin.at

Dr. FUCHS Klaus, Linz,
e-mail: mag.fuchs@aon.at

Dr. KARAN Alois, Steyr,
e-mail: dr.karan@aon.at

Dr. PRAMER Ludwig,
Dr. LINDINGER Peter, Linz,
e-mail: ra.pramerlindinger@aon.at

Mag. Dr. SELENDI Reinhard
Rechtsanwalts-KEG, Wels,
e-mail: office1@selendi.com

Dr. HAAS Gerald, Dr. FRANK Anton,
Dr. SCHILCHEGGER-SILBER Ursula,
Wels,
e-mail: ra-haas+partner@tbxa.
telecom.at

Prof. Dr. HASLINGER Alfred, DDr. MÜCK
Heinz, Dr. WAGNER Peter,
Dr. MÜLLER Walter, Dr. GRAZIANI-
WEISS Wolfgang, Linz,
e-mail: hmwmg@vip.rdb.at

Dr. LUX Dietmar, Linz,
e-mail: office@haslinger-nagele.com

Mag. KURI Wilhelm, Traun,
e-mail: wilhelm.kuri@aon.at

Dr. SLANA Christian, Linz,
e-mail: dr.christian.slana@
rechtsanwaelte.co.at

Dr. KRAINZ Helfried, Linz,
e-mail: dr.h.krainz@merlin.at

Dr. NUSSBAUMER Alois,
Dr. HOFFMANN Stefan,
Dr. HERZOG Thomas, Vöcklabruck,
e-mail: rae.nuss-hoff-herz@aon.at

Dr. MORINGER Wolfgang,
Mag. MOSER Thomas,
Mag. NAVARRO-LINAN Maria, Linz,
e-mail: momos@netway.at

Dr. NAGELE Norbert, Dr. HASLINGER
Klaus, Dr. SZEP Christoph,Mag. KURZ
Thomas, Mag. BERGTHALER Wilhelm,
Dr. LUX Dietmar, Linz,
e-mail: office@haslinger-nagele.com

Dr. STEGER Waltraute, Linz,
e-mail: w.steger@eunet.at

Dr. BURKOWSKI Alexander, Linz,
e-mail: burkowski@aon.at

Dr. STRABERGER Christopher, Wels,
e-mail: straberger.law@aon.at

Dr. KRÜCKL Karl, Dr. LICHTL Kurt, Linz,
e-mail: krueckl.lichtl.anwaelte@
netway.at

Dr. PISO Manfred, Mondsee,
e-mail: mpiso@cso.co.at

Dr. ITZLINGER Bernd,
Dr. ZACHHUBER Rudolf, Wels,
e-mail: RA-ITZZACH@TBXA.
TELECOM.AT

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. LICHTENEGGER Michael
per 2. 2. 1999
bei Dr. Eckhard Pitzl, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BRUNNER Christof, 5020 Salzburg,
Sigmund-Haffnergasse 1/3,
Tel. 0662/84 67 63,
Telefax 0662/84 67 63-14,
per 1. 4. 1999

Mag. Dr. RIEDER Stefan, 5020 Salzburg,
Erzabt-Klotz-Straße 4/6,
Tel. 0662/84 11 51,
Telefax 0662/84 11 51-22,
per 1. 4. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. SCHUBECK Christian,
5020 Salzburg, Erzabt-Klotz-Straße 8,
Tel. 0662/84 60 60,
Telefax 0662/84 60 60-6,
e-mail: schubeck@law-firm.at
per 12. 3. 1999

Dr. HASLAUER Wilfried, Dr. EBERL Rein-
fried, Dr. HUBNER Robert, 5020 Salz-
burg, Nonntaler Hauptstraße 44,
Tel. 0662/82 55 11,
Telefax 0662/82 55 11-22,
per 1. 3. 1999

Mag. KÜHLEITNER Friedrich,
5620 Schwarzach/Pg., Markt 7
Tel. 06415/58 58,
Telefax 06415/58 58-5
per 1. 1. 1999

Dr. LINSINGER Franz,
Kultur- und Kongreßhaus am Dom,
5600 St. Johann/Pg., Leo-Neumayer-
Straße 10

Dr. THUN-HOHENSTEIN Bertold,
Techno-Z Salzburg,
5020 Salzburg, Schillerstraße 30,
Tel. 0662/45 80 10,
Telefax 0662/45 80 10-30,
e-mail: Thun-Advocat@aon.at

Gründungen einer OEG

STEGER & SCHILCHEGGER Rechts-
anwälte OEG, 5600 St. Johann/Pg.,
Hauptstraße 12,
Tel. 06412/422 70,
Telefax 06412/78 66
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Mag. KÜHLEITNER Friedrich,
Mag. LOCHBICHLER Franz
Rechtsanwälte OEG,
5620 Schwarzach, Markt 7
Tel. 06415/58 58,
Telefax 06415/58 58-5

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Mag. KÜHLEITNER Friedrich,
Mag. LOCHBICHLER Franz
Rechtsanwälte OEG,
Schwarzach/Pg.,
Tel. 06415/58 58,
Telefax 06415/58 58-5

Änderung der Telefaxnummer

Dr. SPATT Hermann, Thalgau,
Telefax 06235/61 10-11

e-mail-Adressen

Dr. SALPIUS Eugen, Salzburg,
e-mail: salpius@law-office.at

Dr. KRONER Markus, Salzburg,
e-mail: kroner@law-office.at

Dr. EDER Johann, Dr. KUNDMANN
Robert, Dr. KNAUS Stefan, Salzburg,
e-mail: office@ekk-law.at

Dr. STEGER Reinhard, Dr. SCHILCH-
EGGER Johann, St. Johann/Pg.,
e-mail: steger&schilchegger@
rechtsanwaelte.co.at

Mag. BRUNNER Christof, Salzburg,
e-mail: ra.brunner@magnet.at

Dr. SPATT Hermann, Thalgau,
e-mail: anwalt.spatt@aon.at

Verzicht

Dr. SCHAUBEDER Franz, Salzburg,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Friedrich Brachowicz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. FISCHER Rene
per 9. 12. 1998
bei Dr. Michael Kinberger, Zell/See

RAA Mag. PÖSCHL Thomas
per 21. 12. 1998
bei Dr. Bertold Thun-Hohenstein

RAA Mag. WEICH Anita
per 1. 2. 1999
bei Dr. Thomas Stoiberer, Hallein

RAA Mag. RAMSAUER Günther
per 1. 2. 1999
bei Dr. Reinfried Eberl, Salzburg

RAA MMag. BOGENSPERGER Hermann
per 18. 1. 1999
bei Dr. Christoph Brandweiner,
Salzburg

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. STEINER Franz,
8010 Graz, Herrengasse 19/III,
Tel. 0316/80 78-20,
Telefax 0316/80-78-75,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 2. 1999

Mag. BERCHTOLD Andreas,
8010 Graz, Kalchberggasse 1,
Tel. 0316/83 05 50,
Telefax 0316/81 37 17,
per 1. 2. 1999

Mag. DIVITSCHEK Martin, 8530 Deutsch-
landsberg, Glashüttenstraße 4/P,
Tel. 03462/62 66,
Telefax 03462/62 66-15,
per 18. 1. 1999

Mag. MEISTER Elisabeth,
8200 Gleisdorf, Bürgergasse 37,
Tel. 03112/43 06,
Telefax 03113/43 88,
per 18. 1. 1999

Mag. SIEDER Wolfgang, 8530 Deutsch-
landsberg, Glashüttenstraße 4,
Tel. 03462/62 66,
Telefax 03462/62 66-15,
per 18. 1. 1999

Mag. SCHATZL Christa, 8952 Irdning,
Hauptplatz 51,
Tel. 03682/224 62,
per 1. 2. 1999

Mag. ORTNER Herbert,
8570 Voitsberg, Hauptplatz 57,

Tel. 03142/223 03,
Telefax 03142/223 03-6,
per 1. 1. 1999

Mag. STITZ Gernot,
8570 Voitsberg, Hauptplatz 57,
Tel. 03142/223 03,
Telefax 03142/223 03-6,
per 1. 1. 1999

Mag. Dr. GERSCHA Arnold,
8010 Graz, Wielandgasse 2,
Tel. 0316/83 38 40,
Telefax 0316/83 38 40-5,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 3. 1999

Mag. POPP Hans Georg,
8112 Gratwein, Bahnhofstraße 22/1,
Tel. 03124/550 77,
Telefax 03124/550 77-4,
e-mail: popp.ra@magnet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 3. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. PUCHLEITNER Hans Peter,
8350 Fehring, Hauptplatz 7,
Tel. 03155/51 70,
Telefax 03155/51 70-20,
per 1. 1. 1999

Mag. RIEGLER Jasmine und Mag. RIEGLER
Siegfried, 8720 Knittelfeld, Herren-
gasse 23/Ecke Kapuzinerplatz,
Tel. 03512/752 70,
Telefax 03512/752 70-14,
per 8. 2. 1999

Gründungen einer OEG

HAUER PUCHLEITNER MEISTER
Rechtsanwälte OEG,
8200 Gleisdorf, Bürgergasse 37,
Tel. 03112/43 06,
Telefax 03112/43 88,
per 23. 2. 1999

HELD BERDNIK ASTNER HELD
Rechtsanwaltskanzlei Graz OEG,
8010 Graz, Schlögelgasse 1,
Tel. 0316/83 25 27,
Telefax 0316/81 43 15,
per 10. 3. 1999
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Gründungen einer GesbR

Rechtsanwälte Mag. DIVITSCHEK Martin,
Mag. SIEDER Wolfgang,
8530 Deutschlandsberg,
Glashüttenstraße 4,
Tel. 03462/62 66-0,
Telefax 03462/62 66-15,
per 4. 2. 1999

Rechtsanwälte Mag. ORTNER Herbert –
Mag. STITZ Gernot, 8570 Voitsberg,
Hauptplatz 57,
Tel. 03142/223 03,
Telefax 03142/223 03-6,
per 1. 1. 1999

Löschung einer KEG

Rechtsanwälte HOFSTÄTTER &
ISOLA KEG, Graz,
wurde per 15. 12. 1998 aufgelöst

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

SCHÖNHERR BARFUSS TORGGLER &
PARTNER, Graz,
Tel. 0316/83 37 77-0,
Telefax 0316/83 37 77-33

Änderung der Telefaxnummer

Dr. HIRTLER Klaus, Leoben,
Telefax 03842/421 45-4

e-mail-Adressen

Mag. STEINER Franz, Graz,
e-mail: steiner.ra@aon.at

Dr. EISENBERGER Gottfried,
Dr. HERZOG Jörg, Dr. NIERHAUS
Michael, Dr. FORCHER Ralph,
Dr. EISENBERGER Georg,
Dr. RIESEMANN Christian, Graz,
e-mail: ehnfr@sime.com

SCHÖNHERR BARFUSS TORGGLER &
PARTNER, Graz,
e-mail: a.isola@schoenherr.at

Dr. MUCHITSCH Wolfgang, Graz,
e-mail: RA.Dr.Muchitsch@aon.at

Verzicht

Dr. KADANIK Heinz, Graz,
per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Gunter Griss, Graz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MOSER Martina
per 1. 1. 1999
bei Dr. Erich Portschy, Feldbach

RAA Mag. BINDER Irene
per 2. 1. 1999
bei Dr. Ursula Schwarz, Bruck

RAA Dr. BRANCZIK Christian
per 4. 1. 1999
bei Dr. Heinz Kalß, Bad Aussee

RAA Mag. RABL Daniela
per 4. 1. 1999
bei Dr. Hans Kröppel, Kindberg

RAA Mag. BÖCHZELT Thomas
per 1. 2. 1999
bei Dr. Michael Augustin, Leoben

RAA Mag. BUCHBAUER Peter
per 1. 2. 1999
bei Dr. Günter Folk, Graz

RAA Dr. HÖFLECHNER Barbara
per 1. 2. 1999
bei Dr. Hanspeter Pausch, Graz

RAA Mag. KUNTNER Gerhard
per 4. 2. 1999
bei Dr. Ralph Forcher, Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FÖGER-EDLINGER Marion, 6020 Inns-
bruck, Herzog-Friedrich-Straße 24,
Tel. 0512/57 40 40,
Telefax 0512/57 40 40-40,
per 1. 1. 1999

Dr. FORADORI Carlo,
Mag. SZABÓ László,
6020 Innsbruck, Claudiaplatz 2,
Tel. 0512/57 06 66,
Telefax 0512/57 06 66-20

Kanzleisitzverlegungen

Dr. FORCHER-MAYR Hanns,
Dr. KANTNER Josef,
6010 Innsbruck, Colingasse 8/1,
Tel. 0512/57 10 92, 56 36 37,
Telefax 0512/57 10 92-15

Dr. JANOVSKY Karl-Ulrich, 6020 Inns-
bruck, Fallmerayerstraße 12,
Tel. 0512/57 13 74,
Telefax 0512/57 28 56 17

Dr. PAULWEBER Hannes,
6020 Innsbruck, Anichstraße 3,
Tel. 0512/58 19 58,
Telefax 0512/58 19 58-19,
per 1. 1. 1999

Dr. EGGER Günther, Dr. HEISS Karl,
6020 Innsbruck, Kaiserjägerstraße 4,
Tel. 0512/58 12 06,
Telefax 0512/58 12 06-20

Gründungen einer GesbR

FORCHER-MAYR & KANTNER
Rechtsanwälte,
6010 Innsbruck, Colingasse 8/1
Tel. 0512/57 10 92,
Telefax 0512/57 10 92-15,
per 1. 3. 1999

HEIS & PAULWEBER
Rechtsanwälte
6020 Innsbruck, Anichstraße 3
Tel. 0512/58 19 58,
Telefax 0512/58 19 58-19,
per 1. 1. 1999

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. HERKE Klaus, Innsbruck,
Telefax 0512/58 89 12-33

Dr. STIX Lothar, Innsbruck,
Telefax 0512/577 54 94

Dr. HÖNEL-JAKONCIG Helga,
Dr. STAUDINGER Veronika, Innsbruck,
Telefax 0512/58 24 73-33

Dr. TÜRK Ingrid, Lienz,
Telefax 04852/69 06 86

Dr. LINDORFER Anneliese, Kitzbühel,
Telefax 05356/646 00-46

e-mail-Adressen

Dr. FORCHER-MAYR Hanns,
Dr. KANTNER Josef, Innsbruck,
e-mail: forcher-mayr.kantner@tirol.com

Dr. HERKE Klaus, Innsbruck,
e-mail: rechtsanwalt@herke.at

Dr. SCHNEIDER Alois, Rattenberg,
e-mail: a-schneider@tirol.com
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Dr. GRILL Norbert, Jenbach,
e-mail: dr.norbert.grill@aon.at

Dr. GRILL Norbert, Vorstandsvorsitzender
von Eurojuris Österreich eV,
e-mail: eurojuris-oesterreich-
austria@aon.at

Dr. GREITER Ivo, Dr. PEGGER Franz,
Mag. rer. soc.oec. Dr. KOFLER
Stefan & Partner, Innsbruck,
e-mail: info@greiter.lawfirm.at

Dr. KLEE Karl Heinz, Dr. FUITH Axel,
Dr. RIESS Günther, Dr. HAIDLEN
Christoph, Innsbruck,
e-mail: klee-fuith-riess@vip.rdb.at

Dr. ASCHABER Karl G., Dr. KÖNIG
Andreas, Dr. ERMACORA Andreas,
Innsbruck,
e-mail: ake.ermacora@aon.at

Ableben

Dr. FLACH Paul, Innsbruck,
verstorben am 28. 2. 1999,
mStv Dr. KOMETER Roland, Innsbruck

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. PAHL Verena
per 25. 1. 1999
bei Dr. Martin Dellasega, Innsbruck

RAA Mag. WEISSGATTERER Bettina
per 2. 2. 1999
bei Dr. Inge Margreiter, Brixlegg

RAA Mag. LANTOS Claudia
per 8. 2. 1999
bei Dr. Peter Wallnöfer, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FIEL Martin,
6800 Feldkirch, Drevesstraße 2,
Tel. 05522/780 00,
Telefax 05522/780 00-4,
korrespondiert in englischer Sprache

Mag. OBERNBERGER Hans-Christian,
6700 Bludenz, Unterstein 8–14,
Tel. 05552/666 66,
Telefax 05552/666 66-55,
per 26. 3. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. PUCHNER Manfred,
Feldkirch, Leusbündtweg 49a,
Tel. 05522/788 55-0,
Telefax 05522/326 02,
per 1. 2. 1999

e-mail-Adressen

Dr. PUCHNER Manfred, Feldkirch,
e-mail: puchner-law@vol.at

Dr. FIEL Martin, Feldkirch,
e-mail: pfeifer_keckeis_fiel@vip.rdb.at

Ableben

Dr. KOHLER Norbert, Bregenz,
verstorben am 31. 12. 1998,
mStv Dr. Gerhard Preisl, Bregenz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. PFEFFERKORN Lukas
per 1. 2. 1999
bei Dr. Michael Kaufmann, Dornbirn

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BIELY Alexandra,
1010 Wien, Jasomirgottstraße 6,
Tel. 01/533 44 10,
Telefax 01/533 86 43,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Dr. BOGENSBERGER Teresa,
1010 Wien, Laurenzerberg 2,
Tel. 01/515 50
Telefax 01/515 50-50
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Mag. FUHRMANN Georg, 1010 Wien,
Reichsratsstraße 11/4. Stock,
Tel. 01/408 35 44,
Telefax 01/408 35 44-30,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Mag. KNIRSCH Boris,
1010 Wien, Rudolfsplatz 12,
Tel. 01/535 96 92 Serie,

Telefax 01/535 96 91,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Mag. REGNER Richard,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,
Telefax 01/533 52 52,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Dr. RENNER Wolfgang,
1014 Wien, Tuchlauben 13,
Tel. 01/534 37-0,
Telefax 01/533 25 21,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Prof. Dipl.-Ing. Mag. RIPPEL Andreas O.,
1130 Wien, Maxingstraße 34,
Tel. 01/877 83 74,
Telefax 01/877 54 80,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Mag. Dr. VARGA Tibor,
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 47 95,
Telefax 01/533 47 97,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Mag. WOLFBAUER Heinz,
1010 Wien, Kantgasse 3/1/8,
Tel. 01/713 07 13,
Telefax 01/713 24 21,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Mag. ZIVIC Peter,
1010 Wien, Weihburggasse 20,
Tel. 01/512 39 81,
Telefax 01/512 39 81-16,
korrespondiert in bosnischer,
kroatischer, serbischer und
englischer Sprache,
per 20. 1. 1999

Dr. DAUM Felix,
1080 Wien, Laudongasse 25/6,
Tel. 01/402 45 00-0,
Telefax 01/408 27 44-22,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 8. 2. 1999
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Dr. EISENBERGER Martin,
1010 Wien, Bartensteingasse 4,
Tel. 01/409 76 09,
Telefax 01/406 76 09-30,
korrespondiert in englischer, spani-
scher und portugiesischer Sprache,
per 8. 2. 1999

Mag. ERTL Oliver,
1010 Wien, Riemergasse 14,
Tel. 01/512 21 75,
Telefax 01/512 21 75-20,
korrespondiert in englischer, französi-
scher und spanischer Sprache,
per 8. 2. 1999

Mag. PUTZI Gerold,
1010 Wien, Wollzeile 17/16,
Tel. 01/513 08 34,
Telefax 01/512 04 80,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 8. 2. 1999

Mag. Dr. BERGER Kurt,
1010 Wien, Oppolzergasse 6,
Tel. 01/533 24 04,
Telefax 01/533 24 04-12,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 16. 2. 1999

Dr. DESCHKA Thomas,
1010 Wien, Schulerstraße 18/8,
Tel. 01/512 58 89, 515 58 90,
Telefax 01/512 58 89-9,
Mobil 0676/310 19 68,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 16. 2. 1999

Dr. HEGER Susanne,
1010 Wien, Rathausplatz 4,
Tel. 01/427 20 00,
Telefax 01/427 20 10,
korrespondiert in englischer und
russicher Sprache
(als Gerichtsdolmetscher zugelassen),
per 16. 2. 1999

Mag. OSTERAUER Marcus,
1010 Wien, Kärntner Straße 12,
Tel. 01/512 66 55-0,
Telefax 01/512 66 55-10,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 16. 2. 1999

Mag. SCHUSTER Helwig,
1010 Wien, Universitätsstraße 11,
Tel. 01/408 30 31 Serie,
Telefax 01/408 83 22,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 16. 2. 1999

Dr. GRABHER Michael, 1010 Wien,
Helferstorferstraße 4/12,
Tel. 01/533 87 26-0,
Telefax 01/533 87 28-34,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 3. 1999

Dr. MALAUN Rüdiger,
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 47 95-0,
Telefax 01/533 47 97,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 3. 1999

Dipl.-Ing. Mag. NEUHAUSER Michael,
1010 Wien, Eßlinggasse 9,
Tel. 01/536 50-0,
Telefax 01/536 50-13,
korrespondiert in englischer,
italienischer und spanischer Sprache,
per 5. 3. 1999

Dr. FEDERSEL Alois,
1040 Wien, Brucknerstraße 4,
Tel. 01/505 78 61,
Telefax 01/505 78 61-9,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 3. 1999

Dr. HEID Stephan, 1010 Wien,
Bartensteingasse 2 und 4,
Tel. 01/409 76 09,
Telefax 01/409 76 09-30,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 17. 3. 1999

Dr. WOKALIK Heidemarie,
1030 Wien, Ungargasse 4,
Tel. 01/712 52 37,
per 17. 3. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. FROMHOLD Josef,
1010 Wien, Salztorgasse 6/4b,
Tel. 01/533 08-15,
Telefax 01/533 08-18,
per 8. 3. 1999

Dr. VELIK Michael,
1090 Wien, Alserstraße 14/I/4a,
Tel. 01/406 50 30,
Telefax 01/406 50 22,
per 16. 3. 1999

Dr. HUBER Otto, 1010 Wien,
Wiesingerstraße 3, Tür 11,
Tel. 01/513 17 97,
per 19. 3. 1999

Dr. SCHUBERT Friedrich,
1030 Wien, Ungargasse 58/10,
Tel. 01/710 18 89,
Telefax 01/710 18 89-9,
per 23. 2. 1999

Dr. DEUTENHAUSER Lothar, 1100 Wien,
Theodor-Sickel-Gasse 12/13/10,
Tel. 01/689 22 77,
Telefax 01/689 22 77,
per 1. 2. 1999

Dr. VASICEK Günter,
1190 Wien, Gatterburggasse 16/4,
Tel. 01/368 49 50,
Telefax 01/368 49 50-50,
per 15. 2. 1999

Mag. LIND Rudolf,
1010 Wien, Judenplatz 2,
Tel. und Telefax 01/532 47 44

Mag. WEILGUNI Wolfgang,
1010 Wien, Liliengasse 1, top 8,
Tel. 01/512 09 23 und 512 59 91,
Telefax 01/513 41 85,
per 1. 4. 1999

Dr. LINDER Monika,
1070 Wien, Bernardgasse 28/1,
Tel. 01/524 60 08,
Telefax 01/524 60 75,
per 15. 3. 1999

Dr. LÖSCH Peter,
1010 Wien, Neuer Markt 1/4/16,
Tel. 01/513 39 35-0,
Telefax 01/513 39 35-43,
per 29. 3. 1999

Dr. RICHTER Wolfgang W.,
1010 Wien, Neuer Markt 1/4/16,
Tel. 01/513 39 35-0,
Telefax 01/513 39 35-43,
per 29. 3. 1999
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Dr. KREMSLEHNER Vera,
Dr. MILCHRAM Josef, Dr. EHM Anton,
1010 Wien, Singerstraße 12,
Tel. 01/512 81 52 od. 53,
Telefax 01/512 81 52-40,
per 22. 3. 1999

Mag. GALLA Franz,
1030 Wien, Reisnerstraße 12,
Tel. 01/710 82 80 Serie,
Telefax 01/710 82 80-27,
per 18. 1. 1999

Gründung einer OEG

BINDER, GRÖSSWANG & Partner Rechts-
anwälte, 1010 Wien, Sterngasse 13,
Tel. 01/534 80-0,
Telefax 01/534 80-8
per 6. 2. 1999

Gründung einer KEG

GRUBER & Partner Rechtsanwalts KEG,
1010 Wien, Wipplingerstraße 20,
Tel. 01/533 14 17 Serie,
Telefax 01/535 55 46,
per 21. 10. 1998

Gründung einer GesbR

Dr. HOCHEGGER Herbert,
Mag. KAJABA Markus Rechtsanwälte,
1040 Wien, Brucknerstraße 4/5,
Tel. 01/505 78 61,
Telefax 01/505 78 61-9

ROMAUCH & ROMAUCH Rechtsanwälte,
1030 Wien,
Landstraßer Hauptstraße 3,
Tel. 01/712 44 90, 712 12 20,
Telefax 01/712 72 47,
per 18. 3. 1999

WEBER & HEGER Rechtsanwälte,
1010 Wien, Rathausplatz 4,
Tel. 01/427 20 00,
Telefax 01/427 20 10,
per 9. 2. 1999

Löschung einer GesbR

GRUBER & GRUBER, Wien,
wurde im Oktober 1998 aufgelöst

Änderung der Telefonnummer

Dr. SCHUSTER Markus, Wien
Tel. 01/533 95 97-12

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. PIRKER Norbert, Wien,
Telefax 01/817 57 57-17,
817 57 55-17

Dr. PIRKER Christiane, Wien,
Telefax 01/817 57 57-17,
817 57 55-17

Mag. STEEGMÜLLER Claudia, Wien
Telefax 01/716 55-99

Dr. BAZIL Rudolf, Dr. CALICE Franz, Wien
Telefax 01/512 24 09-24

e-mail-Adressen

Dr. SCHEIMPFLUG Christa-Maria, Wien,
e-mail: scheimpflug@ins.at

Dr. SCHMID Verena, Wien,
e-mail: ra.dr.schmid@netway.at

Dr. DREXLER Michael, Wien,
e-mail: michael.drexler@
rechtsanwaelte.co.at

Mag. STEEGMÜLLER Claudia, Wien,
e-mail: wien@enwc.com

Mag. WOLFBAUER Heinz, Wien,
e-mail: k.s.k.@lawyers.at

Dr. BIELY Alexandra, Wien,
e-mail: dr.schicker-dr.roschek@aon.at

Dr. SCHWARZ Winfried, Wien,
e-mail: winfried.schwarz@aon.at

Dr. GRUBER Alexander, Wien,
e-mail: gruberkeg@law-mediation.at

GRUBER & Partner Rechtsanwalts KEG,
Wien,
e-mail: gruberkeg@law-mediation.at

Mag. BAUER Axel, Wien,
e-mail: axel.bauer@aon.at

Dr. FROMHOLD Josef, Wien,
e-mail: ra@fromhold.at

Mag. DDr. SCHÄFER-GUHSWALD
Ingeborg, Wien,
e-mail: guhswald@atnet.at

Dr. PUSCHNER Haimo,
Mag. SPERNBAUER Martin,
Mag. ROSENAUER Nikolaus, Wien,
e-mail: psr.vienna@aon.at

Dr. PALLAS Rainer, Wien,
e-mail: rpallas@ibm.net

Dr. REINOLD Wolfgang, Wien,
e-mail: reinold@aon.at

Vienna Online, Geschäftsführer
Mag. PALFFY Andreas,
LUTZ Christian, Wien,
e-mail: law.office.ch.heller@vol.at

Namensänderung

Dr. BUDER-STEINHOFF Gabriele, Wien,
nunmehr (verehelicht) HERBERSTEIN

Verzicht

Dr. BRUGGER Sepp, Wien,
per 1. 2. 1999,
mStv Dr. Josef Unterweger, Wien

Dr. RIEGER Gerhard, Wien,
per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Eva Maria Leeb-Bernhard,
Wien

Dr. WOKALIK Othmar, Wien,
per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Heidemarie Wokalik, Wien

Dr. EISENBERGER Martin, Wien,
per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Johannes Schramm, Wien

Ableben

Dr. GNESDA Michael, Wien,
verstorben am 22. 3. 1999,
mStv Dr. Georg Walderdorff, Wien

Beschlüsse

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst RA Dr. BAUER Alfred, szt in
1010 Wien, Elisabethstr. 6, wird über
begründeten Antrag des bisherigen mStvs
Dr. Georg Walderdorff, RA in 1030 Wien,
Schwarzenbergplatz 7, für beendet erklärt.
Es wird ihm jedoch die Auflage erteilt, die
Akten des verst RA Dr. Alfred Bauer weiter-
hin aufzubewahren.
Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst RA Dr. NICKL H. Peter, szt in
1010 Wien, Seilerg. 3, wird über be-
gründeten Antrag des bisherigen mStvs
Ing. Dr. Heinz Robathin, RA in 1010 Wien,
Kärntner Str. 12, für beendet erklärt. Es
wird ihm jedoch die Auflage erteilt, die Ak-
ten des verst RA Dr. H. Peter Nickl weiter-
hin aufzubewahren.
Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst RA Dr. SCHWINNER Erich, szt in
1010 Wien, Graben 30, wird über be-
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gründeten Antrag des bisherigen mStvs
Dr. Georg Walderdorff, RA in 1030 Wien,
Schwarzenbergplatz 7, für beendet erklärt.
Es wird ihm jedoch die Auflage erteilt, die
Akten des verst RA Dr. Erich Schwinner
weiterhin aufzubewahren.
Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst RA Dr. WENISCH Walther, szt in
1030 Wien, Rennweg 12, wird über be-
gründeten Antrag des bisherigen mStvs
Dr. Dieter Cerha, RA in 1010 Wien, Juden-
platz 10, für beendet erklärt. Es wird ihm
jedoch die Auflage erteilt, die Akten des
verst RA Dr. Walther Wenisch weiterhin
aufzubewahren.
Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst RA Dr. SCHÖN Leopold, szt in
1050 Wien, Schönbrunner Str. 60, wird
über begründeten Antrag des bisherigen
mStvs Dr. Franz J. Salzer, RA in 1010 Wien,
Stock im Eisen-Platz 3, für beendet erklärt.
Es wird ihm jedoch die Auflage erteilt, die
Akten des verst RA Dr. Leopold Schön wei-
terhin aufzubewahren.
Der Beschluß des Ausschusses der Rechts-
anwaltskammer Wien vom 17. 11. 1998,
mit dem der Verzicht des RA Dr. MEUS-
BURGER Martin per 9. 11. 1998 zur
Kenntnis genommen und Herr RA Mag.
Andreas Fehringer zu seinem mStv bestellt
wurde, wird von Amts wegen wie folgt
geändert:
1. Über Ersuchen des RA Dr. Martin
Meusburger vom 5. 11. 1998 wird für
die Dauer seiner Verhinderung Herr RA
Mag. Andreas Fehringer, 1070 Wien,
Neubaugasse 68, gem § 14 RAO zum
Substituten bestellt.
2. Infolge Ablebens des Herrn RA
Dr. Martin Meusburger am 6. 1. 1999
wird dessen bisheriger Substitut gem § 34
Abs 3 Z 1 RAO zum mStv bestellt.

Umbestellung des mittlerweiligen

Stellvertreters

Der Ausschuß der RAK Wien enthebt von
Amts wegen den mit ha Beschluß vom 9. 3.
1999, GZ 1958/99, für Dr. VALLENDER
Michael, RA in Wien, infolge des Beschlus-
ses des Disziplinarrates der RAK Wien zu

D 25/99, D 26/99, D 18/99, D 32/99
und D 37/99 bestellten mStv Dr. Rainer
Roniger, RA in 1040 Wien, Gußhaus-
straße 2, seines Amtes und bestellt an
dessen Stelle Dr. Armin Dallmann, RA in
1040 Wien, Gußhausstraße 2, zum mStv.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BAUMGARTNER Willibald
Helmut
per 15. 12. 1998
bei Dr. Johannes Schuster

RAA Mag. BÜCHL Barbara
per 17. 11. 1998
bei Dr. Ernst Gruber

RAA Mag. DER-SAKARIAN Christine
per 15. 12. 1998
bei Mag. Dr. Geza Simonfay

RAA Mag. EGERMANN Clemens
per 15. 12. 1998
bei Dr. Kurt Heller

RAA Mag. ELTNER Christian
per 17. 11. 1998
bei Dr. Hans Böck

RAA Mag. FISCHER Jürgen
per 17. 11. 1998
bei Mag. Dr. Dirk Just

RAA Dr. FRIESSNEGGER Christian
per 26. 1. 1999
bei Mag. Christian Weimann

RAA Dr. FRITZER Angelika
per 17. 11. 1998
bei Dr. Rainer Maria Kraft

RAA Mag. FUCHS Andreas
per 17. 11. 1998
bei Mag. Eva Spiegel

RAA Mag. FÜZY Maria
per 26. 1. 1999
bei Dr. Peter Huber

RAA Dr. GEIGER Martin R.
per 26. 1. 1999
bei Dr. Heinz Löber

RAA Mag. GRABENHOFER Gabriele
per 15. 12. 1998
bei Dr. Hildegard Hartung

RAA Mag. GRAF Wolfgang Thomas
per 17. 11. 1998
bei Dr. Benedikt Spiegelfeld

RAA Mag. GRIES Gerald
per 15. 12. 1998
bei Dr. Heinrich Siegel

RAA Mag. GRIFKOVSKY Tanja
per 26. 1. 1999
bei Dr. Werner Sporn

RAA MMag. GUTMANNSTHAL-
KRIZANITS Jörg
per 26. 1. 1999
bei Dr. Alfred Strommer

RAA Mag. HASLINGER Veronika
per 17. 11. 1998
bei Dr. Christoph Herbst

RAA Dr. HAUSMANINGER-TSCHOFEN
Franziska
per 26. 1. 1999
bei Dr. Christoph Herbst

RAA Mag. HECK Dietmar
per 26. 1. 1999
bei Mag. Martin Paar

RAA Mag. HENSEL Holger
per 26. 1. 1999
bei Dr. Otto Schubert

RAA Mag. HUTTER Dieter
per 26. 1. 1999
bei Dr. Peter Oberlechner

RAA Mag. KAUPA Silvia Edith
per 26. 1. 1999
bei Dr. Rainer Herzig

RAA Mag. KELLNER Gerald
per 26. 1. 1999
bei Dr. Otto Kern

RAA Dr. KELLNER Sabine
per 26. 1. 1999
bei Dr. Wolfram Themmer

RAA Mag. KILCHES Ralph
per 26. 1. 1999
bei Dr. Günther J. Horvath

RAA Mag. KLINC Sergij
per 17. 11. 1998
bei Dr. Ernst Orttenburger

RAA Mag. KÖCK Bernhard
per 26. 1. 1999
bei Mag. Dr. Haig E. Asenbauer
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RAA Mag. KONECNY Tanja
per 17. 11. 1998
bei Dr. Christian Winternitz

RAA Mag. KOVAC Elisabeth M.
per 26. 1. 1999
bei Dr. Thomas Schirmer

RAA Mag. KUBO Roland
per 26. 1. 1999
bei Dr. Christian Hoenig

RAA Mag. KUMPAN Barbara
per 15. 12. 1998
bei Dr. Alfred Feitsch

Assessor MAAK Frank
per 26. 1. 1999
bei Dr. Stefan Gulner

RAA Mag. MANDAHUS Andreas
per 26. 1. 1999
bei Dr. Christian Burghardt

RAA Mag. MARENZI Johannes
per 17. 11. 1998
bei Dr. Christian Gassauer-Fleissner

RAA Mag. MARICIC Mia
per 17. 11. 1998
bei Mag. Eva Spiegel

RAA Mag. MELLONI Alessandra
per 1. 12. 1998
bei Dr. Maria Th. Pflügl

RAA Mag. MIKULA Thomas
per 15. 12. 1998
bei Dr. Christian Boyer

RAA Mag. PARZ Rainer
per 26. 1. 1999
bei Dr. Franz Nistelberger

RAA Mag. PFALLER Thomas
per 26. 1. 1999
bei Dr. Georg Legat

RAA Mag. PRANTNER Franz
per 17. 11. 1998
bei Dr. Alexander Grohmann

RAA Dr. RACK Herbert
per 26. 1. 1999
bei Dr. Günther J. Horvath

RAA Dr. RADETIC Christian
per 1. 12. 1998
bei Dr. Raimund Cancola

RAA Mag. RAIMANN Alexander
per 26. 1. 1999
bei Dr. Stephan Ruggenthaler

RAA Mag. REICHEL Herald
per 15. 12. 1998
bei Dr. Christian Reimitz

RAA Mag. RÜCKLINGER Gottfried
per 26. 1. 1999
bei Dr. Karl Schirl

RAA Dr. SAURER Ullrich
per 26. 1. 1999
bei Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler

RAA Mag. SCSIBRANY Christa
per 26. 1. 1999
bei Dr. Helene Klaar

RAA Mag. SCHATZL Harald
per 26. 1. 1999
bei Dr. Martin Schuppich

RAA Mag. SCHEIBENPFLUG Andrea
per 26. 1. 1999
bei Dr. Michael Witt

RAA Mag. SCHINDLECKER Sabine
per 26. 1. 1999
bei Dr. Alix Frank

RAA Mag. SCHORDAN Christoph
per 15. 12. 1998
bei Mag. Edgar Zrzavy

RAA Mag. SCHWAIGHOFER Andreas
per 15. 12. 1998
bei Mag. Ivo Deskovic

RAA Mag. SCHWEITZER Caroline
per 1. 12. 1998
bei Dr. Wolfgang Leitner

Assessor SIEFKEN Jann Hendrik
per 26. 1. 1999
bei Dr. Andreas A. Lintl

RAA Mag. SETH Surinder Singh
per 17. 11. 1998
bei Dr. Theodor Strohal

RAA Mag. STEINER Gerald
per 26. 1. 1999
bei Dr. Markus Andreewitch

RAA Mag. Dr. STRACK Michael
per 15. 12. 1998
bei Dr. Kurt Heller

RAA Mag. SUHSMANN Benedikt
per 26. 1. 1999
bei Dr. Harald Schicht

RAA Mag. SZMEJ Oliver
per 17. 11. 1998
bei Mag. Dr. Ingrid Weber

RAA Mag. UHER Karin
per 26. 1. 1999
bei Dr. Gottfried Korn

RAA Mag. UNTERRAINER Maria
per 26. 1. 1999
bei Dr. Günther J. Horvath

RAA Mag. URBANZ Markus
per 26. 1. 1999
bei Dr. Markus Singer

RAA Dr. VAVROVSKY Nikolaus
per 26. 1. 1999
bei Dr. Andreas Zahradnik

RAA Mag. WAGNER Raoul
per 26. 1. 1999
bei Dr. Florian Gehmacher

RAA Mag. WAGNSONNER Michael
per 15. 12. 1998
bei Dr. Herbert Schachter

RAA Mag. WOLZT Claudia
per 26. 1. 1999
bei MMag. Franz J. Heidinger

RAA Mag. ZELLHOFER Georg
per 17. 11. 1998
bei Mag. Dr. Johannes Schramm

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. KUBICEK Konrad
per 15. 12. 1998
bei Dr. Friederike Wallentin

RiAA Mag. SUCHANEK Monika
per 15. 12. 1998
bei Dr. Brigitte Stampfer

RiAA Mag. VAVRINA Brigitte
per 9. 2. 1999
bei Dr. Walter Strigl

RiAA Mag. WIESER Romana
per 9. 2. 1999
bei Dr. Leopold Rieß

Fehlerberichtigungen
AnwBl 1999, 233

Tirol

Dr. GRILL Norbert, Jenbach,
e-mail: dr.norbert.grill@aon.at

Dr. PERTL Herbert, Mag. ATZL Alexander,
Wörgl,
e-mail: ap.ra-kanzlei@netwing.at
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Wien
Die Rechtsanwaltskammer Wien hat in ihrer Plenarversammlung
vom 13. 4. 1999 beschlossen:

Beitragsordnung 2000

§ 1. Kammerbeitrag

1. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, der/die im Sprengel der Rechts-
anwaltskammer Wien in die Liste der Rechtsanwälte eingetra-
gen ist, hat jährlich zu entrichten:

ATS EUR
a) Kanzleiabgabe in der Höhe von 11.000,– 799,41
b) Beitrag

ba) zum Notfall-Fonds 6.000,– 436,04
bb) zur Prämie für die Unfallversiche-

rung 600,– 43,61
bc) zur Prämie für die Haftpflichtver-

sicherung in der Verfahrenshilfe 400,– 29,07
2. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, welche/r

eine/n Rechtsanwaltsanwärter/in beschäf-
tigt, hat darüber hinaus für jedes begon-
nene Monat, während welchem das Aus-
bildungsverhältnis zu einer/einem Rechts-
anwaltsanwärter/in aufrecht besteht, einen
Zuschlag zur Kanzleiabgabe von je 1.000,– 72,68
zu entrichten.

§ 2. Festsetzung der Kammerbeiträge

1. Die Vorschreibung der Kammerbeiträge erfolgt durch die nach
der Geschäftsordnung zuständige Abteilung des Ausschusses
mit Bescheid.

2. Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 3. Zahlungstermine

1. Der Kammerbeitrag ist zu je einem Viertel am 1. März, 1. Juni,
1. September und 1. Dezember eines jeden Jahres zu leisten.

2. Der Zuschlag zur Kanzleiabgabe für Rechtsanwaltsanwärter/
innen wird für jedes Jahresviertel im letzten Monat desselben
vorgeschrieben und ist 14 Tage nach Zustellung der Vorschrei-
bung fällig, die 1. Zahlung für eine/n Rechtsanwaltsanwärter/
in ist mit der Anmeldung zur Eintragung in die Liste der Rechts-
anwaltsanwärter fällig.

3. Für Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit
entrichtet werden, ist nach Ausstellung eines Rückstandsauswei-
ses ein Säumniszuschlag von 5% des überfälligen Betrages zu
leisten.

§ 4. Stundung, Ermäßigung und Abschreibung

1. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien ein-

getragen sind, haben nur den dem Zeitraum ihrer Eintragung
entsprechenden Teil des Kammerbeitrages nach § 1 Zif.1 zu
bezahlen.

2. Der Kammerbeitrag kann in besonders berücksichtigungswür-
digen Einzelfällen, insbesondere im Falle längerer gesundheit-
licher Behinderung, familiärer oder sonstiger sozialer Notsitua-
tion, durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses gestundet, ermäßigt oder abgeschrieben
werden.
Eine Stundung ist auch bei vorübergehenden Zahlungsschwie-
rigkeiten möglich.

§ 5. Schlußbestimmung

1. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch für die Folgejahre.

2. Mit der Vollziehung dieser Beitragsordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Umlagenordnung 2000
1. Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung

(Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, die Mittel der Leistungen
aus der Versorgungseinrichtung (Teil B) durch Beiträge der
Kammermitglieder aufgebracht.

Jede/r Rechtsanwalt/anwältin hat für die Versorgungseinrich-
tung folgenden Beitrag für das Jahr 2000 zu zahlen:

ATS EUR
Versorgungseinrichtung – Teil A:
a) Rechtsanwälte/innen, die bis zum

31. Dezember des Vorjahres das
32. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, 30.000,– 2.180,19

b) Rechtsanwälte/innen, die erstmals
nach Vollendung ihres 50. Lebensjah-
res eingetragen worden sind, wenn
diese Eintragung nach dem 1. Jänner
1974 erfolgt, 71.500,– 5.196,11

c) Rechtsanwälte/innen, die am 1. Jän-
ner des Beitragsjahres das 65. Le-
bensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gemäß § 50 Abs. 2 lit a)
und b) RAO zu diesem Zeitpunkt
bereits verstrichen war, 1.000,– 72,68

d) alle übrigen Rechtsanwälte/innen 61.500,– 4.469,38
Versorgungseinrichtung – Teil B:
e) Der Beitrag beträgt 42.500,– 3.088,60
f) Der ermäßigte Beitrag gemäß § 12

(4) der Satzung (Teil B) beträgt 17.000,– 1.235,44
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Von den Beiträgen gemäß lit e) und f) werden 2000 Verwal-
tungskosten in der Höhe von ATS 390,– (EUR 28,35) pro
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin p.a. und 0,75% des Beitrages
(zuzüglich Umsatzsteuer) in Abzug gebracht. Die Verwaltungs-
kosten in Höhe von ATS 390,– (EUR 28,35) werden auf Basis
des VPI 96 per 1. 1. eines jeden Jahres valorisiert, Ausgangs-
basis 1/98. Vor der Gutschrift auf dem Pensionskonto werden
die Prämien für die Berufsunfähigkeits- und die Hinterbliebenen-
versicherung gemäß Geschäftsplan in Abzug gebracht.

2. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur den dem Zeitraum ihrer Eintragung ent-
sprechenden Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu
bezahlen. Rechtsanwälte/innen, die während des Kalenderjah-
res die Pensionsgrenze erreichen, haben ebenso nur den auf
den Zeitraum vor Erreichung des Pensionsanspruches entfallen-
den Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu bezahlen.

3. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung er-
folgt durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses mit Bescheid. Die Beiträge sind in vier
gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar je am 1. März,
1. Juni, 1. September und 1. Dezember 2000.

Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

4. Sind Beiträge mehr als 1 Monat nach Fälligkeit rückständig, so
ist nach Ausstellung eines Rückstandsausweises ein Säumnis-
zuschlag von 5% des überfälligen Beitrages zu entrichten.

5. Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung (Teil A) ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen, ins-
besondere bei längerer gesundheitlicher Behinderung, sowie
bei Vorliegen familiärer oder sonstiger sozialer Notsituationen,
durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abteilung
des Ausschusses gewährt werden. Eine Stundung ist auch bei
vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten möglich.

Für den Teil B der Versorgungseinrichtung gelten ausschließlich
die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabsetzungs-
und Befreiungsmöglichkeiten.

6. Solange keine neue Umlagenordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Umlagen-
ordnung auch für die Folgejahre.

7. Mit der Vollziehung dieser Umlagenordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Leistungsordnung 2000
A

Nachstehende Leistungen (Renten) für Anspruchsberechtigte nach
Maßgabe der Bestimmungen der §§ 47–54 RAO und nach Maß-
gabe der jeweils gültigen, von der Plenarversammlung beschlosse-

nen Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A, werden für 2000
wie folgt festgesetzt und 14× p.a., jeweils am 5. eines jeden
Monates im vorhinein ausgezahlt, die 13. Rente am 5. Juni, die
14. Rente am 5. Dezember:

ATS EUR

1. Alters- und Berufsunfähigkeitsrente 25.000,– 1.816,82

2. Witwen-/Witwerrente 15.000,– 1.090,10

3. Halbwaisenrente 10.000,– 726,73

4. Vollwaisenrente 15.000,– 1.090,10

5. Sind nach dem/der Rechtsanwalt/Rechtsanwältin zwei oder
mehr Personen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
vorhanden, so darf die Summe der Leistungen für die An-
spruchsberechtigten nicht höher sein als die Leistung, auf die
der/die Rechtsanwalt/Rechtsanwältin selbst Anspruch hätte.
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind die Leistungen an die
einzelnen Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu kürzen.

6. Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 2000 beträgt der Todfallsbeitrag
ATS 150.000,– (EUR 10.900,93) abzüglich eines allfälligen
Beitragsrückstandes, mindestens jedoch ATS 40.000,– (EUR
2.906,92).

7. Die Mindestansprüche gemäß § 52 Abs. 1 RAO bleiben unbe-
rührt.

B
Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der je-
weils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Sat-
zung, Teil B).

Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS EUR

30 120.000,– 8.720,74
31 116.000,– 8.430,05
32 112.000,– 8.139,36
33 108.000,– 7.848,67
34 104.000,– 7.557,98
35 100.000,– 7.267,29
36 96.000,– 6.976,60
37 92.000,– 6.685,90
38 88.000,– 6.395,21
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Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr
ATS EUR

39 84.000,– 6.104,52
40 80.000,– 5.813,83
41 76.000,– 5.523,14
42 72.000,– 5.232,45
43 68.000,– 4.941,76
44 64.000,– 4.651,07
45 60.000,– 4.360,37
46 56.000,– 4.069,68
47 52.000,– 3.778,99
48 48.000,– 3.488,30
49 44.000,– 3.197,61
50 40.000,– 2.906,92
51 36.000,– 2.616,23
52 32.000,– 2.325,53
53 28.000,– 2.034,84
54 24.000,– 1.744,15
55 20.000,– 1.453,46
56 16.000,– 1.162,77
57 12.000,– 872,08
58 8.000,– 581,39
59 4.000,– 290,70

3. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeitpunkt
seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/Aktive im
Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3, 4, 5 der
Satzung, Teil B).

Die Mindestwitwen-/witwerrente nach aktivem/aktiver Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufsunfähig-
keitsrente (in Abhängigkeit vom Eintrittsalter des/der Rechts-
anwaltes/Rechtsanwältin), das sind
Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS EUR
30 72.000,– 5.232,45
31 69.600,– 5.058,03
32 67.200,– 4.883,62
33 64.800,– 4.709,20
34 62.400,– 4.534,79
35 60.000,– 4.360,37
36 57.600,– 4.185,96
37 55.200,– 4.011,54
38 52.800,– 3.837,13
39 50.400,– 3.662,71
40 48.000,– 3.488,30
41 45.600,– 3.313,89
42 43.200,– 3.139,47

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr
ATS EUR

43 40.800,– 2.965,06
44 38.400,– 2.790,64
45 36.000,– 2.616,23
46 33.600,– 2.441,81
47 31.200,– 2.267,40
48 28.800,– 2.092,98
49 26.400,– 1.918,57
50 24.000,– 1.744,15
51 21.600,– 1.569,74
52 19.200,– 1.395,32
53 16.800,– 1.220,91
54 14.400,– 1.046,49
55 12.000,– 872,08
56 9.600,– 697,66
57 7.200,– 523,25
58 4.800,– 348,83
59 2.400,– 174,42

4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und erziel-
ten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der
jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß § 6 der Sat-
zung, Teil B).

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gemäß
§ 7 der Satzung, Teil B).

7. Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher ATS 200,– (EUR 14,54) p.a. und 0,6% der
Rente (zuzüglich Umsatzsteuer). Die Verwaltungskosten in Höhe
von ATS 200,– (EUR 14,54) werden auf Basis des VPI 96 per
1.1. eines jeden Jahres valorisiert, Ausgangsbasis 1/98.

Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.

C
Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der
Satzung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die
Bestimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.
Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer Wien betraut.
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/43 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.635/5-VII/A/6/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgleich-
behandlungsgesetz, das Ausschreibungsgesetz 1989,
das BG über die Organisation der Universitäten (UOG
1993), das Universitäts-Organisationsgesetz, das Kunst-
hochschul-Organisationsgesetz, das Akademie-Organi-
sationsgesetz 1998, das Bundesgesetz über die Organi-
sation der Universitäten der Künste, das Beamten-Dienst-
rechtsgesetz 1979 und das Vertragsbedienstetengesetz
1948 geändert werden
Referent: Dr. Kremslehner

99/45 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 20.579/0-VIII/A/8/99
Bundesgesetz, mit dem das Medizinproduktegesetz
geändert wird
Referent: Dr. Kucsko

99/47 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/14-VI/B/12/99
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz über die Informations-
pflicht betreffend Trinkwasser (Trinkwasser-Informations-
verordnung); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/50 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 170.710/6-II/B/7/99
Verordnung des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Verkehr, mit der die Führerscheingesetz-Gesund-
heitsverordnung geändert wird (2. Novelle zur FSG-GV)
Referent: Dr. Mader

99/54 Bundesministerium für Finanzen
GZ 10 0503/2-IV/10/99
Entwürfe von Verordnungen betr Selbstberechnung der
Gebühr (§ 33 TP 5 Abs 5 Z 2 GebG)
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 19. 4. 1999

99/55 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.196/2-VII/A/6/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-
dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das
Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Pensionsgesetz
1956, das Nebengebührenzulagengesetz, das Bun-
destheaterpensionsgesetz, die Reisegebührenvorschrift
1955, das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz und

das Karenzurlaubsgeldgesetz geändert werden (Dienst-
rechts-Novelle 1999)
Referent: Dr. Grießer

99/56 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 170.700/9-II/B/7/99
Bundesgesetz über den Führerschein (Führerschein-
gesetz – FSchG)
Referent: Dr. Mader

99/57 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.300/30-I/D/2/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Universitäts-
Studiengesetz geändert wird
Referent: Dr. Fialka
Stellungnahme abgegeben am: 4. 5. 1999

99/58 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.250/9-VII/A/6/99
Entwurf einer Änderung des Bundes-Personalvertretungs-
gesetzes; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/61 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.461/0-VIII/A/4/99
Verordnung, mit der die Rezeptpflichtverordnung geän-
dert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren
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99/64 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.201/0-VIII/D/13/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Hebammen-
gesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das
MTD-Gesetz, das MTF-SHD-Gesetz und das Rezept-
pflichtgesetz geändert werden; vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

99/65 Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten
GZ 343.00/0008e-VI.SL/19
Entwurf eines Bundesgesetzes über Aufgaben und Orga-
nisation des auswärtigen Dienstes – Statut; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

99/66 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23.3700/16-V/14/99
Bundesgesetz über die Gründung einer Bundespensions-
kasse AG und Änderung des Vertragsbedienstetengeset-
zes 1948, des Pensionsgesetzes 1965 und des Pensions-
kassengesetzes; Entwurf; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

99/67 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.012A/139-I.2/1999
Entwurf für ein Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen

über den Vertragsabschluß im Fernabsatz in das Kon-
sumentenschutzgesetz eingefügt und das BG gegen den
unlauteren Wettbewerb 1984 geändert werden (Fern-
absatz-Gesetz)
Referent: Univ.-Doz. Dr. Enzinger
Stellungnahme abgegeben am: 5. 5. 1999

99/68 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 21.080/1-II/1/99
Entwurf eines Bundesgesetzes zur Durchführung eines
Informationsverfahrens auf dem Gebiet der technischen
Vorschriften, der Vorschriften für die Dienste der Informa-
tionsgesellschaft und der Normen (Notifikationsgesetz
1999 – NotifG 1999)
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 3. 5. 1999

99/69 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 30.555/4-III/A/1/99
EU-Richtlinien-Vorschlag zur Ausdehnung der grenzüber-
schreitenden Dienstleistungsfreiheit auf in der Gemein-
schaft niedergelassene Staatsangehörige dritter Länder
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 29. 4. 1999
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ÖRAK
ao Vertreterversammlung am 9. 4. 1999
in Wien

Am 8./9. 4. 1999 tagte der Präsidentenrat in Wien und bereitete
ua die Tagesordnung der ao Vertreterversammlung, die am 9. 4.
1999 stattfand, vor. Nachfolgend ein Kurzbericht über die wich-
tigsten Tagesordnungspunkte.

Jahresabschluß 1998

Im Rahmen der ao Vertreterversammlung am 9. 4. 1999 in
Wien wurde der Jahresabschluß 1998 mit Einnahmen von
S 18,161.629,42 und Ausgaben von S 17,715.156,98 von den
Delegierten einstimmig beschlossen.

§ 43 RL-BA

Der gemeinsame Antrag der Rechtsanwaltskammer Wien und der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer zu § 43 RL-BA (in der
modifizierten Fassung nach der Sitzung des Präsidentenrates
vom 8./9. 4. 1999) wurde mit allen Delegiertenstimmen und
von allen Rechtsanwaltskammern, mit Ausnahme der Burgenländi-
schen Rechtsanwaltskammer und der Vorarlberger Rechtsanwalts-
kammer (Stimmenthaltungen), beschlossen. Über Wunsch von
Präs. Dr. Manhart wurde angemerkt, daß er sich nur hinsichtlich
Abs 6 enthält (die Richtlinie ist im Volltext auf S 297 abgedruckt).

Mediations-Richtlinie

Der von der Rechtsanwaltskammer Wien eingebrachte Antrag vom
23. 3. 1999 „Der Rechtsanwalt und Mediation“ wurde einstim-
mig mit allen Delegiertenstimmen und von allen Rechtsanwalts-
kammern beschlossen (die Richtlinie ist im Volltext auf S 298 veröf-
fentlicht).

Zuvor war über einen von der Oberösterreichischen Rechtsanwalts-
kammer zum Hauptantrag „Mediations-Richtlinie“ eingebrachten
Abänderungsantrag abgestimmt worden, der jedoch nicht die
erforderliche Unterstützung fand.

Bericht des Präsidenten

In seinem Bericht zu Fragen der Standespolitik informierte Präsident
Hoffmann über einen im Nationalen Aktionsplan der Bundesregie-
rung (NAP) enthaltenen Auftrag, die Einführung eines (gewerb-
lichen) Rechtsberaters, der vor Gerichten Ersten Instanz und vor
allen Verwaltungsbehörden vertreten dürfen soll, zu prüfen. Im Prä-
sidentenrat vom 8./9. 4. 1999 wurde in diesem Zusammenhang
beschlossen, ein Gutachten in Auftrag zu geben, um objektive
Argumente gegen einen derartigen Vorstoß zu gewinnen.

Der ÖRAK-Präsident ging weiters auf die nächste RAO-Novelle im
Frühjahr 2000 (Umsetzung der Niederlassungs-Richtlinie) ein und

berichtete von einem Vorhabensbericht, den die Anwaltschaft dem
Justizausschuß zu unterbreiten hatte. Handlungsbedarf besteht
hinsichtlich Honorar-Richtlinie, Ausbildungszeiten sowie bezüglich
interdisziplinärer Partnerschaften. Die ÖRAK-Arbeitskreise für Be-
rufsrecht und für Wirtschaftsfragen wurden ersucht, gemeinsam
Überlegungen in bezug auf interdisziplinäre Partnerschaften (Ver-
gesellschaftungen über die Grenze) anzustellen.

In seinem „allgemeinen“ Bericht ging Präsident Hoffmann auf die
Themen „Treuhandbuch“, „Pensionsversicherung“, „Krankenversi-
cherung“ sowie „Bundespflegegeld“ ein. In einer Langzeitplanung
sei mehr Zusammenarbeit zwischen dem ÖRAK und den Rechts-
anwaltskammern anzustreben. Materien, die alle berühren (vgl
Zusatzpension) sollten sinnvollerweise zusammengeführt werden,
so der ÖRAK-Präsident.

Berichte der Arbeitskreisvorsitzenden

Die Vorsitzenden der ÖRAK-Arbeitskreise berichteten persönlich
(AK Berufsrecht – Dr. Fialka, AK EDV – VP Dr. Benn-Ibler, AK
Mediation – Dr. Auer, AK Öffentlichkeitsarbeit – Dr. Aichinger, AK
Wirtschaftsfragen – Dr. Hochegger) bzw in Form schriftlicher Vor-
lagen (AK Berufsnachwuchs und Fortbildung – Dr. Allmayer-Beck)
über laufende Projekte sowie Zukunftsperspektiven.
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Den Arbeitskreisen wurde Dank und Anerkennung für ihr großes
Engagement für den Berufsstand ausgesprochen.

Gen.-Sekr. Mag. Peschke referierte über die Hauptzielrichtungen
der ÖRAK-Organisation (Strukturreform) und die seit Beginn dJ
diesbezüglich in die Wege geleiteten bzw bereits umgesetzten
Maßnahmen.

Monika Peschke

ÖRAK-Arbeitskreis Berufsnachwuchs
und Fortbildung – neuer Vorsitzender

Der Präsidentenrat hat per 9. 5. 1999 Dr. Guido Kucsko, RA in
Wien, zum Vorsitzenden des ÖRAK-Arbeitskreises Berufsnach-
wuchs und Fortbildung bestellt. Dr. Kucsko folgt in dieser Funktion
Herrn Kollegen Dr. Max J. Allmayer-Beck nach.

Der Name Allmayer-Beck ist in Österreich untrennbar mit dem
Aufbau von Ausbildungsveranstaltungen für Rechtsanwaltsanwär-
ter verbunden. Von der ersten Stunde an war er visionär von der
großen Bedeutung der vom Stand selbst getragenen Ausbildung
für unseren Berufsnachwuchs überzeugt. Durch jahrelangen per-
sönlichen, ehrenamtlichen Einsatz ist es ihm gelungen, diese Vision
im Interesse des Standes Wirklichkeit werden zu lassen. Begin-
nend in Wien hat er eine tragfähige Seminarorganisation aufge-
baut. Als Vorsitzender des ÖRAK-Arbeitskreises Berufsnachwuchs
und Fortbildung ist es ihm gelungen, das Fundament für eine öster-
reichweit tätige Anwaltsakademie zu legen, in die die Länderkam-
mern ihre Aktivitäten einbringen.

Allmayer-Beck ist aber auch selbst als Vortragender, etwa im
Rahmen der Europäischen Präsidentenkonferenz, hervorgetreten.
Er hat die Interessen der österreichischen Anwaltschaft und den
Gedanken der Bedeutung anwaltlicher Ausbildung auch auf euro-
päischer Ebene im Rahmen des CCBE (Conseil de Barreaux de la
Communauté Européenne, Rat der Anwaltschaften der Europäi-
schen Gemeinschaft), sowie im Rahmen der Europäischen Präsi-
dentenkonferenz vertreten. Zuletzt hat er bei der Veranstaltung des
Bundesministeriums für Justiz aus Anlaß des EU-Vorsitzes Öster-
reich unter dem Titel „Die freien Berufe im integrierten Europa“, die
vom 20. bis 21. 11. 1998 in der Hofburg stattfand, einen viel-
beachten Vortrag zum Thema „Die Ausbildung der Rechtsanwälte
in der Europäischen Union“ gehalten.

In jüngster Zeit hat Herr Dr. Allmayer-Beck als Gründungsmitglied
der Anwaltlichen Vereinigung für Mediation und kooperatives Ver-
handeln (AVM) eine weitere für unseren Stand wichtige Initiative
angestoßen und für diesen neuen Bereich anwaltlicher Tätigkeit
wegbereitend gewirkt.

Herr Dr. Guido Kucsko ist seit acht Jahren im Ausschuß der Rechts-
anwaltskammer Wien tätig und hat hier vor allem gemeinsam mit
Dr. Allmayer-Beck die Ausbildungsveranstaltungen in Wien betreut.

MP

Wien
Plenarversammlung der Rechtsanwaltskam-
mer Wien am 13. 4. 1999 – Dr. Peter Knirsch
neuer Kammerpräsident

Von der heurigen Plenarversamm-
lung, an der 354 Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte teilgenom-
men haben, sind nachstehende
Abstimmungs- und Wahlergeb-
nisse zu berichten:

a) Änderung der Geschäftsord-
nung der Rechtsanwaltskammer
Wien: Der Antrag wurde mit 299
Pro- gegen 31 Kontra-Stimmen an-
genommen. Vorbehaltlich der Ge-

nehmigung durch das BMJ tritt sie mit Publizierung in Kraft.

b) Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung: Der Antrag
wurde mit 298 Pro- gegen 29 Kontrastimmen angenommen. Vor-
behaltlich der Genehmigung durch das BMJ tritt sie mit Publizie-
rung in Kraft.

c) Wahlergebnisse (Pro-Stimmen)

Präsident
Dr. Peter Knirsch 290

Präsidenten-Stellvertreter
Dr. Brigitte Birnbaum 310

Ausschuß
Dr. Michael Czinglar 340
Dr. Georg Fialka 336
Dr. Alix Frank 315
Dr. Georg Grießer 331
Dr. Wolfgang Heufler 326
Dr. Michael Kutis 324
Dr. Michael Kutschera 338
Dr. Thomas Mader 338
Dr. Marcella Prunbauer-Glaser 330
Dr. Elisabeth Rech 327

Präsident des Disziplinarrates
Dr. Hans Rant 338

Disziplinarrat
Dr. Wolfgang Boesch 341
Dr. Walter Fleissner 337
Dr. Herbert Gartner 335
Dr. Eric Heinke 336
Dr. Eduard Klingsbigl 339
Dr. Herwig Kubac 336
Dr. Franz Marschall 337
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Dr. Edwin Morent 331
Dr. Dieter Natlacen 337
Dr. Heinz-Peter Wachter 324
Dr. Erwin Wlaka 344

Kammeranwalt
Dr. Rudolf Riedl 334

Kammeranwaltstellvertreter
Dr. Louis Foramitti 343
Dr. Rudolf Fuchs 336
Dr. Gerd Hartung 319
Dr. Peter Ponschab 338

Rechnungsprüfer
Dr. Andreas Foglar-Deinhardstein 342
Dr. Helfried Rustler 340

Prüfungskommissär/RA-Prüfung
Dr. Gerd Hartung 317

d) Weiters wurden die Beitrags-, Umlagen- und Leistungsordnun-
gen 2000 beschlossen, die mit 1. 1. 2000 in Kraft treten werden.

Die detaillierten Ordnungen finden Sie unter Amtliche Mitteilungen
auf Seite 310ff.
Ein detaillierter Bericht über den Ablauf und die Ergebnisse der
Plenarversammlung insgesamt folgt im nächsten Anwaltsblatt.

Protokolleinsicht

Das Protokoll über die Plenarversammlung der Rechtsanwaltskam-
mer Wien vom 13. 4. 1999 wird in der Zeit vom 1.–30. 6. 1999
gem § 10 Abs 3 GO in der Wiener Kammerbibliothek zur Einsicht
aufliegen.

Dr. Manfred Stimmler

PEOPIL – Die Europäische Vereinigung
von Schadenersatzjuristen stellt sich vor

PEOPIL, die Pan European Organisation of Personal Injury Law-
yers, wurde im Jahre 1996 von europäischen Anwälten in London
gegründet.
Die Initiative hiezu geht von APIL, der englischen Vereinigung von
Schadenersatzanwälten (Association of Personal Injury Lawyers)
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aus. APIL hatte in den erst 9 Jahren seiner Existenz den ungeheuren
Zulauf von über 4400 Rechtsanwälten als Mitglieder.

Die konkreten Zielsetzungen sind der Erfahrungsaustausch der
Anwälte, der Lobbyismus für Unfallopfer und das Bemühen um bes-
sere schadenersatzrechtliche Regelungen für Unfallopfer. Durch
die Attraktivität dieser Hilfestellungen für englische Rechtsanwälte
war es in kürzester Zeit möglich, eine komplette Organisation mit
Büro, vier hauptamtlichen Mitarbeitern und einem Marketingbeauf-
tragten zu schaffen und damit das Mitgliederwachstum weiter zu
fördern.

Durch gezielte Medienarbeit gelang es der Geschäftsführerin
Denise Kitchener auch bald, nicht nur Ansehen in der Öffentlichkeit
zu erreichen, sondern auch konkrete politische Schwerpunkte und
Initiativen zu setzen. Das ist bereits so gut eingespielt, daß der
Lord Chancellor in Großbritannien stets bei APIL um eine Stellung-
nahme ersucht, wenn es um Gesetzesfragen im Zusammenhang
mit Schadenersatz bei Körperschäden geht.

Aus diesem erfolgreichen englischen Konzept heraus wurde 1996
mit einer ähnlichen Zielsetzung PEOPIL als Europäische Gemein-
schaft von Rechtsanwälten, die sich mit Schadenersatzforderungen
bei Körperschäden auseinandersetzen, gegründet. Bei PEOPIL
sind auch Richter eingeladen, Mitglieder zu werden. Im folgenden
einige Informationen zu PEOPIL:

1. Der Mitgliedsbeitrag für EU-Mitglieder beträgt 100 engl Pfund
pro Jahr (ca S 2000,–).

2. Derzeit hat die Vereinigung bereits 210 Mitglieder in 13 EU-
Ländern und 10 Ländern außerhalb der EU: Australien, Belgien,
Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Großbritan-
nien (mit England, Schottland, Nordirland, Wales), Hongkong,
Irland, Italien, Jersey, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pa-
nama, Portugal, Schweden, Schweiz, Türkei, Spanien, Südafrika,
Ungarn, USA.

3. PEOPIL wurde auch von der Europäischen Kommission geför-
dert, da die Ziele der Organisation mit den Interessen der Konsu-
mentenschutzpolitik der EU übereinstimmen.

4. Welche Vorteile bringt der Beitritt zu PEOPIL nun einem österrei-
chischen Rechtsanwalt oder Richter:

• Informationsaustausch mit ausländischen Rechtsanwälten und
Richtern über Rechtsfragen bei Schadenersatz im Ausland;

• Zugang zu ausländischen, besonders im Schadenersatz erfah-
renen Rechtsanwälten, die bei Abwicklung von Schäden für
Österreicher im Ausland behilflich sind;

• Mandatserteilung und -vermittlung an österreichische Rechts-
anwälte durch ausländische Rechtsanwälte bei Unfällen von
Ausländern in Österreich, weil der österreichische Anwalt durch
seine Mitgliedschaft nicht nur sein Interesse am Erfahrungsaus-
tausch und an kollegialer Hilfe, sondern auch seine Qualifika-
tion demonstriert;

• Vermittlung von direkten Aufträgen aus dem Ausland durch das
PEOPIL-Büro, weil sich viele Unfallopfer direkt im PEOPIL-Büro
nach Anwälten im Ausland erkundigen. Derzeit kommt fast täg-
lich ein Anruf, wo es um die Nennung von Schadenersatzanwäl-
ten in Europa geht;

• Informationen über Fachkenntnisse, die bei außergewöhnlichen
Schadenersatzfällen erforderlich sind, zB gibt es umfangreiche
Zusammenstellungen über Schäden und Probleme bei der Gel-
tendmachung von Asbestschäden, Tabakschäden, bei psycho-
traumatischen Schäden etc;

• Erhalt des jährlich neu aufgelegten Mitgliederverzeichnisses, in
dem alle Mitglieder von PEOPIL enthalten sind;

• Auskunft über Anwälte im Schadenersatzbereich nach Ort, Land
und Sprachkenntnissen;

• Anregungen über Argumentation und Ausweitung von Ersatz-
ansprüchen über die traditionellen Bereiche hinaus;

• Information aus der Experten-Datenbank über internationale Spe-
zialisten und Sachverständige für besondere Unfälle und Unfall-
folgen sowie für besondere Verletzungen wie zB HIV, Hepatitis,
Asbestschäden etc;

• monatlicher Erhalt des PEOPIL-Bulletins mit Informationen über
letzte Entwicklungen bei Schadenersatzansprüchen im Bereich
der Körperschäden;

• vierteljährlicher Erhalt des PEOPIL-Newsletters mit Fachbeiträgen
von Mitgliedern und anderen Spezialisten über Schadenersatz-
fragen.

5. Die zentrale Adresse für PEOPIL lautet wie folgt: PEOPIL, 33 Pil-
cher Gate, Nottingham, NGI IQE England, United Kingdom, Tele-
fon 0044–115–941 7115, Fax 0044–115–958 0885, E-mail:
admin@PEOPIL.com, website: www.PEOPIL.com, Kontaktperson
Dr. Wolfgang Resch, Executive Director.

6. Die nächste PEOPIL-Konferenz wird in Brüssel vom 11. bis
12. Juni 1999 stattfinden und folgende Themen behandeln: Körper-
schäden und Europäisches Recht; Körperschäden und die Brüsseler
Konvention; Berechnung zukünftiger Schäden und Pflegekosten;
Straßenverkehrsunfälle; letzte Entwicklungen bei Schadenersatzan-
sprüchen wegen Kontamination; Berichte über die schadenersatz-
rechtliche Abwicklung und Bewältigung des Olivenölskandals in
Spanien, des Weinskandals in Italien und des Skandals wegen der
infizierten Blutkonserven in Belgien. Die Kongreßsprache ist Eng-
lisch.

7. In Österreich ist für PEOPIL zuständig: RA Dr. Ivo Greiter, Kanz-
lei Greiter, Pegger, Kofler & Partner, Maria-Theresien-Straße 24,
A-6020 Innsbruck, Telefon: (0512) 571811, Fax: (0512) 584925,
E-mail: info@greiter.lawfirm.at, wo auch weitere Informationen,
das Kongreßprogramm und Anmeldungsformulare sowie Beitritts-
formulare angefordert werden können.

Ivo Greiter, Innsbruck
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Aus dem juristischen Leben

Verfassungsgerichtshof angefochten wurde, fand dieser keinen
Grund, der Beschwerde stattzugeben – ein Werk bestand damit
die Probe, an dem der Abgeordnete Dr. Broesigke maßgeblich
beteiligt gewesen war.
Aus Broesigkes Zeit als Justizausschußobmann ist das Gesetz über
das Internationale Privatrecht von 1978 zu nennen, das nicht nur
inhaltlich seine Handschrift trägt.
Sodann die Familienrechtsreform 1978 mit ihrer Änderung des
gesetzlichen Güterstandes.
Die Handschrift des Jubilars weist schließlich noch ein Gesetz auf,
welches zur Grundlage einer mittlerweile bewährten Einrichtung
wurde, nämlich jenes über die Einrichtung der Volksanwaltschaft
aus 1977.
Es war das Bemühen des Rechnungshofpräsidenten Broesigke,
diese wichtige Kontrollinstanz staatlichen Handelns über, so seine
Worte, „Rolle eines Buchhalters“ zu einer effektiven juristischen
Kontrolle aufgrund der verfassungsrechtlich vorgegebenen Krite-
rien auszudehen.
Dr. Broesigke hat wohl eine der Verpflichtungen seines Promotions-
eides aus dem Jahr 1947 in besonderer Weise erfüllt, nämlich je-
ne, die ihm „übertragenen Ämter und Aufgaben ohne Ansehen der
Person so auszuüben, daß damit der Gleichheit und Würde der
Menschen und dem Ansehen des Recht am besten gedient wird“.

MP

Auszeichnungen
Großes Ehrenzeichen für Verdienste um die
Republik Österreich für Dr. Peter Knirsch
Kollege Dr. Peter Knirsch, Präsidentenstellvertreter der Rechts-
anwaltskammer Wien erhielt am 6. 4. 1999 von Justizminister
Dr. Michalek das ihm mit Entschließung des Bundespräsidenten
vom 27. 1. 1999 verliehene Große Ehrenzeichen für Verdienste
um die Republik Österreich überreicht.
Die hohe Auszeichnung wurde Dr. Peter Knirsch nicht nur für seine
bisherige neunzehnjährige Tätigkeit in der Standesvertretung und
die dort erworbenen Verdienste, sondern auch für seine zahlrei-
chen Publikationen und insbesondere seine Tätigkeit als Mitglied
des Kuratoriums des Ludwig-Boltzmann-Institutes für Rechtsvorsorge
und Urkundenwesen verliehen. Hier hat er als Leiter des Arbeits-
kreises maßgeblich am Entwurf des Privatstiftungsgesetzes aus
1993 mitgewirkt. Dr. Peter Knirsch ist weiters Mitglied der Beru-
fungskommission bei der Finanzlandesdirektion für Wien, Nieder-
österreich und Burgenland sowie Laienrichter der Arbeits- und
Sozialgerichte für das OLG Wien.
Die Verleihung fand im Rahmen eines Festbankettes, das die
Rechtsanwaltskammer Wien aus Anlaß des 60. Geburtstages von
Dr. Peter Knirsch veranstaltete, in Anwesenheit zahlreicher Ehren-
gäste aus Justiz, Verwaltung und Kollegenschaft statt.

Sti

Goldene Promotion
Die gerade an der Universität Wien sehr selten verliehene Aus-
zeichnung der „Wiederverleihung“ des Doktordiploms aufgrund
besonderer Verdienste 50 Jahre nach der Promotion wurde Alt-
Rechnungshofpräsident Dr. Tassilo Broesigke am 26. 1. 1999
zuteil.
Dr. Broesigke übte in Wien den Beruf eines Rechtsanwaltes aus,
und zwar vom Juli 1951 bis vor seinen Amtsantritt als Präsident
des Rechnungshofes am 1. 7. 1980. Ab 1953 bekleidete er auch
öffentliche Funktionen. An eine Tätigkeit als Bezirksrat der Stadt
Wien ab 1953 schloß die Funktion eines Gemeinderates und
damit Landtagsabgeordneten in Wien ab 1959 an, von 1963 bis
1966 und abermals von 1970 bis 1980 gehörte er dem National-
rat an. Von diesem wurde er mit Wirkung zum bereits erwähnten
1. 7. 1980 zum Präsidenten des Rechnungshofes gewählt. Er
nahm diese Funktion durch zwei Perioden hindurch bis zum 30. 6.
1992 wahr.
Im Jahre 1970 focht RA Dr. Broesigke die Nationalratswahl beim
Verfassungsgerichtshof an, der seiner Beschwerde vollinhaltlich
stattgab und die Wahl in drei Wiener Wahlbezirken aufhob,
so daß es hier zur Nachwahl kam. Als die Neugestaltung des
Nationalratswahlrechts 1971 von einer politischen Partei vor dem
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Wiener Juristische Gesellschaft
Diskussion mit den Präsidenten der drei
Höchstgerichte im Wiener Rathaus

Die Wiener Juristische Gesellschaft wird in Zukunft zwar weniger
oft Veranstaltungen durchführen als bisher, dafür aber die Veran-
staltungen „neuen Stils“ in einem größeren Rahmen abwickeln,
nämlich jeweils in einem repräsentativen Saal des Wiener Rathau-
ses und mit einer gewissen gesellschaftlichen Komponente. Damit
wird – ähnlich, wie das auch bei Juristischen Gesellschaften ande-
rer Bundesländer geschieht – eine engere Zusammenarbeit zwi-
schen der Wiener Juristischen Gesellschaft und der Wiener Lan-
desverwaltung sowie eine engere Verbundenheit mit dem Bundes-
land Wien signalisiert.

Am 28. 4. 1999 fand im Stadtsenatssitzungssaal des Wiener Rat-
hauses unter dem Ehrenschutz des Landeshauptmanns von Wien,
Herrn Dr. Michael Häupl, eine Abenddiskussion mit den Präsiden-
ten der drei Höchstgerichte, Univ.-Prof. Dr. Ludwig Adamovich,
Dr. Erwin Felzmann und Univ.-Prof. Dr. Clemens Jabloner, zum
Thema der „Situation der Höchstgerichtsbarkeit in Österreich“
statt. Die Veranstaltung hatte ein zahlreiches – und hochkarätiges –
Publikum. Der dritte Präsident des Nationalrates, Herr Univ.-Prof.
Dr. Brauneder, Herr Bundesminister Dr. Michalek, zahlreiche hohe
Beamte aus Bund und Land, Vertreter der Rechtsanwaltschaft, des
Notariats und der Wirtschaftstreuhänder, insbesondere auch Prä-
sident Dr. Knirsch und Präsident Dr. Weißmann, Repräsentanten
Juristischer Gesellschaften anderer Bundesländer, Professoren – an
der Spitze Dekan Univ.-Prof. Dr. Pieler – und last but not least
Landeshauptmann Dr. Häupl und Landesamtsdirektor Dr. Theimer
waren erschienen.

Die Referate und die Diskussion ergaben ein plastisches Bild der
Probleme in der österreichischen Höchstgerichtsbarkeit.

Im Anschluß an die Veranstaltung gaben der Herr Landeshaupt-
mann und der Herr Landesamtsdirektor einen Cocktailempfang,
bei welchem es zu vielen angeregten Gesprächen und Begegnun-
gen kam.

Die Wiener Juristische Gesellschaft ist dem Bundesland und seinen
Organen – insbesondere dem Herrn Landeshauptmann Dr. Häupl,
dem Herrn Landesamtsdirektor Dr. Theimer und dem Herrn Be-
reichsdirektor Dr. Ponzer der Magistratsdirektion – für die gelun-
gene Zusammenarbeit sehr dankbar und freut sich – samt ihrem
zahlreichen Publikum – auf die nächste Veranstaltung. Diese wird
ausnahmsweise schon sehr bald stattfinden, nämlich bereits am
18. 5. 1999. Bei dieser Veranstaltung wird Herr Univ.-Prof.
Dr. Wolfgang Gassner über das hochaktuelle Thema der „Steuer-
reform 2000“ referieren.

Die Wiener Juristische Gesellschaft würde sich im übrigen freuen,
wenn noch mehr Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter als

bisher der Wiener Juristischen Gesellschaft als Mitglieder beitreten
könnten. Einige Zeilen an mich – oder ein Telefonanruf – genügen.

RA o.Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß
Präsident der Wiener Juristischen Gesellschaft

XXVI. Skilex Kongreß 1999
Whistler Mountain, Kanada

Im Zeitraum vom 14. bis 20. 3. 1999 hat der XXVI. Skilex Kon-
greß in Whistler Mountain, Kanada, stattgefunden. Skilex ist eine
internationale Vereinigung von Rechtsanwälten, Richtern, Staats-
anwälten und Notaren aus insgesamt 25 Ländern (neben den mei-
sten europäischen Ländern auch Kanada und USA), die sich mit
Fragen des Schirechts im weitesten Sinn befaßt.

Themenschwerpunkt des diesjährigen Skilex Kongresses war die
Frage der Wirksamkeit von Haftungsfreizeichnungsklauseln. In
dieser Frage hat sich gezeigt, daß sich die kontinentaleuropäi-
schen Rechtsordnungen von den angloamerikanischen Rechtsord-
nungen grundlegend unterscheiden. Haftungsfreizeichnungsklau-
seln, zB im Zusammenhang mit dem Kauf von Schiliftkarten, sind
beispielsweise in Österreich wenig verbreitet, wohl auch deshalb,
weil nach Umsetzung der Richtlinie 93/13/EWG über mißbräuch-
liche Klauseln in Verbraucherverträgen die Wirkung einer derarti-
gen Vereinbarung weitgehend in Frage gestellt ist. Seitdem sieht
das Konsumentenschutzgesetz – das im Verhältnis zwischen Schi-
liftgesellschaft und Schifahrer allgemein zur Anwendung kommen
wird – vor, daß der Ausschluß oder die Einschränkung des Ersat-
zes eines Schadens an der Person überhaupt unwirksam ist (§ 6
Abs 1 Z 9 KSchG). Für Personenschäden ist somit der Haftungsaus-
schluß im Anwendungsbereich des KSchG auch nicht einmal mehr
für leichte Fahrlässigkeit wirksam. Der Haftungsausschluß für grob
fahrlässiges Verhalten wird von der Rechtsprechung ja bereits seit
jeher als sittenwidrig und somit unwirksam qualifiziert.

Ganz anders die Rechtsentwicklung in Kanada und den Vereinig-
ten Staaten: Nach dem dortigen Verständnis sind Haftungsfrei-
zeichnungsklauseln, nicht nur für leichte Fahrlässigkeit, sondern
sogar für grobe Fahrlässigkeit durchaus wirksam und – was nicht
verwundert – weit verbreitet. Ich habe während der einwöchigen
Dauer des Skilex Kongresses vermutlich mehr Freizeichnungsklau-
seln (Waivers and Release Agreements) unterfertigt, als in meinem
bisherigen – kontinentaleuropäischen – (Rechts-)Leben (zB bei
Liftkarte, Leihschi, Schirennen im Rahmen des Kongresses etc).
Diese äußerst umfangreichen, für den Durchschnittsbürger im De-
tail ohnedies unverständlichen Freizeichnungserklärungen (Release
of Liability, Waiver of Claims, Assumption of Risks and Indemnity
Agreement) halten in aller Regel auch vor Gericht (tested in court).
Die Versicherungsprämien für die Haftpflichtversicherung der Schi-
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liftgesellschaften sind seitdem erheblich gesunken. Verständlicher-
weise bestehen die Versicherer darauf, daß die Liftgesellschaften
derartige Haftungsausschlüsse vereinbaren. Ein entsprechender
Hinweis auf der Rückseite der Schiliftkarte beispielsweise genügt
den Gerichten für die wirksame Haftungsfreizeichnungsvereinba-
rung.

Wie üblich wurden im Rahmen des Kongresses auch die internatio-
nalen Sportwettkämpfe (Riesentorlauf, Langlauf) durchgeführt. Die
österreichischen Teilnehmer haben dabei wie gewohnt gut abge-
schnitten und im Nationencup den 3. Rang belegt. In den Einzel-
Bewerben gab es folgende Medaillenränge:

Riesentorlauf Damen:
2. Beatrix Kiechl

Riesentorlauf Herren, Kategorie 1:
3. Markus Brandt

Riesentorlauf Herren, Kategorie 2:
2. Alois Schneider

Langlauf Damen:
2. Beatrix Kiechl
Langlauf Herren:
3. Arnold Riebenbauer

Langlauf Staffel:
2. Österreich (Costantino De Nicolo, Anton Mayr, Arnold Rieben-
bauer)

Kombination (Riesentorlauf/Langlauf):
Herren Kategorie 1:
2. Markus Brandt
Damen:
2. Beatrix Kiechl

Vorschau

XXVII. Skilex Kongreß 2000
Val d’Isère, Frankreich

Der Kongreß findet vom 26. 3. bis 2. 4. 2000 statt. Trotz der spä-
ten Jahreszeit ist nach Angaben des französischen Organisations-
komitees aufgrund der Höhenlage die Schneesicherheit gewährlei-
stet.

Die Franzosen planen offensichtlich eine „Millenniums-Veranstal-
tung“ und haben den gesamten Club Méditerranée in Val d’Isère
vorreserviert. Wenn genügend Teilnehmer sind, wird die gesamte
Clubanlage ausschließlich dem Skilex-Kongreß vorbehalten sein.
Die Franzosen erwarten sich 450–500 Teilnehmer. Um diese An-

zahl zu erreichen, ist es für jeden Teilnehmer verpflichtend, daß er
im Club Méditerranée bucht bzw dort untergebracht wird.
Der Kongreßbeitrag beträgt Euro 1000,– (= S 13.760,–). In die-
sem Preis ist alles inbegriffen:

– 7 Nächte im Club Méd (Doppelzimmer)
– 14 Mahlzeiten im Club Méd einschl Wein in unbegrenzter Menge
– Wochenliftkarte für das gesamte Schigebiet von Val d’Isère/Tigne
– Schilehrer der französischen Schischule ESF als Tourguides
– Einschreibungsgebühr zu den Wettkämpfen
– Einschreibungsgebühr zum juristischen Kongreß

Erwähnenswert ist auch, daß bei diesem Kongreß zum ersten
Mal auch ein Snowboard-Wettkampf ausgetragen wird. Es ist zu
hoffen, daß dadurch auch vermehrt jüngere Kollegen und Kolle-
ginnen zur Teilnahme animiert werden.
Um die Organisation in diesem Umfang zu ermöglichen, ist vor-
gesehen, daß die Anmeldung bis spätestens 15. 11. 1999 erfolgt.
Mit der Anmeldung hat auch der Kongreßbeitrag entrichtet zu
werden. Eine kostenfreie Stornierung nach dem 15. 11. ist nicht
möglich. Es wird daher der Abschluß einer Stornoversicherung
empfohlen.
Die detaillierten Kongreßunterlagen und Anmeldeformulare kön-
nen bei mir wie üblich angefordert werden (liegen vermutlich ab
Juli/August 1999 vor).

RA Dr. Günther Riess
Vors. von Skilex Österreich

6020 Innsbruck
Maria-Theresien-Straße 38
Tel. (+43-512) 58 38 66
Fax (+43-512) 57 27 61

E-mail: klee-fuith-riess@vip.rdb.at

Forum für internationales
Wirtschaftsrecht
Die WU, Abteilung für Unternehmensrecht, informiert uns, daß
im Rahmen des Forums für internationales Wirtschaftsrecht ein
Vortrag von Prof. Mark Roe, Columbia University, über „Political
Preconditions to Separating Ownership from Control: The Incom-
patibility of the American Public Firm with Social Democracy“ (Vor-
trag in englischer Sprache) stattfindet.
Zeit: Donnerstag, 10. 6. 1999, um 18.00 Uhr (pünktlich)
Ort: Reitersaal der Oesterreichischen Kontrollbank AG, Strauch-
gasse 3, 1010 Wien
Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 313 36/46 50
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Disziplinarrecht

7587

§ 45 RL-BA – kommerzielle Werbung

Die Veröffentlichung eines Inserates „Wir sind die
derzeit größte RA-Kanzlei des Bundeslandes X.
Wir gehen . . . davon aus, daß wir im Laufe des
nächsten Jahrzehnts die Anzahl der in unserer
Kanzlei tätigen Partner weiter vergrößern wer-
den müssen“ und die Aufforderung, daß sich be-
sonders qualifizierte Konzipienten zur Aufnahme
in die Kanzlei bewerben sollen, ist keine unzu-
lässige Werbung.

OBDK 23. 11. 1998, 12 Bkd 5/98

Aus den Gründen:

Gegen den Freispruch des DB Dr. A erhob der KA Berufung. Es
bestehe kein Zweifel, daß das Inserat durch seine Aufmachung,
durch seine Größe, durch seinen Text und schließlich durch die
Veröffentlichung in einer der größten Tageszeitungen Österreichs
einen Werbeeffekt auslöst, der durch die einschlägigen Bestim-
mungen der RL-BA in ihrer derzeitigen Form keinesfalls gedeckt sei.
Entgegen der gemeinsamen Stellungnahme aller DB und der Ver-
antwortung des Fünft-DB läge darin, daß die Veröffentlichung in
einer der größten Tageszeitungen Österreichs erfolgte, obwohl
das von den DB nach deren Darstellung verfolgte Hauptziel mit
einem zumindest gleichen Erfolg durch eine Veröffentlichung im
Österreichischen AnwBl oder in einer juristischen Fachzeitschrift zu
erzielen gewesen wäre, bereits die Verletzung der RL-BA, die eine
solche Veröffentlichung bewußt nirgends vorsieht bzw entsprechen-
der Auslegung der oben angeführten Bestimmungen geradezu aus-
schließt.

Diesen Ausführungen kann nicht gefolgt werden.

Die 1990 neu gefaßten Bestimmungen des Art VIII der RL-BA tra-
gen die Überschrift „RA und Öffentlichkeit“; sie regeln die Zuläs-
sigkeit von Werbemaßnahmen. Nach § 45 Abs 2 RL-BA darf der
RA, sofern er sich auf das sachlich Gebotene beschränkt, wahr-
heitsgemäße und nicht irreführende Angaben über seine Person
oder Tätigkeit machen. Dazu zählt ua nach lit g auch die Benen-
nung der Rechtsgebiete, auf denen der RA vornehmlich tätig ist
oder nicht tätig sein will. § 45 Abs 3 RL-BA verbietet standeswid-
rige Werbung; diese liegt nach lit a und lit b ua vor bei Selbst-
anpreisung durch reklamehaftes Herausstellen seiner Person oder
seiner Leistungen sowie bei vergleichender Bezugnahme auf Stan-
desangehörige. § 49 RL-BA regelt die Vermittlung der nach § 45
RL-BA zulässigen Werbung. Diese Angaben dürfen nicht aufdring-

lich gestaltet sein. Nach Z 3 sind Inserate und Rundschreiben aus-
schließlich aus folgenden Anlässen:

a) Eröffnung und Schließung der Praxis,

b) Änderung der Adresse, der Telefon-, Telex- und Telefax-Num-
mern,

c) Änderung von Personennamen,

d) Änderung in der Zusammensetzung oder Bezeichnung von Part-
nerschaften,

e) Wiederaufnahme der Berufsausübung nach Unterbrechung zu-
lässig.

Wie die OBDK bereits in der E AnwBl 1995, 579 ausführte, fällt
auch „kommerzielle Werbung“ in den Schutzbereich des Art 10
MRK (vgl VfSlg 10.948/1986; Mayer, ÖJZ 1988, 297). Die for-
mellen Werbebeschränkungen nach § 49 RL-BA sind daher nach
Maßgabe des Grundrechtsvorbehaltes des Art 10 Abs 2 MRK aus-
zulegen. Daraus folgt, daß ungeachtet der taxativ gefaßten Auf-
zählung der zulässigen Inserate und Rundschreiben in § 49 Z 3
RL-BA jedenfalls im Wege der Analogie zur Vermeidung von Wer-
tungswidersprüchen auch Inserate zulässig sein müssen, in denen
um Kanzleipersonal oder Konzipienten geworben wird. Von die-
ser Rechtsansicht geht ersichtlich auch der KA aus, hält er es doch
für zulässig, daß solche Inserate in Fachzeitschriften eingeschaltet
werden dürfen, wie dies – dies ist dem erkennenden Senat be-
kannt – auch tatsächlich geschieht.

Da die Veröffentlichung eines derartigen Inserates in einer österrei-
chischen Tageszeitung allein noch kein disziplinwidriges Verhalten
erkennen läßt, ist zu prüfen, ob die Werbung als solche standes-
widrig war. Auch dies ist zu verneinen. Mit einem Inserat, in dem
Konzipienten, die eine bestimmte Qualifikation aufweisen sollen,
gesucht werden, wendete sich die Sozietät ersichtlich nicht an
potentielle Klienten. Es liegt daher keine Mandatswerbung vor (vgl
AnwBl 1995, 579); weder die Größe des Inserates (vgl ähnliche
Inserate im Anwaltsblatt) noch die Anführung der Namen der in
der Sozietät verbundenen RAe ist iS der Werberichtlinie bedenk-
lich. Zu erörtern bleibt daher nur, ob durch den Hinweis, daß es
sich bei der Sozietät um die größte RA-Kanzlei des Bundeslandes X
handelt, eine vergleichende Bezugnahme auf Standesangehörige
iSd § 45 Abs 3 lit b RL-BA erfolgte. Wie bereits Barazon im AnwBl
1990, 602 ausführte, sind die Wertungen des UWG bei der Aus-
legung dieser Bestimmung heranzuziehen. § 45 Abs 2 lit g RL-BA,
wonach der RA Rechtsgebiete nennen darf, auf denen er vornehm-
lich tätig ist, zeigt, daß allgemeine Hinweise auf spezielle Kennt-
nisse, die eben andere RAe nicht haben, durchaus erlaubt sind
und im Anwaltsverzeichnis auch angegeben werden, obwohl darin
durchaus ein Vergleich mit den speziellen Fähigkeiten anderer
RAe liegt. Es kann daher nicht schaden, wenn in einem an und für
sich nicht zu beanstandendem Inserat ein den Tatsachen entspre-
chender, daher nicht irreführender Hinweis darauf gemacht wird,
daß die inserierende Sozietät in einem Bundesland die größte
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RA-Kanzlei ist, worunter normalerweise verstanden wird, daß in
dieser Kanzlei die größte Anzahl promovierter Juristen tätig ist.
Unzulässig wäre ein Vergleich mit einem oder mehreren konkurrie-
renden namentlich genannten RAen oder Sozietäten. Ein solcher
Vergleich wird aber nicht angestellt. Diese sachlich zutreffende
Information in einem Inserat wird auch nicht dadurch unzulässig,
daß sie zwangsläufig einen Werbenebeneffekt hat.

Abschließend sei noch erwähnt, daß der Hinweis, es würden nur
Konzipienten aufgenommen werden, die über ein abgeschlosse-
nes Doktoratsstudium verfügen, ebenfalls nicht zu beanstanden ist.
Wenn ein RA oder eine Sozietät einen wissenschaftlich besonders
ausgebildeten Juristen sucht, kann darin ebensowenig eine Stan-
deswidrigkeit erblickt werden, wie wenn besondere Kenntnisse
eines speziellen inländischen oder eines ausländischen Rechtes
sowie die Kenntnisse einer Fremdsprache gefordert werden.

Anmerkung:

Diese – wahrscheinlich wahre und nicht ohne Selbstgefälligkeit
vorgetragene – kommerzielle Werbung ist ein Unterfall der Mei-
nungsfreiheit und bleibt es auch dann, wenn ihr Inhalt weder
„schön“ noch nötig ist. Auch die Größe des Inserates wurde von
der OBDK nicht beanstandet. Interessant ist, daß die OBDK den in
§ 45 Abs 1 angeführten Katalog der erlaubten Werbung durch
Analogie auf Werbung um Konzipienten oder Kanzleipersonal
erweitern mußte. Vom ÖRAK als Verordnungsgeber vergessen? –
nein: nicht angeführt, weil selbstverständlich.

Strigl

7588

§ 3 RL-BA – Erfüllung von Verbindlichkeiten
Die trotz mehrfacher Mahnung in der Zeit vom
4. 12.–4. 3. des folgenden Jahres dauernde Un-
terlassung der Zahlung der Kosten von S 120,–
für die vom RA bei Gericht bestellten und erhal-
tenen Fotokopien ist disziplinär.

OBDK 18. 12. 1998, 3 Bkd 2/98

Aus den Gründen:

Der Besch hat am 30. 11. 1995 zum Akt . . . des LG f Strafs Akten-
kopien bestellt und diese am 4. 12. 1995 erhalten. Da er die
Kopierkosten in Höhe von S 120,– nicht bezahlt hat, wurde er am
8. 1. 1996 gemahnt. Der Besch hat trotz dieser Mahnung den
Betrag nicht bezahlt, weshalb das LG f Strafs dies dem Ausschuß
der RAK mitteilte, der am 29. 2. 1996 den Betrag an das Gericht
überwies. Am 19. 2. 1996 hatte der Ausschuß den Besch wegen
dieser Verbindlichkeit gemahnt. Am 4. 3. 1996 bezahlte der
Besch die S 120,–.

Gem § 3 der RL-BA hat ein RA eine übernommene Verbindlichkeit
zu erfüllen. Der Besch hätte es daher gar nicht darauf ankommen
lassen dürfen, daß die RAK für die durch ihn verursachten Kosten
für Aktenkopien in Vorlage treten mußte, sondern wäre verpflichtet
gewesen, diese Kosten auch ohne Mahnung durch das Gericht
und in der Folge durch die RAK zu bezahlen. Die Verpflichtung des
Besch zur Zahlung entstand nicht erst mit der Aufforderung durch
die RAK, sondern bereits mit Auftragserteilung zur Herstellung der
Kopien und deren Übernahme. Tatsächlich hat der Besch diese
Bezahlung jedoch mehr als zwei Monate verzögert und auf die
Mahnung des Gerichtes nicht reagiert.

Dem Besch liegt daher zu Recht die ungebührlich verspätete
Begleichung einer Verbindlichkeit zur Last, weshalb der bekämpfte
Schuldspruch rechtsrichtig ist.

Anmerkung:

Der Besch hatten Aktenkopien bestellt, abgeholt, aber die Kopier-
kosten von S 120,– (!) lange Zeit nicht bezahlt. Daß es sich hier
wegen der gegenüber dem Gericht besonders gravierenden Beein-
trächtigung von Ehre und Ansehen des Standes um keinen Baga-
tellfall handelt, zeigt die Geldbuße von S 5000,–, die der DR ver-
hängte und die OBDK bestätigte.

Der Stand ist noch in einem weiteren Punkt beeinträchtigt: Seit die-
sem Vorfall müssen Anwälte, die in diesem Gericht Kopien bestel-
len, die Kosten schon bei der Bestellung begleichen. Das haben
wir notwendig gehabt!

Strigl

7589

1. § 9 RAO – Vorgehen nicht gegen Gesetz
oder Gewissen

2. § 28 Abs 3 DSt – Einleitungsbeschluß
1. Die Erstattung einer DisAnzeige ohne ausrei-
chende Prüfung der Sach- und Rechtslage gegen
einen Kollegen mit dem Vorwurf, er habe in
einer Eingabe das Gericht und die Gläubiger
durch Behauptung einer unrichtigen Geschäfts-
anschrift irregeführt und könnte dadurch beige-
tragen haben, daß es dem Geschäftsführer der
X-GmbH möglich gewesen wäre, das Gesell-
schaftsvermögen zu verheimlichen oder beiseite
zu schaffen, ist standeswidrig.

2. Die Modifizierung des Einleitungsbeschlusses
in der mündlichen DisVerhandlung, in welcher
auch auf den Inhalt einer Sachverhaltsmitteilung
des DB an den RAK-Ausschuß bezug genommen
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wird, ist keine Anklageüberschreitung iS § 281
Abs 1 Z 8 ZPO.

OBDK 18. 12. 1998, 5 Bkd 4/98

Aus den Gründen:

1. Die grundlegende Norm für die Berufspflichten des RA finden
sich in § 9 RAO, wonach der Anwalt verpflichtet ist, dem erhalte-
nen Auftrag mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu entspre-
chen, wobei er weder gesetzwidrig noch gegen sein Gewissen
vorgehen darf. Diese Verpflichtungen sind kumulativ, nicht etwa
alternativ zu wahren. Da der Besch sich darauf beruft, dem Auf-
trag seiner Klientel nachgekommen zu sein, war er somit bei der
Einbringung der DisAnzeige in Ausübung seines Berufes tätig,
beachtete aber nicht, daß er hiebei, wie das Beweisverfahren
ergab, durch die Unterlassung der Durchführung geeigneter Erhe-
bungen über die Richtigkeit seiner Behauptungen in der verfahrens-
gegenständlichen Sachverhaltsmitteilung gegen seine Verpflichtung
zu gewissenhaftem Vorgehen verstoßen hat. Demnach ist der Vor-
wurf der Berufspflichtenverletzung begründet.

Gleiches gilt hinsichtlich der Beeinträchtigung von Ehre und Anse-
hen des Standes. Nach gefestigter Rsp widerspricht es den in den
Standesregeln, insbesondere in den Richtlinien festgelegten Ver-
haltensweisen eines RA, leichtfertig eine DisAnzeige gegen einen
Kollegen zu erstatten.

Insoweit erweist sich die Berufung als nicht berechtigt.

Allerdings liegen nach Ansicht der OBDK fallbezogen die Voraus-
setzungen für die Anwendung des § 3 DSt vor.

Durch das inkriminierte Verhalten des DB ist kein Schaden einge-
treten, es hat auch keine nachteiligen Folgen nach sich gezogen.

Was den Grad des Verschuldens des Berufungswerbers anlangt,
so ist dieses noch als gering zu bezeichnen.

Berücksichtigt man, daß dem DB aufgrund seiner Recherchen im
Firmenbuch bekannt war, daß der Zeuge Dr. A von Juli 1991 bis
Juni 1992 Alleingesellschafter sowie ab August 1991 auch Einzel-
prokurist der X-GmbH war und daß im August 1992 ein Zahlungs-
befehl des BG f HS der erwähnten Gesellschaft per Adresse . . .
nicht zugestellt werden konnte, weil die GmbH unbekannnt wohin
verzogen war, durfte der DB Zweifel an der Richtigkeit der Be-
kanntgabe des Zeugen Dr. A an das HG vom 22. 4. 1992 haben.
So gesehen kommt dem Vergreifen in der Wortwahl in der Dis-
Anzeige des DB kein besonderes Gewicht zu, sodaß wegen des
geringen Verschuldensgrades spruchgem zu entscheiden war.

2. Eine Anklageüberschreitung iSd § 281 Abs 1 Z 8 StPO (in der
Berufung unrichtig: Z 7) liegt dann vor, wenn der Angeklagte eines
Verhaltens schuldig gesprochen wird, das im historischen Sach-
verhalt der Anklageschrift nicht aufscheint. Sofern der Berufungs-
werber vermeint, das angefochtene Erk überschreite den Vorwurf
laut Einleitungsbeschluß, übersieht er, daß der dort aufscheinende

Sachverhalt durch die Modifizierung in der mündlichen DisVer-
handlung und durch die Übernahme in das Erk keine Änderung
erfahren hat, zumal auch dabei lediglich auf den Inhalt der Sach-
verhaltsmitteilung des DB vom 3. 1. 1996 an den Ausschuß der
RAK Bezug genommen wird. Der Inhalt dieses Schreibens ist nach
Lage des Falls als historischer Sachverhalt des gegenständlichen
DisVerfahrens anzusehen. Von einer Anklageüberschreitung kann
daher keine Rede sein.

Anmerkung:

ad 1. Wie jeder Staatsbürger darf auch ein RA „gutgläubige“ An-
zeigen erstatten. Wenn sich die Anzeige gegen einen Kollegen
richtet, muß der ihm angelastete Sachverhalt gewissenhaft, sorgfäl-
tig und kritisch geprüft werden. Wäre eine solche Prüfung im vorlie-
genden Fall geschehen, hätte sich gezeigt, daß die in der Anzeige
als unrichtig bezeichnete Adresse ohnehin gestimmt hat. Aber da
alle Voraussetzungen des § 3 DSt vorlagen, wurde auf Freispruch
erkannt, obwohl der Fahrlässigkeitsgrad – Unterlassung einer ein-
fachen Adressen-Überprüfung – doch an das Grobe heranreichte;
allerdings gab es Zustellmängel, sodaß Zweifel des Besch als be-
rechtigt angesehen wurden. Nicht die Wortwahl in der Anzeige,
sondern das mangelnde Gewicht der Anzeige, betreffend den irr-
tümlich zugrundegelegten Sachverhalt war entscheidend (geringe
Schuld s § 3 DSt).

ad 2. Die Anklage-Überschreitung darf nicht wörtlich genommen
werden: im anwaltlichen DisVerfahren gilt das Inquisitionsprinzip,
und der KA ist auch nicht Träger eines Anklagerechtes (1 Bkd
1/91, AnwBl 1993, 259). Der Einleitungsbeschluß ist bekanntlich
eine verfahrenseinleitende Verfügung: er stellt einen Rahmen dar,
der vom DR in der Verhandlung sogar erweitert, aber nicht über-
schritten werden kann (Bkd 94/90, AnwBl 1992, 825); durch ihn
soll sich der Besch Klarheit darüber verschaffen können, welcher
disziplinäre Vorwurf gegen ihn erhoben wird (7 Bkd 5/91, AnwBl
1994, 375). Hier wurde ein- und derselbe Vorfall behandelt.

Strigl

Gebühren- und Steuerrecht
7590

§ 23 Abs 2 FinStrG iVm § 34 Z 15 StGB
§ 29 Abs 2 FinStrG

§§ 11, 13, 14, 33 Abs 1, § 33 Abs 2 lit a FinStrG
§ 281 Abs 1 Z 5, Z 9 lit a und b StPO

1. Bei der Angabe von „Schwarzumsätzen in
größerem Umfang“ werden mangels konkreter
und präziser Angaben die für die Feststellung
der Verkürzung oder des Ausfalls bedeutsamen
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Umstände bei einer Selbstanzeige gem § 29
Abs 2 FinStrG nicht hinreichend offengelegt.

2. Auch der an der Tat gem § 11 FinStrG ledig-
lich Beteiligte ist zur Entrichtung der Beträge gem
§ 29 Abs 2 FinStrG verpflichtet, da er für diese
gem § 11 BAO als Primärschuldner nach dem
Wortlaut des § 29 Abs 2 „zur Haftung herange-
zogen“ werden kann. Der Wortlaut des § 29
Abs 2 FinStrG stellt nämlich nur auf die grund-
sätzliche Möglichkeit der Heranziehung zur (pri-
mären) Haftung ab.

3. Eine nicht zur Straffreiheit gem § 29 FinStrG
führende Selbstanzeige muß als Milderungs-
grund gem § 23 Abs 2 FinStrG iVm § 34 Z 15
StGB berücksichtigt werden.

4. Der (sonstige) Tatbeitrag iSd § 11 FinStrG
kann bereits zu einer Zeit erfolgen, in der sich
die Tat noch im Vorbereitungsstadium befindet.
Dabei kommt ein Rücktritt vom Versuch (§ 14
FinStrG) begrifflich nicht in Frage.

5. Die unrichtige Führung von Büchern und Auf-
zeichnungen ist bei bescheidmäßig festzusetzen-
den Abgaben selbst bei Vorliegen der subjekti-
ven Voraussetzungen noch nicht als versuchte
Abgabenhinterziehung gem § 33 Abs 1 FinStrG
zu beurteilen; es handelt sich dabei noch um
keine der Ausführung unmittelbar vorangehende
Handlung (§ 13 Abs 2 FinStrG), sondern es be-
darf zur Vollendung noch weiterer manipulati-
ver Etappen, wie insbesondere der Abgabe einer
unrichtigen Steuererklärung.

OGH 1. 10. 1998, 15 Os 87/98

Mit dem angef Urteil wurde Waltraud K verurteilt, durch Abspra-
che des Vorgehens mit ihrem damaligen Lebensgefährten Heinz C
sowie durch Umschreiben der daraufhin in der Buchhaltung ver-
wendeten Einnahmebelege insbesondere für die Filialen in Wien
Roda-Roda-Gasse und Rußbergstraße auf geringe Werte zu den
unter den Punkten A I.a 1. und 2. sowie A I.b 1. und 2. bezeich-
neten Finanzvergehen (Abgabenhinterziehung von Umsatz-, Kör-
perschaft- und Gewerbesteuer für die Jahre 1991 und 1992 sowie
Abgabenhinterziehung von Kapitalertragsteuer für die Jahre 1991
und 1992 des Heinz C) beigetragen zu haben.

Gegen den sie betreffenden Schuldspruch richtet sich eine auf die
Z 5, 9 lit a und lit b des § 281 Abs 1 StPO gestützte Nichtigkeits-
beschwerde der Angeklagten K; den Strafausspruch bekämpft sie
mit Berufung.
Vermengt in der Mängel- (Z 5) und der Rechtsrüge (Z 9 lit b)
behauptet die Bf Begründungs- und Feststellungsmängel, welche
die Annahme des besonderen Strafaufhebungsgrundes der Selbst-
anzeige nach § 29 FinStrG verhindert hätten.
Dem ist zunächst in rechtlicher Hinsicht entgegenzuhalten:
Eine Selbstanzeige bewirkt nur dann Straffreiheit, wenn, sofern mit
einer Verfehlung eine Abgabenverkürzung oder ein sonstiger Ein-
nahmenausfall verbunden war, der Behörde ohne Verzug die für
die Feststellung der Verkürzung oder des Ausfalls bedeutsamen
Umstände offenlegt und die sich daraus ergebenden Beträge, die
der Anzeiger schuldet oder für die er zur Haftung herangezogen
werden kann, den Abgaben- oder Monopolvorschriften entspre-
chend entrichtet werden (§ 29 Abs 2 FinStrG).
Die Bf hat nach den unbekämpft gebliebenen Feststellungen des
Erstgerichtes, die im durchgeführten Beweisverfahren ihre unbe-
denkliche Deckung finden, an der Hinterziehung von Steuern für
die Jahre 1991 und 1992 dadurch beigetragen, daß sie im
Zusammenwirken mit Heinz C „Tagestipstreifen“ verfälschte, die
dazu bestimmt waren, die (als unwissendes Werkzeug verwen-
dete) Steuerberaterin zur Verfassung entsprechend unrichtiger
Steuererklärungen zu veranlassen, die beim FA eingebracht wur-
den (US 7).
Nach dem Inhalt der im Strafakt des Finanzamtes für Körperschaf-
ten erliegenden Urkunde, auf die sich das erstgerichtliche Urteil be-
zieht (US 7 und 13), unterließ es die Angeklagte, bei ihrer Anzei-
ge vom 7. 6. 1993 eine präzise Beschreibung der Verfehlung und
eine zahlenmäßige Anführung der hinterzogenen Beträge abzuge-
ben oder sonst eine Präzisierung vorzunehmen, die es der Abga-
benbehörde ermöglicht hätte, eine sofortige und richtige Entschei-
dung in der Sache zu treffen (Dorazil/Harbich, aaO, § 29 E 1, 2;
Leitner, Grundzüge des österr Finanzstrafrechts 82); sie offenbarte
nämlich nur „Schwarzumsätze im größeren Umfang“.
Mangels konkreter und präziser Angabe konnte dieses Schreiben
von der Finanzbehörde nicht als Grundlage für eine Entscheidung
über den widerrechtlich vereitelten Anspruch herangezogen wer-
den. Damit erfüllte es aber auch nicht die Voraussetzungen für eine
Selbstanzeige im Sinne § 29 Abs 2 erster Satzteil FinStrG. Auf
diese Tatsache nimmt das Rechtsmittel der Angeklagten überhaupt
keine Rücksicht.
Gemäß § 29 Abs 2 zweiter Satzteil FinStrG hat der Täter jene
Beträge zu erlegen, für die er zur Haftung herangezogen werden
kann. Da die Angeklagte Beteiligte an einem Vorsatzdelikt nach
§ 33 Abs 1 FinStrG war, ist sie für die unter ihrer Mitwirkung zu-
stande gekommenen Hinterziehungen Gesamtschuldnerin (im Falle
ihrer rechtskräftigen Verurteilung wegen dieses Deliktes in einer
Primärhaftung nach § 11 BAO) und nicht subsidiär Haftende nach
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§ 9 BAO (Dorazil/Harbich, aaO, § 29 E 17 = 9 Os 51/84;
Scheil, Die Selbstanzeige nach § 29 FinStrG, Rz 550ff insbeson-
dere 554). Der durch die FinStrGNov 1975 geschaffene Wortlaut
des § 29 Abs 2 FinStrG stellt nur auf die grundsätzliche Möglich-
keit der Heranziehung zur (primären) Haftung ab, nicht aber auch,
daß diese bereits durch eine rechtskräftige Verurteilung – die
ja nicht erfolgen könnte, wenn für den Beitragstäter die bloße
Selbstanzeige Strafaufhebung nach sich zöge – aktualisiert sein
müßte (erneut Scheil, aaO, Rz 552; VwGH ÖStZB 1989, 271;
aM Leitner, aaO, 87).
Die Rechtsmittelwerberin hat aber die geschuldeten Beträge nicht
entrichtet, obwohl sie hiezu – wie angeführt – nach § 29 Abs 2
FinStrG, entgegen der Beschwerde, auch ohne Haftungsbescheid
verpflichtet gewesen wäre.
Das Schöffengericht hat daher den Strafaufhebungsgrund des
§ 29 FinStrG zutreffend verneint.
Damit ist aber für die Entscheidung nicht mehr wesentlich, ob die
Anzeige vom 7. 6. 1993 als „anonyme“ (ersichtlich gemeint: als
von niemandem unterfertigte, zumal das Erstgericht ohnedies kon-
statierte, daß sie von der Bf eingebracht wurde [US 7]) Anzeige
oder als formgerechte Selbstanzeige zu werten ist oder ob dies-
bezüglich ein Widerspruch in den Feststellungen vorliegt, ferner
ob und wann die Lebensgemeinschaft mit Heinz C auseinander-
ging (zumal dies nach dem Vorbringen der Angeklagten erst im
Jänner 1993 war und daher die konstatierten Belegmanipula-
tionen in den Jahren 1991 und 1992 nicht betroffen sind) und die
Bf deshalb aus dem Unternehmen ausgeschieden ist, welche kon-
kreten Angaben sie anläßlich der Steuerprüfung im Jahre 1995
machte und ob der Erstangeklagte seit Rechtskraft der Bescheide
nach der Betriebsprüfung (verspätet) Zahlungen leistet.
Für die Schuldfrage nicht wesentlich ist auch, ob die Angeklagte
von den Finanzbehörden als Beschuldigte angezeigt wurde, weil
allein der Staatsanwaltschaft als öffentliche Anklagebehörde die
strafrechtliche Beurteilung eines ihr zur Kenntnis gelangten Sach-
verhaltes obliegt und nur von ihr zu entscheiden ist, ob und gegen
wen sie Anklage erhebt. Die Finanzstrafbehörde hingegen hat im
gerichtlichen Strafverfahren nur die Stellung eines Privatbeteiligten,
dem primär kein Recht zukommt, auf eine Anklageerhebung Ein-
fluß zu üben.
Auch die auf § 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO gestützte Rechtsrüge ist
nicht begründet.
Entgegen dem Rechtsmittelvorbringen muß eine vorsätzliche, zur
Tatvollendung führende Beitragshandlung nicht unmittelbar die
Vollendung einer Tat bewirken. Sie kann vielmehr auch schon vor
oder während der Ausführung der Tat geleistet werden; auf die
zeitliche Nähe zur Ausführung der geförderten Tat kommt es nicht
an. Der Tatbeitrag kann also bereits zu einer Zeit erfolgen, in der
sich die Tat noch im Vorbereitungsstadium befindet (Dorazil/
Harbich, FinStrG, § 11 E 19b; Leukauf/Steininger, Komm3 RN 48,
Foregger/Kodek, StGB6, Anm IV, jeweils zu § 12).

Da vorliegend die Tat vom Angeklagten C als unmittelbarem Täter
unter Verwendung der durch die Beitragshandlungen verfälschten
Tipstreifen vollendet wurde, haftet die Bf für die durch sie geför-
derte, nach dem FinStrG strafbare Handlung als Beitragstäterin.

Unter dem Nichtigkeitsgrund der Z 9 lit b des § 281 Abs 1 StPO
macht die Angeklagte K schließlich geltend, durch die von ihr am
7. 6 1993 erstattete (Selbst-)Anzeige sei sie vom Versuch des
Finanzvergehens nach § 33 Abs 1 FinStrG für das Jahr 1992
zurückgetreten.

Dem ist jedoch entgegenzuhalten, daß sich das Vergehen der
Abgabenhinterziehung für das Jahr 1992 im Zeitpunkt ihrer Selbst-
anzeige (7. 6. 1993) noch im Vorbereitungsstadium befand (der
Eintritt ins Versuchsstadium erfolgte mit der Einbringung der fal-
schen Abgabenerklärungen am 13. 12. 1993), weshalb ein Rück-
tritt vom Versuch begrifflich nicht in Frage kommt. Die unrichtige
Führung von Büchern und Aufzeichnungen ist nämlich bei be-
scheidmäßig festzusetzenden Abgaben selbst bei Vorliegen der
subjektiven Voraussetzungen noch nicht als versuchte Abgabenhin-
terziehung nach § 33 Abs 1 FinStrG zu beurteilen; handelt es sich
dabei doch um keine der Ausführung unmittelbar vorangehende
Handlung, sondern bedarf es zur Vollendung noch weiterer mani-
pulativer Etappen, wie insbesondere der Abgabe einer unrichtigen
Steuererklärung (Dorazil/Harbich, aaO, § 13 E 12).

Darüber hinaus verlangt § 14 Abs 1 FinStrG bei mehreren Tat-
beteiligten für die strafbefreiende Wirkung des Rücktrittes vom Ver-
such eines der Beteiligten, daß der Zurücktretende die Ausführung
der Tat aktiv verhindert oder den Erfolg abwendet. Setzt ein ande-
rer (unmittelbarer) Täter die strafbare Handlung fort und vollendet
sie, so bewirkt der Rücktritt eines Beteiligungstäters nicht seine Straf-
losigkeit (Fellner, Komm z FinStrG5, §§ 13 und 14 Rz 24; Leukauf/
Steininger, aaO, RN 12, Mayerhofer/Rieder, StGB4, E 31 bis 33,
jeweils zu § 16).

Nach den Verfahrensergebnissen ist es der Angeklagten nicht ge-
lungen, durch ihre Anzeige die Vollendung der Tat durch Heinz C
zu verhindern, wurde doch aufgrund seiner am 13. 12. 1993 ein-
gebrachten Abgabenerklärungen für das Jahr 1992 am 14. 1.
1994 von dem ersichtlich von der Anzeige noch nicht verständig-
ten Veranlagungsreferat des FA für Körperschaften die maßgeben-
den, von den (falschen) Erklärungen nicht abweichenden Abga-
benbescheide erlassen.

Der Bf wurde daher von den Tatrichtern auch das Vergehen der
Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs 1 StGB für das Jahr 1992
rechtsrichtig angelastet.

Das Schöffengericht verhängte über Waltraud K „unter Anwen-
dung des § 21 Abs 1 und Abs 2 FinStrG“ (obwohl ihr nur ein
Finanzvergehen zur Last fällt) nach § 33 Abs 5 FinStrG eine Geld-
strafe von S 240.000,–, an deren Stelle für den Fall der Unein-
bringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von zwei Monaten zu treten
hätte. Bei der Strafzumessung wertete es als erschwerend keinen
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Umstand, als mildernd das reumütige Geständnis sowie den bisher
ordentlichen Lebenswandel.

Die gegen den Strafausspruch gerichtete Berufung der Angeklag-
ten K, mit der sie eine Herabsetzung der Geld- und Ersatzfreiheits-
strafe sowie eine bedingte oder teilbedingte Nachsicht anstrebt, ist
im erstgenannten Berufungsbegehren berechtigt.

Entgegen dem Rechtsmittel ergibt sich kein Anhaltspunkt dafür,
daß die Berufungswerberin in strafmildernder Weise unter Ein-
wirkung des Erstangeklagten oder aus Gehorsam ihm gegenüber
gehandelt hätte. Das Gesamtverhalten bietet – ungeachtet der
unterschiedlichen Täterschaftsform – das Bild einer arbeitsteiligen
Vorgangsweise zweier Täter, die gleichermaßen am wirtschaftli-
chen Erfolg partizipieren sollten. Das Verhalten der Angeklagten K
kommt auch keinem Schuldausschließungs- oder Rechtfertigungs-
grund nahe.

Tatsächlich haben die Tatrichter aber, wie die Berufung zutreffend
aufzeigt, weitere Milderungsgründe übersehen. Die Berufungswer-
berin hat sich insbesondere durch Erstattung der Anzeige ernstlich
bemüht, weitere nachteilige Folgen zu verhindern (§ 34 Z 15
StGB) und sich hiedurch selbst gestellt, obwohl es wahrscheinlich
war, daß sie unentdeckt bleiben werde (§ 34 Z 16 StGB), wobei
es überdies ersichtlich nur dem nicht zeitgerechten Informationsfluß
zwischen Prüfungsabteilung für Strafsachen und Veranlagungs-
abteilung des Finanzamtes für Körperschaften zuzuschreiben ist,
daß es hinsichtlich des Jahres 1992 zur Tatvollendung gekommen
ist. Darüber hinaus hat sie die Tat vor längerer Zeit begangen und
sich seither wohlverhalten (§ 34 Z 18 StGB).

Unter Berücksichtigung dieser zusätzlichen Milderungsgründe ist
die vom Erstgericht ausgesprochene Geldstrafe überhöht, sodaß
sie auf das im Spruch angeführte, schuldangemessene Ausmaß
herabzusetzen war. Entsprechend war auch die Ersatzfreiheits-
strafe zu reduzieren.

Da die bloße Androhung des Vollzuges eines Teiles oder der
gesamten Geldstrafe nicht geeignet wäre, der Begehung insbeson-
dere gleichartiger strafbarer Handlungen durch andere entgegen-
zuwirken, konnte § 26 FinStrG keine Anwendung finden.

Anmerkung:

Im gegenständlichen Fall erhob Waltraud K, die wegen Beihilfe
(sonstiger Tatbeitrag gem § 11 FinStrG) zur Abgabenhinterziehung
(§ 33 Abs 1 FinStrG) von Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und
Umsatzsteuer vom LG für Strafsachen Wien als Schöffengericht
verurteilt worden war, Nichtigkeitsbeschwerde und Berufung an
den OGH.

1. Zunächst war die strafbefreiende Wirkung der Selbstanzeige
strittig. Die Angabe von „Schwarzumsätzen in größerem Umfang“
hat nach Auffassung des OGH das Erfordernis der Offenlegung
der für die Feststellung der Verkürzung oder des Ausfalls bedeut-
samen Umstände gem § 29 Abs 2 FinStrG mangels konkreter und
präziser Angaben nicht erfüllt. Der OGH bewegt sich damit in Ein-

klang mit der hL und Rsp, die verlangt, daß die Offenlegung der
Behörde ermöglichen muß, eine sofortige und richtige Entschei-
dung in der Sache zu treffen (siehe auch die vom OGH zitierte
Auffassung von Leitner, Grundzüge des österreichischen Finanz-
strafrechts 1996, 82 mwN; weiters Fellner, FinStrG I5, § 29 Rz 11
mwN der Rsp). Da mit dem Finanzvergehen ein Abgabenausfall
verbunden war, muß die Behörde konkret die Möglichkeit haben,
die Abgabe ohne besondere Nachforschungen vorzuschreiben
(Leitner, Grundzüge des österreichischen Finanzstrafrechts, 82
mwN der Rsp). Da bei der Anzeige weder die Bemessungsgrund-
lagen für KöSt, Gewerbesteuer oder USt angegeben wurden, kann
von einer erforderlichen Offenlegung keine Rede sein.

2. Weiters war bei der Selbstanzeige die Frage strittig, ob auch
der am Finanzvergehen lediglich Beteiligte, wenn er eine Selbstan-
zeige erstattet, für die Erlangung der Strafaufhebung die verkürz-
ten Beträge entrichten muß. § 29 verlangt, daß „ohne Verzug“
jene Beträge, „die der Anzeiger schuldet oder für die er zur Haf-
tung herangezogen werden kann“, entrichtet werden müssen. Da
Waltraud K am Finanzvergehen beteiligt war, kam für sie eine
Haftung nach § 11 BAO in Betracht. Nach dieser Bestimmung haf-
ten „bei vorsätzlichen Finanzvergehen . . . rechtskräftig verurteilte
Täter und andere an der Tat Beteiligte, wenn sie nicht selbst abga-
bepflichtig sind, für den Betrag, um den die Abgaben verkürzt wur-
den“. Wird eine Haftung nach § 11 BAO iVm § 29 FinStrG be-
jaht, so müssen – wie auch der OGH folgert – die verkürzten Ab-
gaben ohne Verzug entrichtet werden, um die strafbefreiende Wir-
kung einer Selbstanzeige zu erlangen. Es handelt sich bei § 11
BAO, wie der OGH richtig feststellt, zwar im Gegensatz zu § 9
BAO um eine Primärhaftung (Stoll, BAO I 144; kritisch zum gegen-
ständlichen Urteil des OGH in diesem Punkt allerdings Fellner,
FinStrG I5, § 29 Rz 15), die zur Geltendmachung aber wie bei § 9
BAO eines Haftungsbescheides bedarf (was vom OGH offenbar
übersehen wird –, siehe aber ausdrücklich § 224 BAO; dazu Stoll,
BAO I 144f). Die entscheidende Frage liegt nun darin, ob die Pri-
märhaftung nach § 11 BAO auch ohne rechtskräftige Verurteilung
zum Tragen kommt, wie dies der OGH vermeint. Dies wird vom
Schrifttum zT verneint (Leitner, Grundzüge 87; Sommergruber/
Reger, Das Finanzstrafgesetz Band 2, 1990, 195; zustimmend
hingegen Fellner, FinStrG I5, § 29 Rz 15 sowie Scheil, Die Selbst-
anzeige nach § 29 FinStrG, 1995, Rz 549ff, letzterer unter Beru-
fung auf die historische Entwicklung des § 29 FinStrG). Hinter den
Ausführungen des OGH steht offenbar folgende Überlegung: würde
man der Auffassung des Gerichtshofes nicht folgen, wäre die
Entrichtung der Beträge nicht erforderlich, und die Selbstanzeige
würde – bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen – zur Straf-
freiheit führen. Damit wäre für die an der Tat Beteiligten aufgrund
der strafaufhebenden Selbstanzeige auch keine Verurteilung mög-
lich, wodurch wiederum die Haftung nach § 11 BAO nicht zum
Tragen käme (vgl Scheil, Selbstanzeige, Rz 552). Damit könnte
man am Sinn einer Haftung für an der Tat Beteiligte zweifeln, die
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in § 11 BAO jedoch ausdrücklich vorgesehen ist (vgl Scheil, Selbst-
anzeige, Rz 552). Der Haftungstatbestand des § 11 BAO für Betei-
ligte würde bei dieser Auslegung aber dennoch nicht sinnentleert,
weil die Haftung immerhin dann zum Tragen kommt, wenn die
sonstigen Voraussetzungen der Selbstanzeige wie insbesondere
die Darlegung der Verfehlung und die Offenlegung der für die
Feststellung der Verkürzung bedeutsamen Umstände nicht erfüllt
sind. Damit besteht durchaus ein sinnvoller Anwendungsbereich
des § 11 BAO, weil in zahlreichen Fällen auch Beteiligte wegen
einer fehlenden oder mangelhaften Selbstanzeige verurteilt werden
können. Die angestellte Überlegung kann daher nicht überzeugen.
Auch das vom OGH verwendete Wortlautargument überzeugt
nicht. Der Wortlaut des § 29 Abs 2 spricht zwar nur davon, daß
der Anzeiger „zur Haftung herangezogen werden kann“; dage-
gen spricht aber der Umstand, daß nach hL und Rsp zu § 11 BAO
eine „rechtskräftigen Verurteilung“ eine entsprechende Entschei-
dung im gerichtlichen oder finanzbehördlichen (entgegen dem
Wortlaut „Verurteilung“, die es im behördlichen Strafverfahren
nicht geben kann; vgl Stoll, BAO I, 143) Strafverfahren voraus-
setzt. Damit hat das Urteil oder das Erkenntnis Tatbestandswir-
kung; die rechtskräftige Verurteilung darf von der Abgabenbe-
hörde nicht als Vorfrage selbständig beurteilt werden (Ritz, BAO2,
§ 11 Rz 4; Stoll, BAO I, 144). Letztlich kann somit festgestellt wer-
den, daß die Haftung nach § 11 FinStrG im Zeitpunkt der Selbst-
anzeige mangels rechtskräftiger Verurteilung gar nicht zum Tragen
kommt. Der Ansicht des OGH ist damit nicht zuzustimmen.

3. Die Ausführungen des OGH zum Rücktritt vom Versuch entspre-
chen der hL; da der sonstige Tatbeitrag zu einem Zeitpunkt erfolgte,
in dem sich die Tat noch nicht im Versuchsstadium, sondern im
Vorbereitungsstadium befand, war der Beitrag ohnehin straflos
(Umkehrschluß aus § 13 Abs 2 FinStrG; vgl Leitner, Grundzüge,
64f). Ebenfalls der hL entsprechen die Überlegungen des OGH zur
unrichtigen Führung von Büchern und Aufzeichnungen. Diese ist
bei bescheidmäßig festzusetzenden Abgaben selbst bei Vorliegen
der subjektiven Voraussetzungen noch nicht als versuchte Abga-
benhinterziehung gem § 33 Abs 1 FinStrG zu beurteilen, da noch
keine der Ausführung unmittelbar vorangehende Handlung gem
§ 13 Abs 2 FinStrG vorliegt (Leitner, Grundzüge 53, mwN der Rsp
des OGH).

Christoph Urtz

Kostenrecht
7591

§ 23 RATG
Eine Partei, die ihren Sitz oder Wohnsitz nicht
am Ort des Prozeßgerichtes hat, ist bei der
Wahl ihres Rechtsanwaltes nicht auf den Wohn-

oder Gerichtsort beschränkt, sofern durch das
Einschreiten eines weiter entfernt ansässigen
Rechtsanwaltes keine Mehrkosten (zB bei Inter-
ventionen) entstehen.

OLG Linz 15. 9. 1997, 3 R 138/97b

Gegen den Zuspruch des doppelten Einheitssatzes bringt die Beru-
fungswerberin vor, daß die Kl keinen Grund dafür angegeben
habe, daß sie nicht einen in S, sondern weit entfernt ansässigen
RA beauftragt habe. Aus demselben Grund sei die für die Interven-
tion bei der Befundaufnahme am 22. 2. 1996 aufgewendete Zeit
um zwei halbe Stunden zu kürzen.

Nach stRsp sind Mehrkosten durch die Betrauung eines RA mit
Kanzleisitz außerhalb des Gerichtsortes dann notwendige Kosten
einer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung, wenn die Partei
selbst nicht am Gerichtsort wohnt (Klinger, Probleme des Kosten-
und Gebührenrechts und der Amtshaftung, in WR 1986 H 14, 21
mwN; HG Wien WR 81; OLG Wien in REDOK 11.044 und
14.535; 7 Ob 576/85; 4 Ob 27/94). Dabei ist es belanglos, ob
dieser Anwalt seinen Sitz am Wohnort der Partei oder an einem
anderen Ort hat, weil er auch vom Wohnsitz der Partei hätte anrei-
sen müssen (WR 81; REDOK 11.044 und 14.535).

Der gegenteiligen, vom OLG Wien in der Entscheidung 15 R 24/
96 vertretenen Ansicht, der Gegner müsse Mehrkosten für einen
auswärtigen Rechtsanwalt nur dann tragen, wenn dieser am
Wohn- oder Berufsort der Partei seinen Sitz hat, vermag sich das
Berufungsgericht nicht anzuschließen. Mutet man einer Partei nicht
zu, zu einem Anwalt am Gerichtsort zuzureisen, um dem Gegner
Kosten zu sparen, sondern billigt man ihr zu, einen Anwalt an ih-
rem Wohnort zu beauftragen, dann muß es ihr freistehen, einen
Anwalt außerhalb ihres Wohnortes zu wählen, sofern dem Gegner
dadurch keine zusätzlichen Kosten entstehen. Eine „Einladung zum
Rechtsmißbrauch“ ist darin nicht zu erkennen. Die vom OLG Wien
vertretene Rechtsansicht würde vielmehr dazu führen, daß eine aus-
wärtige Partei, wenn sie den nächstgelegenen RA nicht betrauen
will oder wenn dieser ihre Vertretung nicht übernimmt, einen am –
unter Umständen weit entfernten – Gerichtsort ansässigen Anwalt
beauftragen müßte. Für eine solche Einschränkung der Anwalts-
wahl besteht auch unter Berücksichtigung der Interessen der Ge-
genpartei kein sachlicher Grund.

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, daß die Berufungswerbe-
rin der Kl zwar den doppelten Einheitssatz zu ersetzen hat, der
auch dann aufgelaufen wäre, wenn die Kl einen Anwalt an dem
ihrem Sitz nächstgelegenen Ort beauftragt hätte, nicht aber die
Mehrkosten des Klagsvertreters durch seine Anreise zur Befundauf-
nahme von B. Die hiefür zugesprochenen Kosten sind daher, wie
von der Berufungswerberin begehrt, um zwei halbe Stunden zu
kürzen. Die Fahrtkosten sind dementsprechend auf 90 km herabzu-
setzen (§ 273 ZPO).
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Ausgewählte Prüfungs-
beschlüsse – VfGH

24. 2. 1999 – 4. 3. 1999

Asylgesetz

Prüfung des § 32 Abs 1 AsylG 1997 (BGBl I 1997/76 idF der
Kundmachungen BGBl I 1998/106 und BGBl 1999/41) betref-
fend die zweitägige Berufungsfrist im Fall der Zurückweisung von
Asylanträgen wegen vertraglicher Unzuständigkeit

24. 2. 1999, B 1465/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Gewerbeordnung

Prüfung des § 373c Abs 3 lit a, b, und c der GewO 1994 (BGBl
1994/194 idF BGBl I 1997/63) und § 3 Abs 1 der Verordnung
des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über Ertei-
lung der Nachsicht vom vorgeschriebenen Befähigungsnachweis
für Staatsangehörige von Mitgliedstaaten des Abkommens über

den Europäischen Wirtschaftsraum (BGBl 1993/775) betreffend
Befähigungsnachweise im Hinblick auf etwaige Bevorzugung von
EWR-Bürgern gegenüber Inländern (Inländerdiskriminierung)

26. 2. 1999, B 1787/98
(gem Art 140 Abs 1 und Art 139 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Arbeitslosenversicherungsgesetz
Prüfung des § 34 Abs 1 AlVG 1977 (BGBl 1977/609 idF BGBl I
1997/78) betreffend die Voraussetzung für den Anspruch auf
Notstandshilfe

3. 3. 1999, B 1240/98 ua
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Bundesvergabegesetz
Prüfung des § 6 Abs 1 Z 1 BundesvergabeG (BGBl 1993/462)
und § 11 Abs 1 Z 1 BundesvergabeG 1997 (BGBl I 1997/56)
betreffend Kontrolle von Auftragsvergaben auch von obersten
Organen des Bundes durch das Bundesvergabeamt

4. 3. 1999, B 2418/97 ua
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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Zeitschriftenübersicht

Arbeits- und Sozialrechtskartei
3, 82. Karl, Beatrix und Otto Taucher:

Pflichtversicherung „neuer Selbständi-
ger“ bei Auslandsberührungen

105. Trattner, Hans: Zur Unverzüg-
lichkeit von Entlassungen

Der Betrieb
7, 369. Schmidt-Diemitz, Rolf: Interna-

tionale Schiedsgerichtsbarkeit – eine
empirische Untersuchung

Betriebs-Berater
7, 325. Nicklisch, Fritz: Rechtsproble-

me des Konsortialvertrags

343. Hild, Dieter und Eckart C. Hild:
Verteidigung in Steuerstrafverfahren

9, 429. Graf von Westphalen, Fried-
rich: Leasing und der Jahr-2000-Feh-
ler

ecolex
2, 100. Lattenmayer, Hannes: Erschöp-

fung von Markenrechten. EuGH v
EFTA-GH oder Silhouette v Maglite

102. Liebscher, Christoph: Doppel-
bestrafung durch den OGH

105. Grießer, Georg: Zum Entwurf
des Arbeitsverhältnisgesetzes

132. Schmelz, Christian und Ernst
Tremmel: Die „Verbrauchsstätte“ –
Netzzugang auf österreichisch

138. Leidenmühler, Franz: Tabak,
Werbung und das Europarecht

148. Rabl, Thomas: Lohnfortzahlung
während des Pflegeurlaubs – Dritt-
schadensliquidation?

Europäisches Wirtschafts-
und Steuerrecht
2, 41. Weidemann, Clemens und

Olaf Otting: Der Begriff des öffent-
lichen Auftraggebers iS der Dienst-
leistungsrichtlinie. Zur Entscheidung
des EuGH vom 10. 11. 1998 – Rs
C-360/96

43. Semrau, Stephan: Bezahlung
und Erstattung von Bußgeldern im EG-
Kartellrecht

48. Cremer, Wolfram: Nichtigkeits-
klagen einzelner gegen Rechtsakte
der Gemeinschaft: Klagegegenstand
und Klagebefugnis nach Art 173 EGV

Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
2, 99. Fezer, Karl-Heinz: Wettbe-

werbsrechtlicher und markenrechtli-
cher Bestandsschutz funktionsfähiger
Distributionssysteme selektiven Ver-
triebs vor Außenseiterwettbewerb.
Die Bedeutung der Rechtsprechung
des EuGH für die Vertriebsbindungs-
systeme in den Mitgliedstaaten der EU

108. Teplitzky, Otto: Zur Frage der
wettbewerbsrechtlichen Zulässigkeit
des (ständigen) Gratisvertriebs einer
ausschließlich durch Anzeigen finan-
zierten Zeitung

113. Meyer, Peter und Matthias
Koch: Rechtsschutz im Verfahren zum
Schutz geographischer Angaben und
Ursprungsbezeichnungen (VO 2081/
92)

121. Zimmermann, Julia Bettina:
Das Erfinderrecht in der Zwangsvoll-
streckung

immolex
2, 57. Helmberg, Monika: Die inter-

nationalprivatrechtliche Behandlung
von Liegenschaftsverträgen mit Ver-
tragsabschluß ab 1. 12. 1998

Juristische Blätter
2, 76. Kneihs, Benjamin: Das Recht

auf Leben in Österreich

87. Kert, Robert: Die Sanktionie-
rung von Verstößen gegen Gemein-
schaftsrecht durch nationales Straf-
recht am Beispiel des Lebensmittel-
strafrechts

Juristische Rundschau
1, 1. Jahn, Matthias: Das Zivilrecht

der Pflichtverteidigung

5. Verrel, Torsten: Richter über
Leben und Tod? Zur Sterbehilfeent-
scheidung des OLG Frankfurt vom
15. 7. 1998, 20 W 224/98

Neue Juristische Wochenschrift
8, 521. Hohmann, Harald: Haftung

der Softwarehersteller für das „Jahr
2000“-Problem

527. Wedde, Peter: Aktuelle Rechts-
fragen der Telearbeit

540. Schomburg, Wolfgang: Straf-
sachen in der Europäischen Union

9, 611. Röthel, Anne: Beweislast und
Geschlechterdiskriminierung. Zur Um-
setzung der Richtlinie 97/80/EG

Österreichische Blätter für
gewerblichen Rechtsschutz
und Urheberrecht
1, 3. Artmann, Eveline: Nachahmen

und Übernahme fremder Leistung im
Wettbewerbsrecht

Österreichische
Immobilien-Zeitung
3, 43. Malloth, Thomas: Wohnhaus-

sanierung in Wien

Österreichische Juristen-Zeitung
3, 81. Brenn, Christoph: Richtlinie

über Informations- und Kommunikati-
onsdienste mit Zugangskontrolle und
Überlegungen zur innerstaatlichen
Umsetzung

88. Große-Sender, Ansgar: Berei-
cherungsrechtliche Rückabwicklung
beim Vertrag zugunsten Dritter

4, 121. Schneider, Hans Joachim: Die
gegenwärtige Situation des Verbre-
chensopfers. Fortschritte und Probleme
der Viktimologie-Forschung

132. Schumacher, Hubertus: Das
Fachwissen des Richters
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Österreichische Notariats-Zeitung
1, 3. Fellner, Gernot: Die Sicherung

des Erwerbers durch Bestellung eines
Treuhänders

2, 33. Knechtel, Gerhard: Berufsrecht-
liche Inkompatibilitäten in multiprofes-
sionellen Sozietäten

37. Jud, Brigitta: Ausgewählte Fra-
gen zu Heiratsgut und Ausstattung
(§§ 1220, 1231 ABGB)

47. Gordon, Peter: Der unrichtige
Bilanzstichtag im GmbH-Recht

Österreichische Richterzeitung
3, 58. Walter, Robert: Die Funktion

der Höchstinstanzen im Rechtsstaat
Österreich

65. Flora, Margarethe: Die Straf-
barkeit HIV-infizierter Personen nach
§§ 178, 179 StGB aufgrund von
Sexualkontakten mit nicht-infizierten
Sexualpartnern

69. Knöbl, Friedrich H.: Kfz-Händ-
ler – der Ausgleichsanspruch

Österreichisches Recht
der Wirtschaft
2, 58. Nowotny, Christian: Die GmbH

und der Euro. Praktische Hinweise zu
den Auswirkungen des 1. Euro-Justiz-
begleitgesetzes

61. Bydlinski, Peter: Verwirrendes
zur Bürgschaftsverjährung. Bemerkun-
gen zu OGH 17. 3. 1998, 4 Ob 45/
98s

62. Oberhammer, Paul: Gemein-
schaftsrecht und schiedsrechtlicher
ordre public

81. Weiß, Dieter: Der Kündigungs-
schutz nach BEinstG. Teil 2

87. Shubshizky, Alfred: Das Heim-
arbeitsverhältnis

92. Runggaldier, Ulrich: § 50a
Gehaltsgesetz EU-konform?

Das Recht der Arbeit
1, 1. Binder, Martin: Die Arbeitneh-

merentsendung aus EU-/EWR-Staaten

nach Österreich unter besonderer Be-
rücksichtigung eines möglichen Sozial-
dumpings

12. Karl, Beatrix: Rehabilitation
und Pension

Recht der Umwelt
1, 3. Wagner, Erika: Integratives

Umweltrecht auf nationaler und euro-
päischer Ebene

Steuer- und Wirtschaftskartei
6, S 173. Hackl, Gabriele: Verkauf

preisgestützter Mobiltelefone

S 176. Fellner, Karl-Werner: Schen-
kung negativen Betriebsvermögens

Steuer und Wirtschaft
International
3, 101. Holzinger, Gerhart: Miß-

brauchsbekämpfung im Internationa-
len Steuerrecht aus verfassungsrechtli-
cher Sicht

135. Heidinger, Markus: Anwen-
dungsbereich desÜbernahmegesetzes

Wettbewerb in Recht und Praxis
3, 251. Eck, Matthias und Klaus Ikas:

Neue Grenzen vergleichender Wer-
bung. Zur Auslegung und Anwendung
der Richtlinie 97/55/EG vom 6. 10.
1997

280. Thume, Karl-Heinz: Multi-Level-
Marketing, ein stets sittenwidriges
Vertriebssystem?

286. Selke, Olav: Erstattung von
Rechtsanwaltskosten bei unberechtig-
ter Abmahnung aus culpa in contra-
hendo

Wirtschaftsrechtliche Blätter
Februar, 45. Schanda, Reinhard: Libera-

lisierung des Elektrizitätsmarktes in
Österreich

56. Haybäck, Gerwin: Haftungs-
fragen bei Totalfälschung der ec-Karte.
Anmerkung zu OGH 19. 6. 1997,
6 Ob 2363/96k

61. Gölles, Hans: Bundesvergabe-
gesetz – Spekulative Angebote im
Baubereich

Wohnrechtliche Blätter
März, 69. Böhm, Helmut: Der einseitig

erfüllte Bauträgervertrag im Konkurs
des Bauträgers

85. Gaisbauer, Georg:Klavierspie-
len in Mietwohnung und Nachbar-
recht. Anmerkungen zu OGH 15. 7.
1998, 3 Ob 61/97k

Zeitschrift der unabhängigen
Verwaltungssenate
1, 8. Aistleitner, Wolfgang: Ge-

sucht: Die Wahrheit – Glanz und
Elend richterlicher Beweiswürdigung

19. Wessely, Wolfgang: Zur Ver-
tretung des Minderjährigen im Aysl-
verfahren

Zeitschrift für Insolvenzrecht
1, 1. Kristen, Sabine und Gerhard

Richter: Steuern im Konkurs

6. Kossak, Wolfgang: Das neue
Konkurseröffnungsverfahren aufgrund
des IRÄG 1997 im Spiegel der Recht-
sprechung des OLG Linz (2. Teil)

11. Grießer, Georg: Das wech-
selhafte Schicksal der Bauarbeiter-
Schlechtwetterentschädigung in der
Insolvenz

Zeitschrift für Rechtsvergleichung,
Internationales Privatrecht
und Europarecht
1, 5. Michaels, Ralf: Anerkennung

internationaler Schiedssprüche und
ordre public. Anm zu OGH 23. 2.
1998, 3 Ob 115/95, ZfRV 1999, 24

Zeitschrift für Verkehrsrecht
2, 38. Gaisbauer, Georg: Medika-

mentenbedingte Fahruntüchtigkeit und
Fahrlässigkeit

66. Kaba, Alexander: Drogen und
Medikamente im Straßenverkehr



332 AnwBl 1999/5

Literaturbericht

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.

Die „Vereinigten Staaten von Europa“.
Von Ziegerhofer/Pichler/Likar. Verlag
Österreich, Wien 1999. 240 Seiten,
br, S 190,–.

Ein europäischer Liegenschaftsvertrag?
Von Lorenz E. Riegler. Verlag Öster-
reich, Wien 1999. 196 Seiten, br,
S 398,–.

Japanisches und österreichisches Arbeits-
und Sozialrecht im Strukturwandel.
Von Theodor Tomandl. Verlag Wil-
helm Braumüller, Wien 1999. XI,
113 Seiten, kart, S 270,–.

Kodex Abfallrecht. 7. Aufl. Stand 1. 3.
1999. Bearbeitet von Wolfgang List.
Verlag Orac, Wien 1999. 680 Sei-
ten, br, S 600,–, Abo S 480,–.

Kodex Verkehrsrecht. 5. Aufl. Stand 1. 2.
1999. Bearbeitet von Illedits-Lohr/
Illedits. Verlag Orac, Wien 1999.
872 Seiten, br, S 750,–, Abo S 600,–.

Kodex Verwaltungsverfahrensgesetze.
20. Aufl. Stand 1. 3. 1999. Bearbei-
tet von Gerlinde Weilinger. Verlag
Orac, Wien 1999. 216 Seiten, br,
S 195,–, Abo S 156,–.

Rechtsinformatik und Wissensrepräsenta-
tion. Automatische Textanalyse im Völ-
kerrecht und Europarecht. Von Erich
Schweighofer. Springer-Verlag, Wien
1999. XX, 440 Seiten, br, S 784,–.

US-Board und Aufsichtsrat. Ein Systemver-
gleich. Von Martin Steindl. Verlag
Österreich, Wien 1999. 284 Seiten,
br, S 448,–.

Für Sie gelesen

■ Anwalts-HandbuchWettbewerbspraxis.
Herausgegeben von Reinhard Walter /
Bernd Grüber. Verlag Dr. Otto Schmidt
KG, Köln 1998. 1846 Seiten, geb,
DM 298,–.

Der vorliegende, von mehr als zwan-
zig deutschen Rechtsanwälten bearbeitete
Band unterscheidet sich seiner Konzeption
her grundlegend von Kommentaren oder
anderen systematischen Darstellungen des
Wettbewerbsrechts. Anknüpfend an kon-
krete Sachverhaltskonstellationen enthält
dieses Handbuch eine nach Schlagworten
gegliederte, umfassende Erörterung zahl-
reicher wettbewerbsrechtlicher Aspekte in
alphabetischer Reihenfolge.

Das Wettbewerbsrecht wird hier – im
wahrsten Sinne des Wortes – von A bis Z
(von „Abmahnung“ bis „Zusenden unbe-
stellter Ware“) behandelt, wobei am Be-
ginn der – je nach Bedeutung des Stich-
worts längeren oder kürzeren – Ausfüh-
rungen zunächst jeweils die sachliche und
rechtliche Ausgangslage geschildert wird
(wie etwa zu Schlagworten wie Allein-
und Spitzenstellungswerbung, Jubiläums-
verkäufe, Lockvogelpraktiken,Marktstörung,
Telekommunikationswerbung und Umwelt-
werbung). Nach den wettbewerbsrechtli-
chen Erläuterungen, die jeweils den Kern
der Darstellungen bilden, finden sich ne-
ben Hinweisen auf andere Rechtsgebiete
auch Tips zur Vermeidung typischer Feh-
ler, Checklisten, Formulierungsmuster und
ausgewählte Literaturhinweise.

Die zahlreichen Judikaturverweise machen
den Band – auch für den österreichischen
Juristen – zu einem nützlichen Arbeitsbe-
helf. Die gesamte Gestaltung des Buches
ist auf den „eiligen Praktiker“ zugeschnit-
ten, der – ohne Spezialist sein zu müssen –
in übersichtlich aufbereiteter Form rasche
Antworten findet. Das vorliegende Hand-
buch kann das Studium der einschlägigen
österreichischen Judikatur zu den einzel-
nen Erscheinungsformen unlauteren Wett-
bewerbs selbstverständlich nicht ersetzen.
Der Band ist jedoch hervorragend geeig-
net, die jeweilige Argumentationsbasis um
wichtige – unter Umständen verfahrens-
entscheidende – Gesichtspunkte zu berei-
chern und kann somit auch hierzulande
wertvolle Dienste leisten. Das Wettbe-
werbsrechts-Handbuch kann daher allen in

diesem Bereich Tätigen bestens empfohlen
werden.

Rainer Tahedl

■ Österreichische Verfassungs- und Ver-
waltungsgesetze. 31. ErgLfg. Stand
1. 3. 1998. Herausgegeben von Heinz
Schäffer. Verlag Manz, Wien 1998.
660 Seiten, Loseblatt, S 350,–.

Die „überbordende Gesetzgebung“ er-
möglicht nur noch die „allernotwendigsten
Aktualisierungen“; nur bestimmte Teile, vor
allem das Gewerberecht, das Universitäts-
recht und das Wasserrecht, konnten auf
den Stand März 1998 gebracht werden.
Die Sammlung muß zwangsläufig – und:
leider – immer mehr eine „Auswahlsamm-
lung“ werden. Eine Reihe von Vorschrif-
ten fällt heraus, insbesondere Vorschriften
zum öffentlichen Dienst.
Von Änderungen betroffen sind ua die
GewO, das MOG, das UOG, das UniStG
und das StudFG sowie das WRG.
Heinz Schäffer und seinem Team ist – wie
immer – sehr herzlich für die viele Mühe zu
danken. Aber: Kann man noch ernstlich
verkennen, daß der „Rechtsstaat“ zum
„Schutz-, Kontroll- und Regelungsstaat“
verkommt? Wäre es nicht an der Zeit, die –
zahlreichen – Ursachen dieser bedauerli-
chen Entwicklung näher unter die Lupe –
und aufs Korn – zu nehmen?

Walter Barfuß

■ Die (ordentliche) Wiederaufnahme des
Strafverfahrens. Eine prozeßdogmati-
sche Untersuchung unter Berücksichti-
gung der Rechtsprechung der Oberlan-
desgerichte. Von Richard Soyer. Juristi-
sche Schriftenreihe Band 111. Verlag
Österreich, Wien 1998. 210 Seiten,
br, S 398,–.

Der Wiener Rechtsanwalt Soyer hat sich –
in dankenswerter Verfolgung einer Anre-
gung von Rudolf Machacek in den JBl
1976, 19 – zur Aufgabe gemacht, Fragen
der ordentlichen Wiederaufnahme des
Strafverfahrens prozeßdogmatisch zu un-
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tersuchen. Damit macht der Autor ein wei-
teres Mal bewußt, welche Fehlerquellen
für ein gerechtes Strafurteil in der Unzu-
länglichkeit des Vorverfahrens liegen, die
niemand bereit ist ernstlich einzugestehen
und noch weniger aus dieser Erkenntnis
Konsequenzen zu ziehen. So, als ob in
Österreich Fehlurteile undenkbar wären.

Dabei dient es dem Vertrauen der Bevölke-
rung in die Rechtsprechung, zu wissen,
daß es Möglichkeiten gibt, auch rechts-
kräftige Entscheidungen abzuändern. In
aller Regel sind es, was verteidigende
Rechtsanwälte interessiert, nova, die ge-
eignet erscheinen, eine Wiederaufnahme
zugunsten des Verurteilten zu begründen,
die dann – allein oder in Verbindung mit
den früher erhobenen Beweisen – zu
einem Freispruch oder der Verurteilung
wegen eines unter ein milderes Strafgesetz
fallenden Tatbestandes führen soll. Daß
die „Latte“, die es auf diesem Weg zu
überspringen gilt, recht hoch liegt und daß
die Erwartungen des einmal Verurteilten
nicht allzu weit gespannt werden dürfen,
läßt die vom Autor vorgenommene Aus-
wertung der Rechtsprechung der Oberlan-
desgerichte 1992 bis 1996 erkennen. Sie
weist eine Erfolgsquote von weniger als
5% auf.

Die Problematik, die Ermittlungen im Vor-
feld eines Wiederaufnahmeverfahrens mit
sich bringen, ist offenkundig.

An Rechtsanwälte, die für eine Wiederauf-
nahme ermitteln, sind besondere Anforde-
rungen gestellt. Das Studium der Untersu-
chung von Richard Soyer ist ihnen daher
jedenfalls zu empfehlen. Aber auch dar-
über hinaus ist die Arbeit Soyers, der sie
als Kontrapunkt zu seinen bisherigen Ver-
öffentlichungen bezeichnet, für jeden, dem
an einer gerechten Strafrechtspflege gele-
gen ist, eine wertvolle Nachdenkhilfe.

Walter Schuppich

■ Unternehmensfortführung durch den
Masseverwalter. Von Michael Lentsch.
Verlag Orac, Wien 1998. XV, 197 Sei-
ten, br, S 590,–.

Das anzuzeigende Werk, eine Wiener
Dissertation, ist einem – nach zwei Wer-
ken aus den 80er Jahren (Kosch, Die
Betriebsfortführung im Konkurs [1982];
Chalupsky/Ennöckl, Unternehmensfortfüh-
rung im Konkurs [1985]) – zuletzt litera-
risch eher weniger beachteten, praktisch
jedoch höchst bedeutsamen Thema gewid-
met, das durch die Änderungen, die die
(bisher) letzte Novelle der Insolvenzgesetze
gebracht hat, wieder in den Mittelpunkt
des Interesses gerückt ist. Denn das in die-
sem Bereich vom Gesetzgeber der IRÄG
1997 errichtete „Verfahrensgebäude“ (so
die Bezeichnung der ErläutRV 734 BlgNR
20. GP 33 für die §§ 114aff KO) ist, wie
sich nach etwas mehr als einem Jahr
bereits feststellen läßt, nicht ganz frei von
verwinkelten Gängen und vielleicht der
einen oder anderen Falltür. Umso erfreu-

licher für die Insolvenzrechtspraxis ist die
vorliegende Arbeit, die den rund um die
neue Berichtstagsatzung (§ 91a KO) an-
geordneten Verfahrensablauf ausführlich
analysiert. Nur als Beispiele für Stellung-
nahmen zu bereits virulent gewordenen
Fragen seien erwähnt: 47ff zur Prüfungs-
pflicht des Masseverwalters im Hinblick
auf die Möglichkeit eines Zwangsausglei-
ches; 62ff zur Haftung des Masseverwal-
ters in der Prüfphase; 114ff zum Termin
der Berichtstagsatzung und zur Zulässig-
keit einer Erstreckung der Berichtstagsat-
zung; 136ff zum Inhalt eines Beschlusses
auf befristete Fortführung; 175ff zur Zu-
lässigkeit einer „zweifachen“ Inanspruch-
nahme des § 25 KO. Bereits diese Aus-
wahl zeigt, daß viele für die Praxis hochre-
levante Problemstellungen erörtert werden.
Da Lentsch hierbei nicht nur das vorhan-

Indexzahlen Februar 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,6

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,5

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 134,2

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,6

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 366,0

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 466,3

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 467,8

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4097,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3480,2

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3531,4

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 102,7

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 136,7

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 227,6

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2221,1
Zahlenangaben ohne Gewähr
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dene Material verläßlich aufarbeitet, son-
dern – in stets klarer und übersichtlicher
Darstellung – die hinter der Neuregelung
stehenden Überlegungen aufzeigt und dar-
aus zu strittigen Punkten eigene (praxis-
nahe) Lösungen entwickelt, kann das Buch
jedem einschlägig Interessierten nur emp-
fohlen werden.

Stephan Riel

■ Das Eigenkapitalersatzrecht – Notwen-
diges Rechtsinstitut oder Irrweg? Von
Gerhard Schummer. Verlag Orac, Wien
1998. 560 Seiten, geb, S 1290,–.

Seit der Grundsatzentscheidung des OGH
vom 8. 5. 1991, SZ 64/53, mit welcher
die von der deutschen Rechtsprechung ent-
wickelten Grundsätze des Kapitalersatz-
rechts für Österreich übernommen wurden,
haben sich auch hierzulande zahlreiche
Autoren mit Beiträgen zu verschiedenen
Fragen dieses Themenkreises gemeldet.
Schummers Werk ist nun die erste umfas-
sende Untersuchung zum Recht der eigen-
kapitalersetzenden Leistungen in Öster-
reich. Erklärtes primäres Ziel der Abhand-
lung ist die Untersuchung der verschiede-
nen in der Literatur vertretenen dogmati-
schen Begründungen zur Frage, warum
als Fremdkapital gewidmete Gesellschaf-
terleistungen an die in der Finanzkrise be-
findliche Gesellschaft in (haftendes) Eigen-
kapital umqualifiziert werden können und
sollen.
Zu diesem Zweck unternimmt der Autor
zunächst eine ausführliche Darstellung der
rechtshistorischen Entwicklung sowie des
erreichten Meinungsstandes des Eigen-
kapitalersatzrechts in Deutschland und in
Österreich, die nicht nur für den historisch
interessierten Betrachter von Interesse ist,
sondern ein Problemverständnis schafft,
welches jenen, die sich bislang noch nicht
eingehend mit der Materie befaßt hatten,
den „richtigen“ Einstieg und Zugang zu
den Fragen des Eigenkapitalersatzsrechts
erleichtert.
Dem folgt eine Untersuchung der unter-
schiedlichen in Rechtsprechung und Lite-

ratur vertretenen Ansätze zur methodi-
schen Rechtfertigung der Umwandlung
von Gesellschafterkrediten in (nachrangi-
ges) Risikokapital der Gesellschaft. Sämt-
liche Ansätze werden leicht verständlich
beschrieben und vom Autor in ausführli-
chen eigenen Stellungnahmen kritisch ge-
würdigt. Inhaltlich kommt Schummer zum
Ergebnis, daß keine der verschiedenen
Begründungstheorien die Umqualifizie-
rung von Fremdkapital in haftendes Eigen-
kapital überzeugend rechtfertigen kann.
Der Autor räumt ein, daß die Gewährung
von Darlehen an die in der Krise befindli-
che Gesellschaft durch den Gesellschafter
zu sittenwidrigen Schädigungen der Gläu-
biger führen kann, was eine Schaden-
ersatzpflicht nach allgemein bürgerlich-
rechtlichen Grundsätzen auslösen könne.
Daran anknüpfend stellt Schummer die
Frage, ob die vom Eigenkapitalersatz-
recht vorgesehene verschuldensunabhän-
gige Einstandspflicht des Gesellschafters
verfehlt bzw das Rechtsinstitut des Eigen-
kapitalersatzrechts nicht überhaupt über-
flüssig ist.

Diesen Fragen ist die weitere Untersu-
chung des Buches gewidmet. Ausführlich
prüft der Autor, ob die für richterliche
Rechtsfortbildung praeter legem erforderli-
che Gesetzeslücke überhaupt vorliegt. Er
kommt zu dem Ergebnis, daß eine behe-
bungsbedürftige Unvollständigkeit tatsäch-
lich nicht gegeben ist. Der Gesetzgeber
sei sich der Insiderstellung des Gesellschaf-
ters bewußt gewesen und habe mit dem in-
solvenzrechtlichen Anfechtungsrecht (§ 32
KO; Gesellschafter als „naher Angehöri-
ger“; infolge Beweislastumkehr ist Masse-
verwalter von Behauptung und Beweis der
Kenntnis/fahrlässigen Unkenntnis des Ver-
mögensverfalls bzw Konkurseröffnungs-
antrages befreit) und der Haftungsbestim-
mung des § 69 Abs 2 KO (uU persönliche
Haftung bei Konkursverschleppung jenes
Gesellschafters, der sich durch Erteilung
von Weisungen in die Geschäftsführung
eingemischt hat) entsprechende Vorkeh-
rungen getroffen, um Mißbrauch zu unter-
binden.

Auch die Frage, ob das Institut des Eigen-
kapitalersatzrechts ein notwendiges sei,
wird vom Autor verneint. In einer ausführ-
lichen Analyse vertritt Schummer die Mei-
nung, daß der allfälligen Ausnützung eines
Informationsvorsprunges mit dem Anfech-
tungsrecht begegnet werde. Im übrigen sei
nicht die Kapitalzufuhr als solche zu sank-
tionieren, sondern die Fortführung des kri-
sengeschüttelten Unternehmens ohne ent-
sprechendes Sanierungskonzept. Dieange-
messene Sanktion dafür sei jedoch eine
(verschuldensabhängige) Schadenersatz-
pflicht des Gesellschafters im Sinne der
Konkursverschleppungshaftung: Schummer
räumt in beiden Bereichen gesetzliche
Defizite ein, zu deren Behebung er ver-
schiedene Lösungsvorschläge unterbreitet.
Das vorliegende Werk ist eine gelungene
Gesamtuntersuchung der Grundlagen des
Eigenkapitalersatzrechts mit einer bemer-
kenswerten wissenschaftlichen Tiefe. Als
solche spricht sie vor allem jene an, die
sich auch mit der theoretischen Begrün-
dung dieser Materie auseinanderzusetzen
haben. Der Benützer wird den logischen
Aufbau der Arbeit, der von einem gut de-
taillierten Inhaltsverzeichnis begleitet wird,
ebenso schätzen wie das ausführliche
Stichwortverzeichnis, welches die prakti-
sche Handhabung des Buches sehr erleich-
tert.

Christian Hausmaninger

■ Handelsgesetzbuch (ohne Seerecht).
Bd 1, Erstes Buch, Einleitung, §§ 1–
104. 2., neu bearbeitete und erweiterte
Aufl. Hrsg von Norbert Horn. Walter de
Gruyter, Berlin-New York 1995. XXIX,
859 Seiten, geb, DM 936,–.

Im Jahr 1989/90 ist der bewährte Hey-
mann-Kommentar zum HGB neu (in vier
Bänden) aufgelegt worden. Von Band 1,
welcher die Einleitung sowie den Kommen-
tar zu §§ 1 bis 104 HGB enthält, liegt mitt-
lerweile die 2. Aufl vor.
In der 2. Aufl sind insbesondere berück-
sichtigt: Änderungen im Recht der Handels-
vertreter, das Bankbilanzrichtlinie-Gesetz,
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die 3. KWG-Novelle, die Durchführung
der 11. Gesellschaftsrechtlichen EG-Richt-
linie, Vorschriften über die Vereinfachung
und Beschleunigung registerrechtlicher Ver-
fahren, die Neuordnung des Eisenbahn-
wesens aus dem Jahr 1993 sowie das
Gesetz über die Begrenzung der Nachhaf-
tung und das Umwandlungsgesetz von
1994. In der Einleitung werden auch kurz
die Auswirkungen der deutschen Wieder-
vereinigung auf das HGB geschildert.
Weiters wurde in der 2. Aufl die seit der
1. Aufl veröffentlichte Rechtsprechung ein-
gearbeitet.
Der neue Heymann-Kommentar ist ein mit-
telgroßer Kommentar zum HGB, der sich
vor allem durch die Zitierung der einschlä-
gigen Rechtsprechung auszeichnet. Teil-
weise wird auch auf österreichische Recht-
sprechung verwiesen (so – nur beispiels-
weise – bei § 18 HGB). Der Kommentar
ermöglicht dadurch sehr schnellen Zugriff
auf Rechtsprechung und auf weiterführen-
des Schrifttum. Im übrigen faßt er den aktu-
ellen Stand der wissenschaftlichen Diskus-
sion prägnant zusammen, sodaß sich der
Benutzer schnell einen Überblick über den
aktuellen Stand von Rechtsprechung und
Lehre verschaffen kann.
Gerade im Hinblick darauf, daß deutsches
und österreichisches HGB nach wie vor
weitgehend ident sind, ist auch dieser
deutsche Kommentar ein Werk, das öster-
reichische Juristen gern zu Rate ziehen
werden, wenn sie eine handelsrechtliche
Frage eingehender zu untersuchen haben.

Peter Feyl

■ Kraftfahrgesetz. 5. Aufl. MGA. Von
Herbert Grundtner. Verlag Manz,
Wien 1998. XXXIV, 1538 Seiten, Ln,
S 2920,–.

Ohne sich zu beklagen berichtet Grundtner
im Vorwort, das am 1. 1. 1968 in Kraft
getretene KFG 1967 „wurde bisher bereits
20mal novelliert; die Durchführungsver-
ordnung bereits 44mal!“ Mit anderen
Worten, die 5., vollständig neu bearbeitete
Auflage ist höchst aktuell, wenn sich das
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im Juli 1998 textierte Vorwort zur im Au-
gust 1998 bereits im Handel erhältlichen
Auflage auch auf die 20. KFG-Novelle be-
ziehen kann, die im erst am 27. 7. 1998
ausgegebenen BGBl I 1998/93 kundge-
macht wurde.
Beklagenswert ist die Situation des Autors
aber insoweit, als ihn der Gesetzgeber
durch weitere Novellierungen des KFG
1967 zu Änderungen während der Druck-
legung (XXXII und XXXIII) gezwungen hat.
AaO sind – naturgemäß noch ohne Anfüh-
rung der Fundstelle im BGBl – angeführt
die Bestimmungen zum Handyverbot
(BGBl I 1998/146) und die durch Art II
des Bundesgesetzes, mit dem ein Gefah-
rengutbeförderungsgesetz erlassen wird,
an- bzw eingefügten neuen Bestimmungen
des KFG 1967 (BGBl I 1998/145).
Das, was der Rezensent so leicht schreiben
kann, daß damit die MGA wieder auf den
aktuellen Stand gebracht ist, ist die Folge
mühsamer Kleinarbeit des Autors.
Diese Aussage bezieht sich gleicherma-
ßen auch auf den wertvollen Entschei-
dungsteil. Wer immer mit dem KFG 1967
zu tun hat, wird, auch wenn nun Führer-
scheinbestimmungen aus dem KFG aus-
gegliedert sind (siehe die gesonderte Aus-
gabe MGA Führerscheingesetz, gleichfalls
von Grundtner), zur MGA 24d greifen.
Zu diesem Kreis der Interessierten muß nun
auch der Gebührenrechtler zählen, zumal
im Zuge der 19. KFG-Novelle (BGBl I
1997/103) eine neue TP 15 in den § 14
GebG eingefügt wurde, die mit einer
dynamischen Verweisung auf das KFG (im
Gesetzestext fehlt die Jahreszahl 1967)
die Gebührenpflicht der Zulassungsscheine
und der Überstellungsfahrtscheine (§§ 41
und 46 KFG 1967) regelt. Wenngleich
verspätet, so nunmehr doch ist durch
die Zulassungsstellenverordnung BGBl II
1998/464 (kundgemacht am 30. 12.
1998 ohne besondere Inkrafttretensbe-
stimmung) Schwung in die Materie gekom-

men (vgl Arnold, Rechtsgebühren5, § 37
Rz 43a).

Der gebührenrechtliche Hinweis (Anm 17
zum § 40b KFG 1967) übersieht die
Erhöhung der Ansätze von S 1000,– und
S 700,– auf S 1500,– und S 1000,– durch
das zweite Budgetbegleitgesetz (BGBl I
1997/130) und konnte natürlich den
durch das AbgÄG 1998 (BGBl I 1999/
28) der TP 15 im § 14 GebG angefügten
Abs 5 (ermäßigte Gebühr während des
Probebetriebs gem § 40a Abs 9 KFG
1967) nicht berücksichtigen.

Zur Vermeidung von Mißverständnissen:
Dieser Probebetrieb nach § 40a Abs 9
KFG 1967 hat nichts zu tun mit den im
§ 45 geregelten Probefahrten. Die Beschei-
nigung nach § 45 Abs 6 KFG 1967 unter-
liegt nach wie vor keiner Stempelgebühr.

Wolf-Dieter Arnold

■ Alter, Recht und Gesellschaft. Von
Heinz Barta / Michael Ganner, Univer-
sität Innsbruck, Inst für Zivilrecht, Inns-
bruck 1998, 367 Seiten, geb, S 150,–.

Das Jahr 1999 ist von der UNO zum Jahr
der älteren Menschen erklärt worden. Die
Fortschritte der Medizin und steigender
Lebensstandard ermöglichen immer mehr
Menschen einen immer längeren Lebens-
abend. Der Anteil der Bevölkerung über
60 Jahre beträgt heute annähernd 25%
und wird sich bis zum Jahr 2030 auf 35%
bis 40% erhöhen.

Der längere Lebensabend für eine stetig
größere Anzahl von Menschen führt aber
auch dazu, daß die Zahl jener Personen,
die Pflege benötigen, steigt.

Die Abdeckung der Pflegekosten durch die
öffentliche Hand und der mögliche Regreß
auf Unterhaltsverpflichtete oder Geschenk-
nehmer wird bedeutsamer.

Barta und Ganner haben es im Rahmen
eines Projektes des Forschungsförderungs-

fonds unternommen, die rechtlichen Rah-
menbedingungen in der Alten- und Pflege-
betreuung österreichweit zu sammeln, dar-
zustellen und zu vergleichen.

Das Buch gliedert sich in eine Bespre-
chung des Bundesrechtes, des Landes-
rechtes, einen rechtsvergleichenden Teil,
Rechtspolitische Überlegungen und den
Anhang, in dem die wesentlichen Geset-
zestexte abgedruckt sind.

Für jedes Bundesland, aber auch für das
Bundesrecht, wurde eine Übersicht über
die Rechtsgrundlagen erstellt. In der prak-
tischen Anwendung wird dadurch der
Weg durch den Normendschungel deut-
lich erleichtert. Pro Bundesland bestehen
nämlich im Durchschnitt mehr als 10 (!)
Gesetze, die in den Themenbereich Alten-
und Pflegebetreuung eingreifen.

Nach der Normenübersicht erfolgt eine
Besprechung der wesentlichen Teile der
Normen, insbesondere hinsichtlich der je-
weiligen Voraussetzungen zur Inanspruch-
nahme eines Heimplatzes oder der Vor-
aussetzungen für den Regreß des Heimträ-
gers gegenüber unterhaltspflichtigen Per-
sonen und Geschenknehmern.

Der Beachtung dieser Bestimmungen wird
beim Abschluß von Verträgen im Wege
des Generationenüberganges besondere
Aufmerksamkeit zu schenken sein.

Besonders angenehm in der anwaltlichen
Praxis ist, daß im Anhang die wesentlich-
sten Bundes- und Landesgesetze zu diesem
Themenkreis abgedruckt sind, so daß
man – ohne das Buch aus der Hand zu
legen – eine übersichtliche Zusammenfas-
sung des Bundesrechtes, der einzelnen
Länderrechte und die wesentlichsten Ge-
setzestexte zur Hand hat.

Das Buch sei jedem Praktiker empfohlen,
der sich mit Beratung und Vertragserrich-
tung im Bereich der Generationenfolge be-
schäftigt.

Josef Unterweger
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.



AnwBl 1999/5 339

Anzeigen

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil
(0664) 420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Telefon (01) 548 50 40, Fax (01)
548 50 40-3, übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechts-
sachen im Raum Wien und Umgebung.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Angela Lenzi, 1080 Wien, Florianigasse 61/3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 405 62 24, Telefax (01) 405 62 24-4.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BGs Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Tel (06235)
61 10, Fax (06235) 61 10-11, Mobil (0699) 17 17 61 10.
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RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig. Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01)
505 85 21.

■

Rechtsanwälte Mag. Martin Divitschek & Mag. Wolfgang Sieder,
Glashüttenstraße 4, 8530 Deutschlandsberg, übernehmen Substi-
tutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen vor den Gerichten
und Verwaltungsbehörden in Deutschlandsberg, Eibiswald, Stainz,
Leibnitz, Voitsberg und Graz.

Telefon (03462) 62 66-0, Telefax (03462) 62 66-15.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt, sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz,
Aspang und Mürzzuschlag. Telefon 02622/834 94, Telefax
02622/834 94-4.

■

Substitutionen vor sämtlichen Gerichten Wiens, Mödling, Baden
und Wiener Neustadt in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Peter Wagner, 1010 Wien, Wollzeile 34/3.

Telefon (01) 513 98 78, Telefax (01) 512 12 25.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen,
Rechtsmittelausführungen, Verfassung von Eingaben und die Ver-
tretung vor dem Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof, über-
nimmt Dr. Johann Gadzinski, Rechtsanwalt, 1040 Wien, Viktor-
gasse 20, Telefon und Fax (01) 504 55 70 oder Mobiltelefon
(0699) 10 14 30 25.

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kolli-
sionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht:
The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings,
Temple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Tele-
fax (0044171) 353 57 78.

■

OÖ, eintragungsfähiger RAA (mit absolvierter RA-Prüfung) sucht
Einstiegsmöglichkeit (auch im Angestelltenverhältnis).

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100516.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien, 1. Bezirk, sucht Mitarbeiter(in) mit
Praxis für selbständige Kurrentienbearbeitung über ADVOKAT.
Anrufe erbeten unter (01) 512 34 01-23.

PRIVATRECHT TOTAL

Seminar

Zivilrecht/Handelsrecht/Verfahrensrecht
Arbeitsrecht/Bankrecht/Versicherungsrecht

Internet/Euro/EVÜ/EuGVÜ

27.–29. Mai/10.–12. Juni
17.–19. Juni/24.–26. Juni

Information/Prospekt:
(01) 310 53 56/43

http://www.juranovit.at



Anwaltssekretärin, 46 Jahre, 9 Jahre Praxis in international tätiger
Wirtschaftsanwaltskanzlei, perfekte EDV- und Englischkenntnisse,
sucht neuen Wirkungskreis. Bietet außerdem ihre Dienste auch
für Schreibtätigkeit freiberuflich an (Schreibarbeit beim Klienten,
S 150,–, exkl MWSt, zuzüglich Fahrtkosten).
Tel/Telefax (02252) 780 02.

■

Jüngere Kanzleileiterin mit rund 12jähriger einschlägiger Praxis,
versiert in sämtlichen Aufgabengebieten, sucht anspruchsvolle Stelle
in Wien oder dem südlichen Niederösterreich ab Jänner 2000;
früherer Beginn möglich.
Zuschriften an den Verlag unter „Neubeginn“, Chiffre A-100517.

■

Kanzleibote, Allrounder, PC, eigener PKW, äußerst engagiert und
zuverlässig, sucht Betätigungsfeld in Horn, Krems in Anwaltskanz-
lei, auch Teilzeit.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100518.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht jungen Kollegen/in mit RA-Prüfung für lang-
fristige Zusammenarbeit.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100514.

■

Rechtsanwaltsanwärter mit Prüfung mit der Möglichkeit späterer
Partnerschaft gesucht. Dr. Paul Friedl, 8552 Eibiswald 20, Tel
(03466) 433 66, Fax (03466) 433 66-14.

■

Tirol: RAA mit Prüfung sucht Stelle in Kanzlei (Innsbruck– Inntal)
zwecks späterer Partnerschaft oder Übernahme.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100513.

■

Ich verfüge über große Kanzleiräumlichkeiten in bester Innenstadt-
lage und biete 3 bis 4 jungen Kollegen Einstieg in Regiegemein-
schaft. Tel (01) 512 17 14.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Linz-Zentrum bietet Kollegen(in) Regie-
gemeinschaft an.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100515.

■

Möchten Sie als Partner(in) in eine gut funktionierende Regie-
gemeinschaft einsteigen? Kanzlei in top-Lage, verkehrsgünstig
(U1/U3), vorzügliches Arbeits- und Raumklima, technische Ein-
richtungen und Bibliothek zur Mitbenützung vorhanden.
Bei Interesse rufen Sie bitte (01) 513 13 28.

Bundesgesetzblatt 1985–1996 komplett, gebunden, zu verkaufen.
Preis nach Vereinbarung. Interessenten melden sich bei RA Dr. Voit-
hofer, 1010 Wien, Eßlinggasse 9.

Tel (01) 536 50-0.

■

Stubenring, zwei Rechtsanwaltskanzleien zu vermieten, 417 m2,
HZ S 50.000,– sowie 242 m2, HZ S 24.200,–.

Berchtold Immobilien, Tel (01) 512 86 73-14.

■

Kanzlei, 300 m2, Rathausviertel, in Wien 1, Gründerzeithaus, re-
präsentative, voll adaptierte Räume, Parkmöglichkeit in Kurzpark-
zone vor dem Haus oder Parkgarage in der Nähe, direkt vom
Eigentümer zu vermieten. Tel (01) 406 89 48-0.

Zur ehesten Übernahme einer sehr gut eingeführten Kanzlei
in Mühlviertler Bezirksstadt (4 BG im Umkreis, max 40 Auto-
minuten zu den Linzer Gerichten) wird wegen Emeritierung zu
kulanten Bedingungen ein (möglichst schon eintragungsfähiger)
Kollege gesucht.
RA Dr. Albrecht Schröder, 4150 Rohrbach, Tel (07289) 85 16,
Fax (07289) 85 16-4.
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Mödling: Kanzleiräume, 137 m2 und 111 m2 zu vermieten, auch
Wohnung oder Dachgeschoßausbau möglich. Tel (0463) 434 49.

■

Repräsentative Kanzleiräumlichkeiten im 1. Bezirk, zentrale Lage
unmittelbar neben der Rechtsanwaltskammer, 93 m2, alle Neben-
räume, guter Zustand, S 120,–/m2 zzgl Nebenkosten, geringe Ab-
löse, zum nächstmöglichen Zeitpunkt in unbefristeter Hauptmiete.
Tel (01) 533 29 20.

Stubenring, prachtvoll renoviertes Jugendstilhaus, zufolge Über-
siedlung eines Anwaltskollegen ist ein topsaniertes Büro, 185 m2

mit komplett neuer Computerinstallation, ab 1. 7. 1999 zu vermie-
ten. Verhandlungsbasis S 170/m2.
Anfragen unter Tel (01) 513 26 01.

■

Luxuseigentumswohnung – 7. Bezirk, im Dachgeschoß eines
prächtigen Stilhauses mit Lift, 131 m2 – 185 m2 – 201 m2. Terras-
sen, Parkettböden, Marmorbäder, modernste Küchen. Verkehrs-
günstige Lage mit Garagenplatz, gute Infrastruktur.
Kauf provisionsfrei vom Eigentümer, Tel (0043/1) 798 75 93-12,
Fax (01) 798 75 93-17.

■

Reichsratsstraße/Uni,
a) Dachgeschoß, 685 m2, klimatisiert,
b) 3. Obergeschoß, 136 m2,
c) 2. Obergeschoß, 274 m2,
preisgünstig, ohne Vermittlung, direkt durch die Eigentümer, Tel
(01) 405 92 25.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.
BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Telefon
(01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

Direkt hinter dem Landesgericht zu vermieten: 187 m2 Büro zu
S 105,–/m2 Hauptmiete in 1080 Wien, Wickenburggasse 13.
Parkettböden, Teeküche, Etagenheizung, kleine Terrasse. Ga-
ragenplätze vorhanden. ÖBV-Immobilien GesmbH, Tel (01)
408 88 76-14, Fr Jakubetzki.

1090 Wien, Alser Straße 26, 141 m2-Büro zu S 75,–/m2 Haupt-
miete. Großraum, Küche, Nebenräume. Komplett an ruhiger
Gartenseite. ÖBV-Immobilien GesmbH, Tel (01) 408 88 76-14,
Fr Jakubetzki.
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